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Zusammenfassung

(a) Untersuchungsdesign

Die Aktualisierung der Zwischenbewertung des Agrarinvestitionsférderungsprogramms
(AFP), das in Rheinland-Pfalz ein Teil des Einzelbetrieblichen Férderungsprogramms
(EFP) ist, wurde zentral fur alle deutschen Flachenlander nach einem einheitlichen Ver-
fahren durchgefihrt. Die wesentlichen Informationsquellen waren Betriebsleiterbefragun-
gen und ein Workshop mit AFP-Beratern, Investitionsbetreuern und Vertretern der Bewil-
ligungsstellen. Aufgrund der knappen Zeitvorgabe wurde die Untersuchung auf die
Schwerpunkte Grol3e Investitionen in der Milchviehhaltung und im Zierpflanzenbau sowie
auf Kleine Investitionen ohne Produktionseingrenzung konzentriert. Im Rahmen eines Zu-
satzauftrages wurden auch Technikinvestitionen im Steillagenweinbau analysiert. Die im
Rahmen der Befragung untersuchten geforderten Betriebe sind im Wesentlichen den Be-
willigungsjahren 2000 bis 2002 zuzuordnen.

Da in der Praxis in den vergangenen Jahren — insbesondere in der Tierhaltung — beinahe
alle groReren baulichen Investitionen 6ffentlich geférdert wurden, ist es nicht méglich, die
geforderten Betriebe mit nicht geforderten Referenzbetrieben zu vergleichen. Der in der
Untersuchung gewdéhlte Ansatz, mindestens zehn Jahre (seit 1995) nicht mehr gefdrderte
Betriebe zu Vergleichszwecken heranzuziehen, ist nur eingeschrénkt geeignet, da es sich
bei den Vergleichsbetrieben haufig um kurz vor der Betriebsaufgabe oder unmittelbar vor
einer geforderten Investition stehende Betriebe handelt. Im explorativen Sinn sind jedoch
Erkenntnisse moglich, die in weiteren Analysen Verwendung finden werden.

(b) Umfang und Struktur der Forderung

Im Zeitraum 2000 bis 2004 wurden in Rheinland-Pfalz insgesamt 1.331 Forderfalle nach
den AFP-Richtlinien bewilligt. Das damit verbundene forderfahige Investitionsvolumen
betragt 167 Mio. €. Der Schwerpunkt der AFP-Forderung liegt im Gebaudebereich, darun-
ter viele Rinderstalle und Kellereinrichtungen im Weinbau. Rund ein Viertel der geforder-
ten Investitionsvolumina bzw. knapp 15 % der Falle entfallen auf Diversifizierung und
hier Gberwiegend auf den Direktverkauf von Wein. Auffallend ist in Rheinland-Pfalz der
groRe Anteil der mobilen Auflentechnik und Geréte, auf die fast die Hélfte der Bewilli-
gungen (im Jahr 2004 sogar 80 %) und ein Finftel des gefdrderten Investitionsvolumens
entfallt. Rund 16 % aller Forderfalle und etwa 51 % der GroRen Investitionen erhielten
eine Junglandwirteférderung.

Im Rahmen des Landesprogramms zur Férderung von Spezialmaschinen in Weinbau-
steillagen und moderner Umwelttechnik wurden von 2000 bis 2004 insgesamt 74 FOr-
derantrdge mit einem forderféahigen Investitionsvolumen von 1,8 Mio. € bewilligt. Rund
90 % davon entfallen auf den Steillagenweinbau. Da die im Landesprogramm forderfahi-
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gen Maschinen seit 2004 auch tber das AFP auch tber das AFP geférdert werden kénnen,
wurde die LandesmalRnahme temporér ausgesetzt.

(c) Ergebnisse

Die Untersuchung hat ergeben, dass sich die wesentlichen positiven Wirkungen der gefor-
derten Investitionen in den Bereichen Arbeitsbedingungen und Erweiterung der Produkti-
onskapazitéten ergeben. Bei den GroRen Investitionen im Milchbereich handelt es sich in
vielen Féllen um eine Umstellung von Anbinde- auf Laufstallhaltung mit den damit ver-
bundenen positiven Wirkungen fir Arbeitswirtschaft, Arbeitsbedingungen, Produktqualitat
sowie Tierschutz und Tiergesundheit. Die Gewinnentwicklung der geférderten Betriebe
hat sich weitgehend positiv vom Trend der rheinland-pfélzischen Milchviehbetriebe abge-
hoben, konnte den Einfluss des sinkenden Milchpreises allerdings nur in Ausnahmefallen
kompensieren. Angesichts der sehr begrenzten Verbreitung von Controlling-Instrumenten,
wie z.B. Betriebszweigauswertungen, und der vielfach geringen Prasenz von betriebswirt-
schaftlichen Erfolgskennziffern in der landwirtschaftlichen Praxis sind Aussagen zur Er-
folgswirtschaft und Kostenstruktur der Betriebe beider Produktionszweige jedoch nur sehr
begrenzt belastbar. Dieser Bereich wird in der Ex post-Bewertung anhand der Auswertung
der Auflagenbuchfiihrung naher beleuchtet. Auch im Umweltschutz werden durch viele
Investitionen Vorteile erzielt, die aber weitgehend Kuppelprodukte von aus wirtschaftli-
chem Interesse durchgefiihrten Investitionen sind.

Von den Kleinen Investitionen gehen deutlich weniger Initialwirkungen aus. In vielen Fél-
len handelt es sich bei diesen Investitionen um solche, die auch ohne Forderung durchge-
fihrt wirden und damit erhebliche Mitnahmeeffekte beinhalten. Im Gegensatz dazu wiir-
den Grol3e Investitionen in vielen Féllen ohne Forderung nicht stattfinden, da der dann
hohere Kapitaldienst aus Sicht der Betriebsleiter nicht tragbar oder die Rentabilitat der
Investition zu gering ware.

Auch die Forderung von Spezialmaschinen im Steillagenweinbau sollte Gberpruft werden,
da entsprechende Investitionen in zahlreichen Féllen auch ohne Férderung rentabel sind
und daher auch ohne Beihilfe realisiert wiirden. Uberdies handelt es sich mit durchschnitt-
lich 27.000 € forderfdhigem Investitionsvolumen um vergleichsweise geringe Summen.

Entgegen den Erwartungen ist der Zugang zum Kapitalmarkt aus Sicht der Betriebsleiter
bislang kaum ein Problem. Mit Basel Il werden jedoch fiur zahlreiche Betriebe zumindest
nach Ansicht der Berater in Rheinland-Pfalz kiinftig vermehrt Schwierigkeiten erwartet,
Kredite zu tragbaren Bedingungen zu erhalten. Die Beibehaltung der Birgschaftsregelung
sollte daher Uberprift werden, wird aber in Anbetracht der erwarteten zukiinftigen Ent-
wicklung als sinnvoll angesehen.
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Die Junglandwirteforderung scheint in Rheinland-Pfalz nur begrenzte strukturpolitische
Wirkungen zu entfalten und damit das Foérderziel in zahlreichen Fallen zu verfehlen,
wenngleich verschiedentlich, insbesondere von Beratern, auf einen gewissen Vorziehef-
fekt hinsichtlich der Hoflibergabe bzw. der Einbeziehung der Hofnachfolger in die Be-
triebsleitung hingewiesen wird.

(d) Empfehlungen

Aufbauend auf den Untersuchungsergebnissen und vor dem Hintergrund der kiinftigen
Rahmenbedingungen (v.a. Agrarreform, Mittelknappheit) empfehlen die Bewerter, bereits
kurzfristig das AFP in Rheinland-Pfalz auf GroRe Investitionen mit deutlichen Struktur-
oder Rationalisierungseffekten zu konzentrieren, dabei die in einigen Produktionsberei-
chen bestehenden Kapazitatsbeschrankungen zu lockern oder aufzuheben und die Forde-
rung grundsatzlich auf einen Zuschuss ohne Kreditbindung umzustellen. Die Untergrenze
fur das forderfahige Investitionsvolumen sollte deutlich angehoben werden’. Die Forde-
rung von mobilen Maschinen und Geraten, d.h. auch flr Spezialmaschinen des Steilla-
genweinbaues, sowie von Anlagen zur Energieerzeugung sollte kritisch Gberprift werden.
Das Gleiche gilt fur die Weiterfihrung der Junglandwirteforderung.

Mittel- und langfristig sollten auf der Grundlage einer konsequenten Interventionslogik
nur dann Investitionen im Agrarbereich gefordert werden, wenn der Markt, z.B. aufgrund
von Strukturbriichen, nicht zu einer effizienten Faktorallokation fihrt. Daruber hinaus
werden Innovationen und unter gewissen Bedingungen auch die Bereitstellung 6ffentlicher
Guter als forderwirdig angesehen. In allen Féllen ist jedoch grundsétzlich eine zeitliche
und gegebenenfalls regionale Begrenzung der Intervention festzulegen.

Die Bewerter schlagen eine Forderuntergrenze von mindestens 50.000 € vor.
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0 Vorbemerkung

Die Aktualisierung der Zwischenbewertung des Agrarinvestitionsférderungsprogramms
(AFP) in Rheinland-Pfalz wird im Rahmen einer zentralen Evaluierung durch die Bundes-
forschungsanstalt fur Landwirtschaft (FAL)® durchgefilhrt. Neben dem AFP wird in
Rheinland-Pfalz auf der Grundlage einer Zusatzvereinbarung auch die Férderung von Spe-
zialmaschinen fir Weinbausteillagen und moderner Techniken zur umweltschonenden
Ausbringung von Flussigmist und Pflanzenschutzmitteln untersucht (RL Spezialtechnik).
Dieser Bereich wird im vorliegenden Text aufgrund der relativ geringen finanziellen Be-
deutung jedoch nur randstandig behandelt.

1 Ausgestaltung der Agrarinvestitionsférderung

1.1  Ziele der Agrarinvestitionsférderung

(a) Verordnung (EG) Nr. 1257/1999

Die Verordnung Uber die Forderung der Entwicklung des landlichen Raumes stellt den
konzeptionellen und rechtlichen Rahmen fiir die Agrarinvestitionsforderung dar. In der
Begrindung fur die Investitionsforderung wird auf die fehlenden strukturellen Bedingun-
gen vieler landwirtschaftlicher Betriebe hingewiesen, die fiir angemessene Einkommen
und Lebensbedingungen der betroffenen Familien notwendig sind (Européischer Rat,
1999, Grund (17)). Die Investitionshilfen sollen zur Modernisierung und groéReren Wirt-
schaftlichkeit der Betriebe beitragen.

Eine besondere Férderung von Junglandwirten wurde in den Férderkatalog aufgenommen,
eine Begrundung der Intervention wird jedoch nicht gegeben.

(b) AFP-bezogene Ziele im GAK-Rahmenplan

Die nationale Agrarinvestitionsforderung bewegt sich im Rahmen der EU-Verordnung Nr.
1257/99 (Européischer Rat, 1999). Erwahnenswert im Hinblick auf das AFP ist der Rich-
tungswechsel, der nach der BSE-Krise im Jahr 2000/01 vollzogen wurde. Wé&hrend im
Rahmenplan 2001-2004 (Deutscher Bundestag, 2001) zur ,,Verbesserung der Wettbe-
werbsfahigkeit durch Rationalisierung und Kostensenkung* ékonomische und strukturelle
Ziele noch im Mittelpunkt standen, wird seit dem Rahmenplan 2002-2005 die ,,Unterstut-
zung einer wettbewerbsfahigen, nachhaltigen, umweltschonenden, tiergerechten Landwirt-
schaft* als Zuwendungszweck ausgegeben. Dadurch sind verschiedene Aspekte der Erfil-

Institut flir Betriebswirtschaft.
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lung nicht-6konomischer gesellschaftlicher Anforderungen an die Landwirtschaft starker
in den Vordergrund geriickt (z.B. Deutscher Bundestag, 2004, S. 85 ff.) Allerdings wird
eine Hierarchisierung der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Ziele nicht vorgenom-
men.

(c) AFP-Richtlinien

Die Léander kdnnen in ihren AFP-Richtlinien nicht Gber die Bestimmungen des Rahmen-
plans hinausgehen, sofern sie eine Mitfinanzierung des Bundes wiinschen. Die Bundeslan-
der kdnnten aber Einschrdnkungen vornehmen, was die Kofinanzierung durch den Bund
nicht behindern wirde. Der Zuwendungszweck des Rahmenplanes findet sich in der AFP-
Richtlinie 2004 des Landes Rheinland-Pfalz analog wieder (MWVLW, 2004). Auch die
oben angefiihrte Anderung in den Prioritaten der Férderung wurde in den Richtlinien von
2001 auf 2002 in Rheinland-Pfalz simultan vollzogen. Das vor aus Sicht der einzelnen
Bundesléander verstandliche Ziel der mdglichst vollstandigen Ausschépfung der Kofinan-
zierungsanteile von EU und Bund muss bedacht werden, um die Ausgestaltung der AFP-
Richtlinien mit ihren Zielen im Einzelfall verstehen und nachvollziehen zu kénnen.

(d) Junglandwirteférderung

Junglandwirte in Rheinland-Pfalz koénnen zusatzlich neben der AFP-Junglandwirte-
forderung eine Niederlassungspramie erhalten, die nicht an eine Grol3e Investition gebun-
den ist. Hauptziel dieser Mafnahme ist, durch die Erleichterung der Betriebstubernahme
einen qualifiziert ausgebildeten Unternehmernachwuchs zu sichern, die Altersstruktur der
Betriebsinhaber zu verbessern und damit zur Erhaltung einer existenzfahigen, hauptberuf-
lichen Landwirtschaft beizutragen (MWVLW 2003, S. 160).

1.2 Einordnung der MaBRnahme in den Forderkontext

Der Plan des Landes Rheinland-Pfalz zur Entwicklung des landlichen Raumes ZIL® dient
u.a. dazu, die MalRnahmen zur Férderung der Agrarstruktur in einen gréfReren Zusammen-
hang mit anderen MalRnahmen zur Férderung des landlichen Raumes zu stellen, sie zu be-
grinden und eine Zielhierarchie zu erstellen. Aullerdem werden die einzelnen Maltnahmen
kurz beschrieben, so auch die in das Einzelbetriebliche Forderungsprogramm (EFP) integ-
rierten FordermalRnahmen AFP einschlieBlich der Junglandwirteférderung (JLWF) im
Rahmen des AFP, das Junglandwirteférderungsprogramm (JFP) des Landes und die RL
Spezialtechnik (MWVLW,; MUF, 2003, S. 135 ff.).

Zukunftsinitiative fir den landlichen Raum.
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Das AFP ist dem Forderschwerpunkt | ,,Verbesserung der Produktionsstruktur® zugeord-
net. Zur Begrundung der Investitionsforderung wird im ZIL festgestellt, dass die Betriebe
in Rheinland-Pfalz deutlich kleiner als in Konkurrenzregionen sind. Es wird weiter ausge-
fihrt, dass vor allem kleinere und mittlere Betriebe der Tierhaltung die notwendigen
Wachstumsinvestitionen nicht finanzieren konnen. Dies betrifft insbesondere Junglandwir-
te. Es wird im ZIL ferner darauf verwiesen, dass viele Betriebe nach wie vor eine zu ge-
ringe Ausstattung mit Produktionsfaktoren haben, die die Erwirtschaftung eines ausrei-
chenden Einkommens nicht erlaubt. In der Folge sind viele potenzielle Hofnachfolger
nicht mehr bereit, die Betriebe weiterzufihren (MWVLW; MUF, 2003, S. 26, 85-86).
Gleichzeitig wird angemerkt, dass die im Strukturwandel freigesetzten Faktoren problem-
los von den verbleibenden Betrieben Gbernommen wurden und diese Entwicklung auch
klinftig erwartet wird (S. 27).

In der Darstellung der Ziel-Mittel-Zusammenhange des ZIL wird die Investitionsforderung
mit fast allen Hauptzielen der Landesagrarpolitik positiv verknipft (S. 83). Als Oberziele
der Investitionsforderung werden angesichts von Nachteilen in der GroRenstruktur und der
Wirtschaftskraft der rheinland-pfalzischen Betriebe die Strukturverbesserung und die Ra-
tionalisierung festgelegt, um dadurch die Produktionskosten zu senken und die wirtschaft-
liche Leistungsféhigkeit der Betriebe zu steigern (S. 136-137). Dies soll z.B. im Bereich
Milchviehhaltung durch eine Erhéhung des Anteils der Boxenlaufstélle erreicht werden,
deren Finanzierung nach Ansicht der Landesregierung die Mdoglichkeiten kleinerer und
mittlerer Betriebe Ubersteigt und daher einer 6ffentlicher Unterstiitzung bedarf (S. 136).
Die Bereiche Schweine- und Rinderhaltung sollen strukturell verbessert und im Rahmen
bestehender Wachstumskontingente ausgebaut werden, weil befiirchtet wird, dass bei ei-
nem weiteren Ruckgang der Viehbestdnde eine bestimmte kritische Masse nicht mehr er-
reicht wird, um die notwendige Infrastruktur (z.B. Tierarzt, Verarbeitung) aufrecht zu er-
halten.

Im Hinblick auf die Junglandwirteférderung wird im Gegensatz zur Investitionsférderung
keine nachvollziehbare Darstellung des Problems gegeben. Der Hinweis auf die Alters-
struktur ist nicht ausreichend, da gleichzeitig darauf verwiesen wird, dass die rheinland-
pfalzischen Betriebe wesentliche Fortschritte im Bereich des einzelbetrieblichen Grolen-
wachstums bendtigen. Ein Strukturproblem wirde sich erst dann ergeben, wenn die frei
werdenden Ressourcen nicht mehr von anderen Betrieben aufgenommen wirden (S. 158).
Hier zeigt sich ein gewisser Zielkonflikt, da die beschleunigte Verbesserung der Betriebs-
struktur auf der einen Seite die verstarkte Aufgabe von kleineren landwirtschaftlichen Be-
trieben erfordert. Uber die Junglandwirteférderung werden andererseits zusatzliche Anrei-
ze geschaffen, Betriebe im Sektor zu halten.
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1.3 Malnahmengestaltung

Die Foérdermodalitadten in den Landern werden im Einzelnen durch die Richtlinien gere-
gelt. Eine genaue Darstellung dessen, wer, wie und unter welchen Umstanden geférdert
werden kann, entfallt hier mit Verweis auf die Foérderrichtlinien (MWLVW, 2004) und den
Bericht der Zwischenevaluierung (Sterner, 2003).

Anderungen seit 2003

Die Anderungen des Rahmenplanes wurden gréRtenteils direkt in die Landesforderrichtli-
nien tbernommen. So kdnnen seit 2003 Investitionen zur regenerativen Energieerzeugung
auch dann gefordert werden, wenn der erzeugte Strom ins Offentliche Netz eingespeist
wird. Im Jahr 2004 wurde die RL Spezialtechnik ausgesetzt, da eine Forderung im Rah-
men des AFP moglich wurde. Weitere Anderungen sind:

— Mdgliche Zuschussforderung in HOhe von 20 % anstelle der Zinsverbilligung bei
Kleinen Investitionen seit 2003 (entsprechend AFP-Rahmenplan);

— Erhdhung der Prosperitatsgrenze bei verheirateten Personen von 90.000 € auf
120.000 € seit 2005 (entsprechend AFP-Rahmenplan);

— Reduzierung der Forderung von Biogasanlagen von max. 100.000 € bzw. 25 % (bis
3.10.2004) auf max. 50.000 € bzw. 20 % (ab 4.10.2004), spater auf max. 20.000 €
bzw. 20 % (ab 2/2005) und zuletzt auf 10.000 € bzw. 10 % (ab 16.7.2005);

— Forderausschluss von Photovoltaikanlagen ab 1.6.2005;

— Reduzierung des Zuschusssatzes bei Mulchsaatgeraten und anderen Maschinen und
Geraten zur umweltgerechten Produktion von 35 % auf 20 % ab 2005; weitere Redu-
zierung des Zuschusssatzes von 20 % auf 10 % ab 1.6.2005.

2 Untersuchungsdesign und Daten

2.1 Untersuchungsdesign

Im Folgenden wird die Gesamtkonzeption der Untersuchung tber die Bundeslander hin-
weg dargestellt, damit die Vorgehensweise bei der AFP-Bewertung in Rheinland-Pfalz
deutlich wird.

(a) Zielsetzung der Bewertung

Die wesentlichen Ziele der Untersuchung bestehen darin, die Wirkungen des AFP ein-
schlieBlich JLWF, des JFP und der RL Spezialtechnik zu analysieren und darauf aufbau-
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end Optimierungspotenziale im Hinblick auf die Kernziele der MaRnahme abzuleiten. Da
die Kernziele und ihre Hierarchie in den Richtlinien nicht definiert sind, sollen sie in Zu-
sammenarbeit mit Beratern, Vertretern der Bewilligungsstellen und dem zustandigen
Fachministerium identifiziert werden. Dabei sollen die kiinftigen Herausforderungen
durch die aktuelle Agrarreform Bericksichtigung finden. Aufbauend auf der Bewertung
der Malknahmen zur Investitionsforderung sollen konkrete Handlungsoptionen sowohl
kurzfristig fur die verbleibende Forderperiode bis Ende 2006 als auch fur die nachste Peri-
ode ab 2007 erarbeitet werden.

(b) Untersuchungskonzept

Bei der Untersuchung sind die Vorgaben der EU-Kommission fur die Bewertung der Kapi-
tel I (Investitionen in landwirtschaftlichen Betrieben) und 11 (Niederlassung von Jung-
landwirten) zu beachten. Diese VVorgaben haben das Untersuchungskonzept und die Struk-
tur des Berichtes wesentlich mitbestimmt.

Die Untersuchung besteht aus finf Elementen. Am Beginn stand ein Gesprédch mit dem
Auftraggeber (zustandiges Fachministerium), in dem eine Prézisierung des vom Evaluator
vorgesehenen Untersuchungskonzeptes erreicht werden sollte. Das Ergebnis tragt sowohl
der knappen Zeitvorgabe' als auch den inhaltlichen Wiinschen des Auftraggebers Rech-
nung. Das Konzept sieht vor, die Analyse auf einige wesentliche inhaltliche Schwerpunkte
zu konzentrieren. Die Erhebung von Primardaten soll zudem auf bestimmte Regionen be-
grenzt werden, die im Hinblick auf die inhaltlichen Schwerpunkte typisch und somit aus-
sagekraftig sind.

Wichtigster Teil der Daten- und Informationsgewinnung war eine Betriebsleiterbefragung.
Dabei wurde ein Schwerpunkt bei GroBen Investitionen® in der Milchviehhaltung gesetzt,
weil in diesen Produktionsbereich ein groRBer Anteil der Fordermittel flieRt. Ein weiterer
Schwerpunkt waren Kleine Investitionen ohne Einschrankung der Investitionsbereiches,
weil diese Forderfélle, die durch geringere Forderauflagen und eine geringere Beihilfein-
tensitat gekennzeichnet sind, den Grofteil der bewilligten Foérderungen ausmachen
(s. Kap. 4). Hauptintention dieses Analyseschwerpunktes ist, zu klaren, ob von Kleinen
Investitionen nennenswerte Initialwirkungen ausgehen. In Rheinland-Pfalz wurde ergén-
zend ein Schwerpunkt im Bereich der Spezialtechnik (Weinbausteillagen, Umwelt) gesetzt

Es standen lediglich sechs Monate fiir die Einarbeitung, Konzeptentwicklung, Datenerhebung und
-analyse sowie die Durchfuhrung von Workshops und Expertengesprachen und deren Auswertung zur
Verfiigung.

Die Unterscheidung von ,,Grofen Investitionen“ und ,,Kleinen Investitionen“ orientiert sich an der
Diktion der Fordergrundsatze fiir das AFP im GAK-Rahmenplan seit 2002. Die korrespondierenden
Bezeichnungen vor 2002 sind ,,Kombinierte Investitionsférderung* und ,,Agrarkredit®.



Bewertung AFP — Rheinland-Pfalz 9

und durch eine speziell ausgerichtete Datenerhebung abgedeckt. Zusétzlich wurden Grol3e
Investitionen in Gewéachshausbauten im Zierpflanzenbau als ein weiterer Schwerpunkt
gewahlt, weil diese regional eine groRe Bedeutung bei der Férderung haben’.

Daruber hinaus wurden im Bereich Milchviehhaltung auch Betriebe erhoben, die mindes-
tens zehn Jahre keine Investitionsforderung in Anspruch genommen haben. Diese Betriebe
sollten im Idealfall als VVergleichsgruppe dienen oder im explorativen Sinn Zusatzinforma-
tionen zur investiven Forderung aus Sicht einer nicht teilnehmenden Gruppe liefern.

Um die aus der Schwerpunktsetzung der Betriebsleiterbefragung resultierenden Informati-
onsliicken weitgehend zu schlieBen und um eine Absicherung der aus der Befragung ge-
wonnenen Informationen zu erhalten, wurde in jedem Bundesland ein Beraterworkshop
durchgefiihrt’. Daran nahmen AFP-Berater, Investitionsbetreuer und Vertreter der Bewil-
ligungsstellen teil. Die Teilnehmer sollten die Befragungsergebnisse im Hinblick auf die
Ubertragbarkeit auf nicht erhobene Regionen und Investitionsbereiche, z.B. die Milchpro-
duktion in Rheinland-Pfalz, prifen und ergénzen. Daruber hinaus sollten sie an der Erar-
beitung von Vorschlagen fur die kiinftige Ausrichtung der Agrarinvestitionsforderung
mitwirken. Im Nachgang zum Beraterworkshop sollten die Teilnehmer noch einen kurzen
schriftlichen Fragebogen zu erganzenden Aspekten (z.B. Verwaltungsverfahren) ausfillen.

Die Analyse der nicht selbst erhobenen sekundarstatistischen Daten wurde in der Aktuali-
sierung auf das zur Beschreibung der Grundgesamtheit notwendige Mindestmal} (Forder-
fallstatistik) reduziert. Die Grinde dafur sind die nur eingeschrankte Verfigbarkeit der
Daten und die begrenzte Aussagekraft der vorliegenden Datensatze.

Am Schluss der Aktualisierungsbewertung wurde ein Validierungsgesprach mit dem Auf-
traggeber durchgefihrt, in dem die Ergebnisse der Bewertung und die entsprechenden
Grundlagen vorgestellt sowie auf Konsistenz und Richtigkeit geprift wurden.

In Rheinland-Pfalz wird auf diesen Erhebungsteil kein Bezug genommen.

In Rheinland-Pfalz wurde je ein Workshop zum Bereich Landwirtschaft (besonders Milchviehhaltung)
und zum Weinbau (besonders Steillagenweinbau) durchgefiihrt.
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2.2 Daten

(a) Priméardaten aus eigenen Erhebungen

Die wesentliche Datengrundlage der Aktualisierung der Halbzeitbewertung der Agrarin-
vestitionsférderung entstammt der Betriebsleiterbefragung. Es wurden insgesamt 156 Be-
triebe erhoben (s. Abb. 1). Davon entfielen auf Grol3e Investitionen in der Milchviehhal-
tung (GI) 62, auf Kleine Investitionen (KI) 44 und auf nicht geférderte Betriebe (ng) 28.
Die regionalen Schwerpunkte fir den Milchsektor lagen im Norden, Suden und Osten
Deutschlands, um die unterschiedlichen agrarstrukturellen Verhéltnisse in die Erhebung
einzubeziehen. Zudem wurden 22 Betriebsleiter von Zierpflanzenbaubetrieben am Nieder-
rhein befragt, die GroRe Gewdachshausinvestitionen durchgefihrt haben.

Abbildung 1: Betriebsleiterbefragung - Erhebungsstandorte

Region Gl Kl ng Alle
NI 22 14 9 45
NW 22 . . 22
BW/BY 24 12 10 46
MV/ST 16 18 9 43
Brandenburg
Sachsen-Anhalt A||e 84 44 28 156

Anzahl Betriebe

Rheinland-Pfalz 0O 1<= 2
Saarland . 2<: 4
@ 4<= 6

Bayern
Baden-Wirttemberg . 6<= 8
@® 8<=10

Quelle: Eigene Darstellung

Um die Wirkungen der Férderung von Spezialmaschinen fir den Steillagenweinbau unter-
suchen zu kdénnen, wurden insgesamt 15 gefdrderte Winzer befragt, sechs davon an der
Ahr und neun weitere an der Mosel. Zehn der befragten Winzer fiihren ein eigenes Wein-
gut.
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Die Befragungen erheben keinen Anspruch auf statistische Représentativitat. Gleichwohl
liefern die Daten exemplarisch Erkenntnisse, die aufgrund ihrer gezielten Auswahl auf
andere Regionen mit variierendem Anpassungsbedarf tbertragbar sind. Zur Selektion der
Betriebe wurden die zustdndigen Landesstellen gebeten, Adressen von Betrieben bereitzu-
stellen, die etwa Uber zwei Jahre Erfahrung mit der geférderten Investition verfugen.
Demzufolge resultieren die Forderfalle Uberwiegend aus Bewilligungen der Jahre 2000 bis
2002. Die Teilnahmebereitschaft der Betriebsleiter war in allen Befragungsteilen sehr
groB. Nur bei der Gruppe der nicht geforderten Betriebe gab es z.T. Schwierigkeiten, aus-
reichend Vergleichsbetriebe zu erheben. Die Ergebnisse dieser Gruppe haben daher ledig-
lich explorativen Charakter.

Die Befragung wurde im Februar 2005 mittels eines personlichen Direktinterviews durch-
gefuhrt. Der dabei verwendete Befragungsbogen hatte eine gemeinsame Plattform fir alle
Betriebsgruppen und spezielle Teile fur GrofRe Investitionen in Milchviehhaltung und
Zierpflanzenbau, Kleine Investitionen sowie nicht geférderte Betriebe. Fir die Befragung
der Winzer wurde ein eigener Fragebogen entwickelt (s. Anhang 1). Die Einzelinterviews
dauerten im Durchschnitt eineinhalb bis zwei Stunden. Der gewahlte Befragungsmodus
gewabhrleistete eine weitgehend vollstdndige Beantwortung der Fragebdgen.

Die wesentlichen Inhalte der Befragungen waren

— die heutige Betriebsstruktur und deren Entwicklung in den vergangenen 15 Jahren,

— die wesentliche Investitionstatigkeit im selben Zeitraum (Objekte, Finanzvolumen,
Forderung),

— Wirkungen der geférderten Investitionen,

— kainftige Betriebsstrategien und Investitionsplane,

— Erfolgsentwicklung (vor und nach der geforderten Investition),

— hypothetische Entwicklung ohne Férderung,

— Investitionshemmnisse,

— Reaktion auf die Anforderungen der Agrarreform (Cross Compliance) und
— Kooperationserfahrungen und -pléane.

Die im Nachgang zum Beraterworkshop durchgefiihrte schriftliche Beraterbefragung
(s. Anhang 2) beinhaltete Fragen zu Synergieeffekten zwischen dem AFP und anderen
FordermalRnahmen, zur Verbesserung der Marktposition der Betriebe durch das AFP, zu
regionalwirtschaftlichen Impulsen des AFP und zu Verbesserungsmoglichkeiten des Ver-
waltungsverfahrens. Der Riucklauf war in Rheinland-Pfalz mit nur vier Fragebdgen sehr
gering, so dass daraus allenfalls einige Hinweise entnommen werden kénnen.
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(b) Sekundéardaten

Als Sekundardatenmaterial zur deskriptiven Darstellung der Forderdynamik im zeitlichen
Ablauf, der Forderschwerpunkte nach GrolRen und Kleinen Investitionen sowie der Inves-
titionsarten wurde im Wesentlichen die GAK-Berichterstattung der Jahre 2000 bis 2004
genutzt, die in aggregierter Form vorliegt. Die Einzelfalldaten tiber Bewilligungen resul-
tieren direkt aus Mitteilungen des zustandigen Fachministeriums, die fur die Darstellung
der regionalen Verteilung der Forderfalle und der Investitionsschwerpunkte verwendet
wurden.

(c) Aussagekraft der Priméardaten

Wesentliche Grinde fir die relativ aufwéndige eigene Datenerhebung mittels persénlicher
Betriebsleiterbefragung waren die Aktualitat der Informationen, die mogliche Gesamtbe-
trachtung des geforderten Unternehmens einschlie3lich gewerblicher Nebenbetriebe und
anderer auBerbetrieblicher Beschéftigungen, sowie die Mdglichkeit, die geforderten Inves-
titionen in eine Unternehmensstrategie einzuordnen. Die gewahlte Informationsquelle be-
inhaltet aber auch mdgliche Nachteile: So ist damit zu rechnen, dass ein Teil der Antwor-
ten interessengeleitet erfolgt, z.B. wenn der Landwirt in Zukunft wieder eine Forderung in
Anspruch nehmen will.

Bei der Erhebung von nicht geforderten Vergleichsbetrieben im Milchbereich zeigte sich,
dass Betriebe, die aus grundsatzlichen Erwédgungen heraus eine AFP-Forderung nicht in
Anspruch nehmen, die Ausnahme sind. Gerade diese Gruppe wére jedoch als Vergleichs-
gruppe flr einen mit-ohne-Vergleich notwendig.

Um die Schwachen der Betriebsleiterbefragung zu kompensieren, wurde ein Beraterwork-
shop mit AFP-Beratern und Betreuern durchgefuhrt.

3 Finanzielle Ausgestaltung

Im Rahmen der neu bewilligten AFP-Forderfalle wurden in Rheinland-Pfalz 6ffentliche
Zuwendungen in Hohe von insgesamt 41,8 Mio. € zugesagt (s. Tab. 1). Dies ergibt je FOr-
derfall eine durchschnittliche Zuwendung von 30.283 €. Diese bewilligten Zuwendungen
sollen zu je rund 50 % national (GAK) und durch den EAGFL finanziert werden.

Die durch die Bewilligungen entstandenen bisherigen Auszahlungen unterscheiden sich
von den bewilligten Zuwendungen (s. Tab. 1 und 2). Dies liegt daran, dass den Zuwen-
dungsempfangern Mittel (Zuschiusse und abdiskontierte Zinszuschiisse) erst nach (Teil-)
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Durchfiihrung der bewilligten Investitionen ausgezahlt werden, was sich tber einen Zeit-
raum von bis zu vier Jahren nach der Bewilligung erstrecken kann. Tabelle 2 enthélt fur
das Jahr 2000 auRerdem Zahlungen aus Altfallen der vorangegangenen Programmperiode.

Tabelle 1: Hohe der im Rahmen des AFP bewilligten Offentlichen Zuwendungen
und deren Kofinanzierung durch den EAGFL im Programmzeitraum 2000
bis 2004 in Rheinland-Pfalz

Hohe der bewilligten 6ffentlichen Zuwendungen

EU-Haushaltsjahr Summe davon: EAGFL je Forderfall im Mittel
Mio. € % €
2000 7,3 50,0 38.112
2001 10,2 50,0 46.764
2002 6,3 49,8 31.980
2003 5,0 48,1 28.022
2004 12,9 49,8 21.767
Insgesamt 41,8 49,7 30.283

Quelle: MWVLW, Monitoringtabellen fur EU-Lageberichte, versch. Jg., eigene Berechnungen

Der Uberwiegende Teil der verausgabten Mittel wurde aus der GAK finanziert (67,9 %).
Aus dem EAGFL wurden 32,1 % der Auszahlungen mitfinanziert. Insgesamt liegt der
Landesanteil der bisherigen Auszahlungen wahrend der Programmperiode 2000 bis 2004
far das AFP bei etwa 27 %, wobei er innerhalb der Periode zwischen etwa 20 % und 40 %
schwankt (s. Tab. 2). Fir das Landesprogramm zur Férderung von Spezialmaschinen in
Weinbausteillagen und moderner Umwelttechnik wurden von 2000 bis 2004 Mittel in H6-
he von 517.786 € eingesetzt.

Tabelle 2: Hohe und Finanzierungsquellen der 6ffentlichen Ausgaben fir das AFP
im Programmzeitraum 2000 bis 2004 in Rheinland-Pfalz

Hohe der 6ffentlichen Ausgaben ohne Altverpflichtungen (in 1.000 €)

Haushaltsjahr GAK Zusatzliche Land(z/santell
Insgesamt EAGFL Landesmittel (%)
Bund (60 %) Land (40 %)

2000%) 15.275 317 8.975 5.983 0 39,2
2001 8.599 2.982 3.370 2.247 0 26,1
2002 8.700 4.273 2.656 1.771 0 20,4
2003 7.072 3.369 2.222 1.481 0 20,9
2004 10.196 5.056 3.084 2.056 0 20,2
Insgesamt 49.842 15.998 20.307 13.538 0 27,2

1) enthalt Altverpflichtungen aus der vorangegangenen Forderperiode
Quelle: MWVLW, GAK-Berichterstattung, versch. Jg., eigene Berechnungen
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4 Umfang und Struktur der Férderung

4.1 AFP

Im Zeitraum 2000 bis 2004 wurden in Rheinland-Pfalz im Rahmen des AFP insgesamt
1.331 Forderfalle mit einem forderungsfahigen Investitionsvolumen von 167,2 Mio. € be-
willigt. Die Anzahl der Bewilligungen unterscheidet sich erheblich in den Einzeljahren
(s. Abb. 2). Wéahrend die Anzahl der bewilligten Forderfélle in den Jahren 2000 bis 2003
zwischen 164 und 206 lag, stieg diese Zahl im Jahr 2004 deutlich auf knapp 600 For-
derfdlle an. Dieser starke Anstieg der Forderzahlen im Jahr 2004 ist im Wesentlichen den
Geréten und mobilen Betriebsmitteln zuzuschreiben, die rund 80 % aller Forderfalle und
bei den Kleinen Investitionen sogar 87 % der Bewilligungen ausmachen. Im Vergleich zu
den Jahren 2000 und 2001 ist die Zahl der GroRRen Investitionen in den Jahren 2002 bis
2003 erkennbar zurlickgegangen und schwankte zwischen 58 Forderféallen in 2003 und
112 Féllen in 2001.

Abbildung 2: Bewilligte AFP-Fo6rderfélle von 2000 bis 2004 nach GroRen und Klei-
nen Investitionen in Rheinland-Pfalz

700

O Kleine Investitionen

600

W GrolRe Investitionen

500 -

400 -

300

Anzahl Forderfalle

200

100 -

2000 2001 2002 2003 2004
Jahr

Quelle: MWVLW, GAK-Berichterstattung, versch. Jg., eigene Berechnungen

Die forderfahigen Investitionsvolumina folgen tendenziell der Anzahl der bewilligten
Grofien Investitionen, da durchschnittliche Investitionsvolumen liegt bei den Grof3en In-
vestitionen mit rund 263.000 € etwas vier Mal so hoch wie bei den Kleinen Investitionen
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(9@ 66.000 €). Nur im Jahr 2004 wird der starke Anstieg der Forderféalle auch im forderfa-
higen Investitionsvolumen reflektiert (s. Abb. 3).

Abbildung 3: Forderfahige Investitionsvolumina von 2000 bis 2004 nach GrofRen
und Kleinen Investitionen des AFP in Rheinland-Pfalz
70
60 OKleine Investitionen
W GroRe Investitionen
50
40 -
W
9
S
30
20 |
10 1
0

2000 2001 2002 2003 2004
Jahr

Quelle: MWVLW, GAK-Berichterstattung, versch. Jg., eigene Berechnungen

Die regionale Verteilung der Auszahlungen im AFP weist deutliche Schwerpunkte in den
Landkreisen Bitburg-Prim und Bad-Kreuznach sowie der Ost-Pfalz auf (s. Abb. 4). Ein
weiterer Schwerpunkt der Forderung liegt entlang der Mosel.

Ein groBer Teil der Forderung entféllt auf die grinlandreichen Mittelgebirgsregionen und
hier insbesondere auf den Bezirk Trier, wo alleine 56,5 % der Milchreferenzmengen von
Rheinland-Pfalz ermolken werden (LWK RLP, 2004, S. 30). Bitburg-Prim ist der Kreis
mit der starksten Milchproduktionsdichte und einem positivem Milchquotenwanderungs-
saldo. Hier verfugen die Landwirte iber rund 35 % der gesamten Milchreferenzmenge des
Landes. Entlang der Mosel werden zahlreiche Investitionen in den Weinbau und in damit
verbundene Investitionsbereiche gefordert.

Der mit Abstand grofite Teil der forderfahigen Investitionsvolumina in Rheinland-Pfalz
entfallt mit gut 50 % auf Gebdude (s. Tab. 3). Allerdings schwankt dieser Anteil stark zwi-
schen 74 % im Jahr 2002 und 25 % im Jahr 2004. Rund ein flnftel der geforderten Investi-
tionen entféllt auf Rinderstélle. Schweinestélle (Ausnahme 2001) und andere Stallbauten
haben dagegen kaum eine Bedeutung. Auch die Férderung von Gewdachshadusern hatte nur
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im Jahr 2003 mit einem Anteil von 9 % der forderfdhigen Investitionsvolumina eine gro-
Rere Bedeutung. Sonstige landwirtschaftliche Gebdude, darunter v.a. Weinkeller, aber
auch Maschinen- und Lagerhallen sowie bauliche Anlagen, z.B. Silageraum oder Gullesi-
los, machen etwa 23 % der gefdrderten Investitionsvolumina aus. Auch hier schwanken
die Jahreswerte deutlich zwischen 18 % in 2001 und 2004 und 39 % in 2002.

Abbildung 4: Regionale Verteilung der bewilligten Fordermittel fur das AFP in
Rheinland-Pfalz im Zeitraum 2000 bis 2004

Bewilligte Fordermittel
2000-2004 (Euro)

800.000

250.000
35.000

Quelle: MWVLW, Monitoringdaten (eigene Auswertung).

Vergleichsweise hoch sind die gefdrderten Investitionen im Bereich der Diversifizierung
mit durchschnittlich einem Viertel der insgesamt geférderten Investitionsvolumina, wobei
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rund 54 % der auf diesen Bereich entfallenden Investitionen bereits in den Jahren 2000
und 2001 gefdrdert wurden (s. Tab. 3). Der grofite Teil entféllt davon auf die Direktver-
marktung von Wein durch die Errichtung von Strauenwirtschaften.

Trotz der vergleichsweise geringen durchschnittlichen Investitionsvolumina bei Maschi-
nen, Gerédten und sonstiger mobiler Technik entfallen im Zeitraum 2000 bis 2004 rund
26 % des geforderten Investitionsvolumens auf diesen Bereich. Dieser hohe Anteil ist
malgeblich bestimmt durch das Sonderjahr 2004, in dem rund 62 % der mit dem AFP un-
terstltzten Investitionen auf mobile Technik und Photovoltaikanlagen entfielen. In gerin-
gem Mal wurden im Jahr 2004 auch Spezialmaschinen flr den Steillagenweinbau gefor-

dert.

Tabelle 3: Anteil der forderfdhigen AFP-Investitionsvolumina verschiedener Inves-
titionsbereiche von 2000 bis 2004 in Rheinland-Pfalz in Prozent

Investitionsarten 2000 2001 2002 2003 2004 2000-2004
Gebaude 63 63 74 64 25 51
- Rinderstalle 27 26 24 23 6 19
- Schweinestalle 6 17 6 1 1 6

- Sonstige Stallbauten 3 3 2 0 0 2

- Gewéchshauser 1 0 2 9 0 2

- Sonstige lw. Gebaude 26 18 39 30 18 24
Geréte, mobile Betriebsmittel 5 5 6 12 62 26
Lw. Pflanzungen 0 0 0 0 0 0
Diversifizierung 31 32 21 24 14 23
Sonstige 0 0 0 0 0 0
Insgesamt 100 100 100 100 100 100

Quelle: MWVLW, GAK-Berichterstattung, versch. Jg., eigene Berechnungen

Eine Differenzierung der einzelnen Forderféalle nach dem Umfang der gefdrderten Investi-
tionen zeigt, dass in Rheinland-Pfalz mit dem AFP ein erheblicher Anteil von Forderfallen
mit kleinen und Kkleinsten Investitionsvolumina unterstiitzt wird (s. Tab. 4). Rund ein Drit-
tel der Investitionen liegt unter 50.000 €, 9 % sogar unter 20.000 €. Auf dieses Drittel der
Forderfalle entfallen nur 7,6 % der forderfahigen Investitionsvolumina. Andererseits ent-
fallen auf knapp 17 % der Félle mit den groRten Investitionen rund 52 % der forderfahigen
Investitionen. In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob die damit verbundenen
Verwaltungskosten vor dem Hintergrund der zu erwartenden Nettoeffekte eine Forderung
rechtfertigt. Diese Frage wird im Kapitel 7.4 n&her untersucht.
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Tabelle 4: Verteilung der forderfahigen Investitionsvolumina und der Forderfalle
des AFP nach Investitionsumfang je Fall in Rheinland-Pfalz (2000-2004)
Investitions- Forderfahige
volumen je Investitionsvolumina insgesamt Forderfalle
Forderfall
€) € % Anzahl %
<20.000 1.800.550 1,1 120 9,0
< 50.000 10.860.403 6,5 323 24,2
< 100.000 19.353.055 11,6 267 20,0
< 200.000 48.982.601 29,2 362 27,2
> 200.000 86.548.348 51,7 248 16,6
Insgesamt 167.544.957 100,0 1.332 100,0

Quelle: MWVLW, einzelbetriebliche Monitoringdaten, eigene Auswertung

4.2  Steillagenweinbau

Der Steillagenweinbau genief3t in Rheinland-Pfalz einen hohen Stellenwert, der weit tber
den Bruttoproduktionswert des dort produzierten Weines hinausgeht. Politische Grinde
dafur sind die Erhaltung der Kulturlandschaft und die Férderung des Tourismus. Mit einer
eigenen Richtlinie, die auBerhalb der GAK mit Landes- und EU-Mitteln finanziert wird,
kdnnen Spezialmaschinen fur Weinbausteillagen sowie moderne Techniken zur umwelt-
schonenden Ausbringung von Flissigmist und Pflanzenschutzmitteln geférdert werden.
Seit 2004 ist die Forderung von Spezialmaschinen im Steillagenweinbau Bestandteil des
Forderkataloges der AFP-Fordergrundsatze des Rahmenplanes. Die spezielle Landesricht-
linie wurde daraufhin ausgesetzt.

Von 2000 bis 2004 wurden im Rahmen dieser RL Spezialtechnik insgesamt 74 Bewilli-
gungen ausgesprochen, davon 67 fir Spezialmaschinen im Steillagenweinbau (s. Tab. 5).
Das durchschnittliche forderfahige Investitionsvolumen fur diese Maschinen betragt rund
27.000 €. Das insgesamt geforderte Investitionsvolumen in HOhe von knapp zwei Mio. €
hat bezogen auf das AFP-geforderte Investitionsvolumen von rund 167 Mio. € einen An-
teil von gut 1 %. Bezogen auf die im AFP geférderten ,,Kleinen* Technikinvestitionen in
den Jahren 2000 bis 2004 liegt der Anteil bei knapp 2,5 %.

Die im Rahmen dieser Landesrichtlinie ebenfalls adressierten modernen Techniken zur
umweltschonenden Ausbringung von Flussigmist und Pflanzenschutzmitteln hatte prak-
tisch kaum eine Bedeutung, da diese Geréte ab 2002 auch im Rahmen des AFP férderféhig
wurden und in dieser Landesrichtlinie den gleichen Anforderungen unterliegen wie Kleine
Investition des AFP.



Bewertung AFP — Rheinland-Pfalz 19

Tabelle 5: Forderung von Spezialmaschinen fir Weinbausteillagen und moderne
Umwelttechniken in Rheinland-Pfalz in den Jahren 2000 bis 2004

Bewilligungen forderféhige Investitionen
Gesamt davon: Gesamt davon:
Steillagenmaschinen Steillagenmaschinen
Jahr Anzahl Anzahl € € D€
2000 23 20 551.098 452.657 22.633
2001 22 19 530.787 498.997 26.263
2002 13 12 306.867 294.187 24.516
2003 16 16 566.870 566.870 35.429
2004 - - - - -
2000-2004 74 67 1.955.622 1.812.711 27.055

Quelle: MWVLW

4.3 Junglandwirteférderung

In der Junglandwirteférderung des AFF (JLWF) folgt Rheinland-Pfalz einerseits den Vor-
gaben des GAK-Rahmenplanes gemaR Artikel 8 der VO (EG) Nr. 1257/1999. In dieser
Malinahme werden die VVorgaben des Rahmenplanes identisch Gbernommen. Andererseits
wird vom Land zusatzlich ein spezielles Junglandwirteférderungsprogramm (JFP) mit ein-
facheren Anforderungen an die Antragsteller angeboten. So kann der Zuschuss von maxi-
mal 10.000 € schon ab einer Investitionssumme von 25.000 € gewahrt werden. Die Forde-
rung nach JLFP und JFP darf in der Summe 20.000 € nicht Ubersteigen.

In den Jahren 2000 und 2001 betrug die JLWF in Form eines Zuschusses hochstens
23.000 DM (knapp 12.000 €). Sie wurde nur gewahrt, wenn das forderfahige Investitions-
volumen die Hohe von 100.000 DM (gut 51.000 €) Uberschritten hatte. In dem Bewilli-
gungsjahr 2002 wurde die JLWF auf maximal 10.000 € gesenkt und war seitdem an Inves-
titionen von uber 50.000 € forderfédhigen Investitionsvolumens gebunden. Seit 2004 kann
die im Rahmenplan festgelegte Hochstgrenze von 20.000 € je Forderfall gewahrt werden.
Seither ist die Junglandwirteférderung an die Bewilligung einer GrofRen Investition ge-
knupft, d.h. Antragsteller fur Kleine Investitionen sind im Gegensatz zu den Vorjahren
von der Junglandwirteforderung ausgeschlossen. Der Anteil der Forderfélle im AFP mit
einer zusatzlichen Pramiengewéhrung fur Junglandwirte lag im Zeitraum 2000 bis 2004 in
Rheinland-Pfalz bei knapp 16 % (s. Tab. 6). Die JLWF wird durch die Antragsteller in der
Regel voll ausgeschopft.
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Tabelle 6: Junglandwirteférderung im Rahmen des AFP

AFP-Forderfalle

Insgesamt Gr_of_Se Junglandwirteférderung
Jahr Investitionen
1) (2) 3) (3) /(1) (3)/(2)
Anzahl Anzahl Anzahl % %

2000 172 94 129 75,0 137,2

2001 206 112 41 19,9 36,6

2002 196 71 17 8,7 23,9

2003 164 58 11 6,7 19,0

2004 593 70 10 1,7 14,3
2000-2004 1.331 405 208 15,6 51,4

Quelle: MWVLW, GAK-Berichterstattung, versch. Jg., eigene Auswertung

5 Administrative Umsetzung

Die administrative Umsetzung des AFP wurde fiir Rheinland-Pfalz bereits im Bericht zur
AFP-Zwischenbewertung dargestellt (Sterner, 2003, Kap. 5). Auch die zwischenzeitlich
erfolgte Verwaltungsreform hat nach Auskunft der Berater (s. Anhang 3) nur wenig Ande-
rungen gebracht. Daher wird auf die administrative Umsetzung an dieser Stelle nicht ndher
eingegangen.

6 Kapitelspezifische Fragen

Im Folgenden wird Wirksamkeit des AFP anhand der zentralen kapitelspezifischen Fragen
(Kap. 6.1 bis 6.9) der EU-Kommission beantwortet. Aufgrund der gewéhlten Untersu-
chungsschwerpunkte und -methodik weichen die Ausfiihrungen teilweise von den im Be-
wertungsraster der Kommission vorgeschlagenen Kriterien und Indikatoren ab. In diesem
Bericht werden in der Regel Bruttowirkungen dargestellt. Eine Gesamtbetrachtung unter
Einbeziehung der Frage nach der Nettowirksamkeit des AFP folgt in Kapitel 7.

Da die Wirkungsbeschreibungen zu den einzelnen Zielen der Férderung zum grofiten Teil
auf den Ergebnissen der Betriebsleiterbefragungen basieren, werden im folgenden Kapi-
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tel 6.0 zunéchst die Betriebsstruktur der befragten Betriebe und die durchgefuhrten Inves-
titionen beschrieben.

6.0 Beschreibung der Befragungsstichprobe

Die Investitionsbetreuer und -berater fur den Milchbereich aus Rheinland-Pfalz waren sich
darin einig, dass die strukturellen Verhéltnisse der im Nord-Westen Niedersachsens (Ost-
friesland) befragten Betriebe im Vergleich mit den anderen beiden Befragungsregionen
den gefdrderten Milchviehbetrieben in Rheinland-Pfalz strukturell am &hnlichsten sind
(s. Anhang 3). Aus diesem Grund werden nachfolgend die Wirkungen der geforderten In-
vestitionen in die Milchviehhaltung anhand der Befragungsergebnisse aus Niedersachsen
dargestellt. Geforderte Betriebe mit Steillagenweinbau wurden direkt in Rheinland-Pfalz
befragt. Fir beide Produktionsbereiche wurden die Einsch&tzungen einiger in Rheinland-
Pfalz tatiger Berater zur Anpassung und zur Validierung der Ergebnisse herangezogen
(s. Anhang 3).

6.0.1  Milchproduktion

(a) Betriebsstruktur

Die strukturellen Verhéltnisse der in Niedersachsen befragten Betriebe werden zunéchst
anhand der landwirtschaftlichen Nutzflache, der Anzahl gehaltener Kithe und dem Ar-
beitskrafteinsatz beschrieben (s. Tab. 7). Der durchschnittliche Milchkuhbestand schwankt
zwischen 69 in Betrieben, die eine Kleine Investition durchgefiihrt haben, und 74 in Be-
trieben, die innerhalb der letzten zehn Jahre nicht geférdert wurden. Die durchschnittliche
Flachenausstattung ist mit gut 70 ha bei Betrieben mit einer Kleinen bzw. einer GrofRen
Investition nahezu identisch. Demgegenuber sind die nicht geférderten Betriebe mit tUber
90 ha deutlich gréRer. Der mittlere Arbeitskraftebestand in den Betrieben der drei Grup-
pen unterscheidet sich um weniger als eine Arbeitskraft. Der relativ hohe Arbeitskraftbe-
stand im Durchschnitt der Betriebe, die eine Kleine Investition durchgefihrt haben, resul-
tiert daher, dass in dieser Gruppe drei Gartenbaubetriebe mit weit Gberdurchschnittlichem
Arbeitskréftebestand enthalten sind. Auf einzelbetrieblicher Ebene unterscheiden sich die
Kennzahlen der Betriebe auch innerhalb einer Gruppe bisweilen deutlich, wie die Ex-
tremwerte zeigen. Die durchschnittliche Milchquotenausstattung Uber alle Betriebe betragt
rund 530t je Betrieb, wobei die Einzelwerte zwischen 175t und 1.100t je Betrieb
schwanken. Insgesamt haben die in Niedersachsen befragten Milchviehbetriebe in den
verschiedenen Betriebsgruppen eine im Mittel &hnliche Faktorausstattung.
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Tabelle 7: Faktorausstattung der Erhebungsbetriebe in Niedersachsen
ha LF Kuhzahl Arbeitskrafte
n @ Min Max @ Min Max & Min Max

GroRe Investition 22 72 35 135 72 30 140 1,7 1 3
Kleine Investition 14 73 1 145 69 26 120 27 12 8

Nicht gefordert 9 91 40 135 74 45 130 19 14 25
Quelle: FAL, Betriebsleiterbefragung, 2005

Werden die Durchschnittswerte der Milchviehbetriebe mit GrofRen Investitionen in der
Befragung mit denen der Haupterwerbsbetriebe der Produktionsrichtung Milch in den
rheinland-pfalzischen Betrieben des Testbetriebsnetzes fiir das vorausgegangene Wirt-
schaftsjahr 2003/04 verglichen, féllt die groRe Diskrepanz in den BetriebsgroRen auf. Die
Testbetriebe haben im Durchschnitt eine dhnliche GroRe von 65 ha, halten aber im Mittel
lediglich 47 Kuhe. Der Arbeitskraftebesatz ist dagegen mit 1,7 Arbeitskrafte fast identisch
mit dem der Betriebe in der Befragung, was auf eine geringere Arbeitsproduktivitat der
Betriebe im Testbetriebsnetz hindeutet. Dies kann ein Hinweis auf die Selektionsweise
bzw. die Wirkungen der Forderung sein oder aber auf eine verzerrte Stichprobe deuten.

(b) Struktur der mit dem AFP gefdrderten Investitionen

Die Art der Uber das AFP gefdrderten Investitionsobjekte ist durch die Fokussierung der
Erhebung auf Milchviehbetriebe bei GroRen Investitionen bedingt. Folglich handelt es
sich bei den GroRen Investitionen ausschliellich um Milchviehstélle (Anhang 4). Bestand-
teil dieser Investitionen ist in aller Regel auch die Innentechnik.

Auch die geforderten Kleinen Investitionen der in Niedersachsen erhobenen Betriebe be-
stehen vornehmlich in baulichen MalRnahmen. Da die erhobenen Unternehmen in den Jah-
ren 2000 bis 2002 gefordert wurden, sind keine Férderungen fir Maschinen des AulRenbe-
reiches oder fir die Stromerzeugung aus regenerativen Energiequellen in der Stichprobe.
Dies ist insoweit wesentlich, als diese Fordertatbestande ab 2003 in Rheinland-Pfalz eine
erhebliche Bedeutung erlangt haben.

Die Investitionsvolumina der Grofen Investitionen erreichen bei den in Niedersachsen
befragten Betrieben einen Durchschnitt von 264.000 € und variieren von 115.000 € bis zu
470.000 € (s. Tab. 8). Bei den Kleinen Investitionen betragt das durchschnittliche Volu-
men 110.000 €, wobei die niedrigste Investition lediglich 40.000 € und die hdochste
250.000 € umfasst.



Bewertung AFP — Rheinland-Pfalz 23

(c) Finanzierung der AFP-gefdérderten Investitionen

Die AFP-geforderten Investitionen in den befragten Betrieben Niedersachsens werden zum
groRen Teil mit Fremdkapital und der abgezinsten Zinsverbilligung als Zuschuss finan-
ziert. Der Eigenkapitalanteil an der Finanzierung betragt in den Betrieben in Niedersach-
sen weniger als ein Drittel. Die Streuung der Einzelwerte ist relativ gro, so dass bei-
spielsweise einzelne Betriebe tber 70 % Eigenkapitalanteil aufweisen (s. Tab. 8). Auch
ohne die Forderung wére die Finanzierung in fast allen Fallen mdglich gewesen. Diese
Befragungsergebnisse decken sich weitestgehend mit den Einschéatzungen der Berater aus
Rheinland-Pfalz (s. Anhang 3).

Tabelle 8: Investitionsvolumen und Eigenkapitalanteil bei der Finanzierung der ge-
forderten Investitionen der befragten Betriebe in Niedersachsen

Investitionsvolumen (1.000 €) Eigenkapitalanteil, bar (%)

n 4] Min Max 0] Min Max

GroRe Investition 17 264 115 470 26,7 11,1 50,0
Kleine Investition 9 110 40 250 32,4 5,0 74,0

Quelle: FAL, Betriebsleiterbefragung, 2005

(d) Charakterisierung der nicht geforderten Betriebe

VVon den neun befragten nicht geforderten Betrieben in Niedersachsen haben acht angege-
ben, in den vergangenen 15 Jahren Investitionen getatigt zu haben. Zwei dieser Betriebe
haben vor mehr als zehn Jahren eine Férderung fiir eine dieser Investitionen in Anspruch
genommen. Lediglich ein Betriebsleiter hat in den vergangenen 15 Jahren keine umfang-
reicheren Investitionen durchgefiihrt. Dieser und die drei Betriebe mit geringer Investiti-
onstatigkeit in den letzten 15 Jahren planen, in naher Zukunft GroRe Investitionen mit
Fdrderung durchzufiihren.

(e) Strukturelle Anderungen in den befragten Betrieben

Tabelle 9 zeigt die Verdnderungen in der landwirtschaftlichen Nutzflache und der Milch-
quote in den befragten Betrieben zwischen 1990 und 2005. Die insgesamt positive Ent-
wicklung der Betriebsstruktur der befragten nicht im Vergleich zu den mit einer Grolien
Investition geférderten Betriebe aus Niedersachsen ist ein Indiz dafur, dass die Férderung
keine Voraussetzung flr eine dynamische Betriebsentwicklung ist. Im Gegenteil konnte
die Forderung aufgrund von Kapazitatsbeschrankungen und birokratischen Hirden sogar
hinderlich sein.
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Tabelle 9: Strukturverdnderung der erhobenen geftrderten und nicht gefdrderten
Betriebe seit 1990 in Niedersachsen

Prozentuale Flachenanderung Prozentuale Quotendnderung
n %) Min Max %) Min Max
GroRe Investition 22 77 11 640 149 8 900
Kleine Investition 14 70 14 140 81 0 179
Nicht geforderte 9 116 35 232 164 45 317

Quelle: FAL, Betriebsleiterbefragung, 2005

6.0.2  Steillagenweinbau

(a) Betriebsstruktur und Produktionsrichtung

Die 15 fiur eine Investition in Spezialmaschinen fir den Steillagenweinbau geférderten
Betriebe haben im Durchschnitt eine Rebflache von 5,3 ha. Knapp 75 % davon sind Reb-
anlagen in Steillage (3,9 ha). Die Streuung zwischen den Betrieben sehr hoch.

Der Besatz an Arbeitskraften liegt im Mittel bei gut drei Vollarbeitskréften (min. 1,2 Voll-
AK, max. 6,3 Voll-AK). Davon sind im Durchschnitt zwei Familienarbeitskréafte und ei-
ne Saisonarbeitskraft beschaftigt. Stdndige Fremdarbeitskrafte werden nur in sehr gerin-
gem Umfang eingesetzt. Der mittlere jahrliche Ertrag erreicht ein Niveau von gut
150.000 €/Jahr (min. 40.000 €, max. 400.000 €).

(b) Investitionstatigkeit

Die geforderten Spezialmaschinen fiir den Steillagenweinbau sind grundsétzlich in den
Geritetrager und Anbaugerate zu unterteilen. Uberwiegend wird in selbstfahrende Rau-
penfahrzeuge investiert (neun Betriebe), die in den kleinsten Versionen handgefihrt sind
(ein Betrieb) und in den grofRten Ausfiihrungen einen Sitzplatz fur den Fahrzeugfihrer
haben (drei Betriebe). Alternativ dazu finden Geratetrédger Einsatz, die an einem Stahlseil
und einer Seilwinde h&ngend durch die Schwerkraft den Weinberg hinunter gelassen wer-
den. Letzteres sind sogenannte SMS-Geréte, die auch in noch steileren Lagen als die Rau-
pen eingesetzt werden kénnen (sechs Betriebe). Anhang 4 zeigt die geforderten Geréatetra-
ger der Winzer,

Ebenfalls in Anhang 4 sind die geférderten Anbaugeréte fir den Steillagenweinbau der
befragten Winzer dargestellt. Mindestens die Halfte der geférderten Winzer hat als An-
baugeréte eine Herbizid- (n = 9) und eine Fungizidspritze (14) sowie einen Laubschneider
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(11) und einen Mulcher (12) beschafft. Des weiteren wurde auch hdufig in Transportmul-
den (7) und Kreiseleggen (5) investiert. Selten wurde ein Dilingerstreuer (3) oder ein Re-
benhacksler (2) gekauft.

Um die Spezialmaschinen fur den Steillagenweinbau einsetzen zu kénnen, muss in der
Regel der Reihenabstand in dem Weinberg erweitert werden, so dass Neuanlagen notwen-
dig werden. Dies reduziert das Ertragspotential und kann bei entsprechenden weinbauli-
chen MalRnahmen zu einer Qualitatssteigerung in der Produktion genutzt werden.

6.1 Einkommenswirksamkeit der Investitionsforderung

Bei der Ermittlung der Einkommenswirksamkeit der Forderung gibt es drei zentrale me-
thodische Herausforderungen:

1. Das Einkommen der landwirtschaftlichen Betriebsleiterhaushalte speist sich neben der
Landwirtschaft auch aus aufRerlandwirtschaftlichen Quellen. Aufgrund der Schwierig-
keiten, Informationen uber auf3erlandwirtschaftliche Einkommensquellen zu erhalten,
stutzt sich die vorliegende Untersuchung auf den betrieblichen Gewinn.

2. Die Ermittlung eines betriebswirtschaftlich aussagefdhigen Gewinnes auf Basis der
Buchflhrung oder durch eine Befragung ist problematisch, weil ein ordentliches Er-
gebnis zahlreicher Korrekturen bedarf, die ohne Spezialwissen h&ufig nicht mdglich
sind.

3. Die sich andernden wirtschaftlichen Rahmenbedingungen haben einen grofRen Einfluss
auf die betriebliche Entwicklung und kénnen den Gewinneffekt der Férderung uberla-
gern. Ferner konnen Entwicklungen in anderen als von der Investition betroffenen Be-
triebsteilen den Gewinn maligeblich mit beeinflussen.

6.1.2 Einkommenswirkungen in der Milchproduktion

Es ist davon auszugehen, dass die meisten Kleinen Investitionen in der Regel nur einen
geringen Einfluss auf den Gewinn haben. Aus diesem Grund beschrankt sich die nachste-
hende Analyse auf die Betriebe, die eine Grol3e Investition getétigt haben.

Die von den Betriebsleitern erfragten durchschnittlichen Gewinne der in die Befragung in
Niedersachsen einbezogenen Betriebe, von denen verwertbare Angaben vorlagen, sind im
Betrachtungszeitraum, also der Periode 1998 bis 2000 vor der Investition bis zum WJ
2003/04 nach der Investition, leicht von 32.500 € auf 33.100 € gestiegen. Damit haben
sich die geforderten Betriebe nach der Investition im Vergleich zu den Futterbaubetrieben
des Testbetriebsnetzes in Rheinland-Pfalz, die zu einem sehr groRen Anteil Milchbetriebe
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sind, im Mittel leicht gegen den Trend sinkender Gewinne entwickelt. Zudem ist das abso-
lute Niveau der Gewinne der Testnetzbetriebe aus Rheinland-Pfalz geringer als das der
befragten Milchbetriebe in Niedersachsen.

Abbildung 5 zeigt die Gewinnentwicklung der befragten niederséchsischen Milchbetriebe
im Einzelnen. Die Abbildung ist so zu interpretieren, dass alle Betriebe, die unter der Iso-
gewinnlinie liegen, nach der Investition einen geringeren Gewinn erwirtschaften als vor-
her. Es wird deutlich, dass die Hélfte der Betriebe trotz eines angespannten Marktumfeldes
(s. Kap. 8) den Gewinn durch die Investition steigern konnte. Demgegenuber ist der Ge-
winn bei gut 20 % der Betriebe nach der Investition gesunken.

Abbildung 5: Gewinne vor und nach der Investition in den befragten Milchvieh-
betrieben mit GroRer Investition in Niedersachsen
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Quelle: FAL, Betriebsleiterbefragung, 2005

Insgesamt ist festzuhalten, dass die befragten geférderten Unternehmen in Niedersachsen
in ihrer Mehrzahl trotz der negativen Rahmenbedingungen eine positive oder zumindest
stabile Gewinnentwicklung haben, so dass die geforderten Investitionen Uberwiegend er-
folgreich sind. In dem Beraterworkshop in Rheinland-Pfalz wurde die Meinung vertreten,
dass mit Investitionen in die Milchproduktion aufgrund schlechter Erzeugerpreise nur bei
20 % der geforderten Betriebe Gewinnsteigerungen mdoglich sind. Dariiber hinaus wird
davon ausgegangen, dass in ebenfalls 20 % der Forderfalle Einkommensverluste hinge-
nommen werden mussen (s. Anhang 3). Generell gehen die Berater in den meisten Bun-
desldndern aber davon aus, dass in groRere Bestdnde hineinwachsende Milchbetriebe
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durch verbesserte Kostenstrukturen wettbewerbsfahiger sind als Unternehmen mit kleine-
ren Bestanden. Dies wird auch durch Auswertungen der LK Schleswig-Holstein belegt,
wonach bis zu BestandsgroRen von 125 Milchkihen sinkende Vollkosten erreicht werden
(Thomsen und Liipping, 2005, S. 15)°. Ob und in wie weit das Betriebswachstum als Brut-
toerfolg der Forderung zuzuschreiben ist, kann damit noch nicht beurteilt werden. Eine
Einschéatzung darlber kann erst anhand einer Diskussion der Nettoeffekte gegeben werden
(s. Kap. 7.3).

6.1.3 Einkommenswirkungen im Steillagenweinbau

Mehr als zwei Drittel der befragten geférderten Winzer gaben an, dass sich ihr Einkom-
men durch die Investition in die Spezialmaschinen fir den Steillagenweinbau erhéht habe.
Als Griinde dafiir wurden genannt, dass durch die erhéhte Schlagkraft (Stichwort: Arbeits-
rationalisierung) in vielen Arbeiten im Weinberg Arbeitskapazitdten beim Betriebsleiter
freigesetzt werden konnten, die anschlieend, z.B. in der Vermarktung oder in der Keller-
wirtschaft, ertragserh6hend eingesetzt wurden. Letzteres wird jedoch von den Weinbaube-
ratern in Rheinland-Pfalz vielfach bezweifelt (s. Anhang 3).

Nach Ansicht der Betriebsleiter ermdglicht die hohere Schlagkraft auRerdem eine termin-
genauere Fungizidapplikation, was wiederum einen verbessernden Einfluss auf die Pro-
duktqualitat hat’. Eine Quantifizierung der Einkommenswirkungen war den Winzern auf-
grund der genannten indirekten Wirkungen nur in Ausnahmefallen moglich.

6.1.4 Zusammenfassung und Fazit

Die geforderten GrofRen Investitionen hatten in der Mehrzahl der geférderten Milchviehbe-
triebe einen spurbar positiven oder zumindest stabilisierenden Einfluss auf die Gewinn-
entwicklung. Dies ist angesichts der allgemein sinkenden Gewinne in diesem Produkti-
onsbereich sicherlich ein Erfolg. Allerdings ist die Streuung der Ergebnisse erheblich. Die
Ergebnisse werfen die Frage nach der Zielgenauigkeit der Selektion der geférderten Be-

Leider enthdlt die Betriebszweigauswertung der Milchviehberatungsringe in Rheinland-Pfalz keine
Analyse, die nach BestandsgroRe differenziert ist (Arbeitsgemeinschaft der Milchviehberatungsringe
Rheinland-Pfalz, 2005). Diese Auswertung zeigt jedoch, dass zwischen dem oberen und unteren Quar-
til der Betriebe ein Gewinnunterschied von 60.000 € besteht und das erfolgreiche Viertel eine um
knapp 20 % groRere Milchablieferung hat.

AuBerdem ist die Benetzung der Rebstdécke mit den ausgebrachten Fungiziden Ulber die in der Regel
als Anbaugerate der Spezialmaschinen eingesetzten Turbinenspritzen und damit die Fungizidwirkung
deutlich groRer als bei der vorher haufig eingesetzten Fungizidausbringung mit dem Hubschrauber.
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triebe auf, wenn unterstellt wird, dass eine deutlich positive Gewinnentwicklung ein we-
sentliches Forderziel ist.

Im Steillagenweinbau sind durch den Einsatz der Spezialmaschinen in den meisten Betrie-
ben spiirbare Einkommenssteigerungen zu verzeichnen. Sie beruhen in der Regel auf ei-
nem indirekten Effekt aus einer betrieblich sinnvollen Nutzung der durch den Maschinen-
einsatz freigesetzten Arbeitskraft. Viele der befragten Winzer wiesen darauf hin, dass der
Steillagenweinbau ohne die Spezialmaschinen nicht mehr wirtschaftlich ist.

6.2 Wirkungen des AFP auf den rationellen Einsatz von Produktions-
faktoren

Einkommenssteigerungen lassen sich am ehesten durch eine Erhéhung der Produktivitat
verwirklichen. Die dafiir relevante betriebswirtschaftliche Erfolgskennzahl ist die Relation
zwischen Erldsen und Produktionskosten. Da diese Kennzahlen im Rahmen der vorliegen-
den Untersuchung nicht ermittelt werden konnten (vgl. Kap. 6.1), wird im folgenden auf
die Entwicklung der physischen Produktivitdit Bezug genommen. Dafir wird fir die
Milchbetriebe die Arbeitsproduktivitat, d.h. die Produktionsmenge je Arbeitskraft (AK)
bestimmt. Fir den Steillagenweinbau werden im Anschluss die arbeitsrationalisierenden
Effekte der Steillagenspezialmaschinen diskutiert.

6.2.1  Arbeitsproduktivitat in der Milchproduktion

(a) Produktivitatsentwicklung und ihre Einflussfaktoren

Der Anstieg der Produktivitit im Zuge der geférderten Investitionen ist in den untersuch-
ten Betrieben beachtlich: Er betrdgt im Durchschnitt 71 % oder 136 t Milch je AK. Das
absolute Niveau liegt gegenwartig bei 366 t je AK. Bei der Berechnung dieser Produktivi-
tat wird in Ermangelung von genaueren Daten die abgelieferte Milch auf alle im Betrieb
beschéftigten Arbeitskrafte bezogen, d.h. auch auf jene, die nicht in der Milchproduktion
tatig sind.

Die Steigerung der Arbeitsproduktivitat als Folge der Investition resultiert im Wesentli-
chen erstens aus einer steigenden Milchleistung aufgrund von Verbesserungen bei Futte-
rung, Stallklima und Kuhkomfort und zweitens aus der Ausweitung der Kapazitaten (@
+47 %)".

" Der hohe Anstieg der Produktionsmenge ist nur mdglich, wenn bereits vor der Investition Milchquote

fiir die zukuinftige Nutzung erworben wurde und/oder vor der Investition eine Uberbelegung des alten
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(b) Vergleich von flr die Arbeitsproduktivitat relevanten Kennzahlen

Ein Vergleich zwischen stark und weniger stark rationalisierenden Betrieben, d.h. solchen,
die als Folge der Investition eine hohe (oberes Quartil) bzw. eine geringe Steigerung (un-
teres Quartil) der Arbeitsproduktivitat in t Milch je Arbeitskraft und Jahr realisierten, er-
gibt das in Tabelle 10 dokumentierte Bild. Zum Vergleich ist zusétzlich der Mittelwert
uber alle in Niedersachsen befragten Betriebe ausgewiesen.

Die wesentlichen Aussagen aus Tabelle 10 lassen sich wie folgt zusammenfassen:

1. Die Betriebe mit besonders hohen Produktivitatssteigerungen haben infolge der Inves-
tition deutlich héhere Milchleistungen und Milchleistungssteigerungen erzielt als Be-
triebe mit sehr geringer Produktivitatssteigerung.

2. Die Betriebe mit starken Produktivitatsspriingen erreichen dies auf’erdem auch mit
einer wesentlich starkeren Ausweitung der Produktion im Vergleich zu weniger ratio-
nalisierenden Betrieben.

3. Die besonders stark rationalisierenden Betriebe reduzieren ihren AK-Einsatz in der
Milchproduktion trotz stark wachsender Herden deutlich, wahrend Betriebe mit gerin-
geren Produktivitatsfortschritten keine Verringerung des Arbeitseinsatzes erzielen
konnen.

4. Uberraschenderweise investieren die stark rationalisierenden Betriebe deutlich weni-
ger, was unplausibel erscheint. Dies ist damit zu erklaren, das Betriebe des unteren
Quartils deutlich geringere Bestande haben. Daher haben einige Betriebe dieser Grup-
pe zundchst als Basisinvestition eine kostenintensive (Teil-) Aussiedlung durchge-
fuhrt. Im Gegensatz dazu haben die Betriebe des oberen Quartils diesen Schritt ten-
denziell bereits hinter sich und nehmen noch nur Erweiterungen vor.

5. Die Gewinndnderung ist zwar in beiden Gruppen etwa gleich hoch, aber das Gewinn-
niveau des oberen Quartils ist mehr als doppelt so hoch wie das des unteren Quartils.

Angesichts der kleinen Fallzahl sind diese Ergebnisse v.a. als Indizien zu interpretieren.
Eine genauere Analyse ist fiir die Ex post-Bewertung der Agrarinvestitionsforderung ge-
plant. In der Tendenz jedoch wurden die positiven Entwicklungen der Arbeitsproduktivitat
in der Milchproduktion durch die geférderten GroRen Investitionen im Milchsektor in dem
in Rheinland-Pfalz durchgefuhrten Beraterworkshop bestétigt.

Stalles erfolgte. Beides fiihrt zu Kosten, die ohne die Investitionsférderung nicht oder nur in geringe-
rem Ausmaf angefallen waren.
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Tabelle 10: Kennziffern unterschiedlich stark rationalisierender Betriebe mit Grolien
Investitionen in Niedersachsen
Produktivitatssteigerung (t Milch/AK)
stark Mittelwert gering
Einheit (oberes Quartil) n=22 (unteres Quartil)

Produktivitatssteigerung t Milch/AK 313 136 23
Produktivitatssteigerung % 180 73 17
Milch pro AK (nach Inv.) t Milch/AK 500 366 283
Zahl der Kiihe (nach Inv.) Kuhzahl 91 72 46
Milchleistung (aktuell) kg/Kuh 8220 8098 7250
Anstieg Milchleistung kg/Kuh 450 402 0
Einsparung AK AK 0,35 0,1 0
Anstieg Milchproduktion t/Jahr 440 214 37
Investitionsvolumen € 145.000 177.583 209.000
Gewinn (aktuell) € 33.625 32.474 14.500
Gewinn-Verénderung € 5.375 583 5.000

(c) Zusammenfassung und Fazit

1.

In der niederséchsischen Untersuchungsregion ist die Reduzierung des Arbeitseinsat-
zes trotz gleichzeitig deutlicher Steigerung der Milchproduktion die wesentliche Ur-
sache fur die hohe Steigerung der Arbeitsproduktivitat.

Die Befragung gibt Hinweise darauf, dass die Betriebe mit den stérksten Produktivi-
tatssteigerungen (oberes Quartil) die erfolgreicheren Betriebe sind: Sie haben eine
deutlich héhere Arbeitsproduktivitat, sie realisieren im Zuge der Investition einen
starkeren Produktivitatsanstieg und sie erzielen ein deutlich héheres Leistungsniveau
je Kuh im Vergleich zum unteren Quartil.

Die Frage, ob die erzielten Produktivitatssteigerungen betriebswirtschaftlich rentabel
erreicht wurden, muss zundchst offen bleiben. Da aber Arbeit in der Regel der relativ
teuerste Produktionsfaktor ist, spricht einiges fir die Hypothese, dass die hoch pro-
duktiven Investitionen wirtschaftlicher sind als jene mit nur geringen Produktivitéts-
fortschritten.

Jeder Versuch der Politik, das betriebliche Wachstum zu begrenzen, muss angesichts
der zentralen Bedeutung des Wachstums fir die Realisierung von Rationalisierungsre-
serven als absolut kontraproduktiv angesehen werden.
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6.2.2  Arbeitsrationalisierung im Steillagenweinbau

Die arbeitssparenden Wirkungen der geforderten Spezialmaschinen fir den Steillagen-
weinbau werden von den befragten Winzern als sehr hoch eingeschatzt. Wahrend ohne die
Spezialmaschinen beispielsweise Laubarbeiten von Hand durchgefuhrt werden mussten,
kann mit den Maschinen ein Laubschneider dafur eingesetzt werden. Im Vergleich zur
Handspritzung, die zumindest Uberall dort eingesetzt werden musste, wo der Hubschrauber
nicht flog, kénnen die Spritzmittel nach der Investition maschinell appliziert werden.
Auch bei der Ernte sind (ber entsprechende Transportaufbauten an den Gerétetragern
deutliche Ersparnisse an Arbeitszeit moglich.

Eine Quantifizierung der arbeitsrationalisierenden Wirkungen war den befragten Betriebs-
leitern nur in Einzelfallen moglich. Von den Winzern wurde geschétzt, dass die notwen-
dige Arbeitszeit durch den Einsatz der Spezialmaschinen fir den Steillagenweinbau Uber
alle Kulturarbeiten in den Fallen halbiert werden konnte, in denen diese Arbeiten zuvor
ausschliellich von Hand erledigt wurden.

6.3 Wirkungen des AFP auf Diversifizierung und Verlagerung der
Produktion

Die Betriebsleiterbefragung bertcksichtigt diesen Bereich durch ihre thematische Schwer-
punktsetzung nur unzureichend. Eine Ubertragung der Ergebnisse aus Niedersachsen auf
Rheinland-Pfalz ware ohnehin nicht sachgerecht, da Diversifizierungsinvestitionen in
Rheinland-Pfalz aufgrund der groRen Bedeutung des Weinbaues einen weitaus gréReren
Stellenwert einnehmen (s. Kap. 4.1). Zudem sind sie auch strukturell deutlich anders gear-
tet, da sie grofRenteils auf die Direktvermarktung des Weines ausgerichtet sind. Daher be-
ruhen die Aussagen zu den Wirkungen einkommensdiversifizierender Investitionen auf
Beraterauskiinften aus den Workshops in Rheinland-Pfalz.

(a) Diversifizierung

Diversifizierungsinvestitionen machten von 2000 bis 2004 in Rheinland-Pfalz zwischen
14 % und 32 % der forderfahigen Investitionsvolumina im AFP aus (s. Kap. 4.1). Der In-
vestitionsschwerpunkt liegt bei der Direktvermarktung von Wein und beim Urlaub auf
dem Bauernhof.

Die Berater sehen im Weinbau nur noch fur Direktvermarktungsbetriebe mit Flaschen-
weinerzeugung gute Entwicklungs- und Einkommenschancen. Dies gilt insbesondere
dann, wenn sie mit StraufRenwirtschaft oder touristischen Aktivitdten kombiniert wird und
auch flr den Steillagenweinbau. Dagegen spielt Diversifizierung im Bereich der Landwirt-
schaft nur eine untergeordnete Rolle, wenngleich der Bereich der erneuerbaren Energien
(Photovoltaik, Biogas) ein zusatzliches Einkommensstandbein schafft. Hier wird jedoch
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von Beratern darauf hingewiesen, dass die grofle Nachfrage nach diesen Anlagen und die
gleichzeitige Forderung durch das AFP erhebliche Uberwélzungseffekte in Form von ge-
stiegenen Anlagenpreisen zugunsten der Hersteller erzeugt. Die Politik hat darauf bereits
mit einer deutlichen Senkung der Forderung reagiert (s. Kap. 1.3).

(b) Verlagerung der Produktion

Bereits die Zwischenbewertung des AFP zeigte, dass die Verringerung von Uberschuss-
produkten durch eine Produktionsverlagerung nicht das Ziel der Investitionsférderung ist.
Vielmehr wird insbesondere in dem Bereich Milchproduktion angestrebt, die Wettbe-
werbsfahigkeit der geforderten Betriebe durch Rationalisierung und Wachstum der Pro-
duktionsmenge zu unterstiitzen. Gleiches gilt auch im Weinbau, wobei hier die Rationali-
sierung und Qualitatssteigerung gegeniber dem Wachstum mehr Bedeutung haben.

(c) Fazit

Diversifizierungsinvestitionen machen im AFP rund ein Viertel der geforderten Investitio-
nen aus und sind aus Sicht der Berater im Weinbereich fur die kinftige Entwicklung von
groRer Bedeutung. In der Landwirtschaft sind geforderte Diversifizierungsinvestitionen
dagegen nur von geringer Bedeutung, wenngleich der Bereich der erneuerbaren Energien
in den letzten Jahren deutlich zugenommen hat. Eine weitere FOrderung dieses Investiti-
onsbereiches, der auch durch die erhohten Einspeisevergltungen des novellierten EEG
stark unterstitzt wird, durch das AFP scheint jedoch nicht sinnvoll.

6.4 Wirkungen des AFP auf die Qualitat der Produkte

Bei der Diskussion der Qualitdtswirkungen sind Produkt- und Prozessqualitat zu unter-
scheiden. Die Verbesserung der Prozessqualitat wird in den Kapiteln Umweltschutz (6.6),
Arbeitsbedingungen (6.7) und Tierschutz (6.8) behandelt. Das vorliegende Kapitel befasst
sich daher ausschlie3lich mit der Verbesserung der Produktqualitat und deren Bedeutung
fur die geforderten Betriebe. Die Wirkungen der geforderten Investitionen werden zu-
néchst genauer fir die Milchproduktion und anschlieend fir den Steillagenweinbau be-
schrieben.

6.4.1 Qualitatseffekte in der Milchproduktion

(a) Qualitatseffekte bei den befragten Betrieben

Rund ein Drittel der befragten Betriebsleiter in Niedersachsen, die eine GroRe Investition
im Milchbereich durchgefuhrt haben, gibt an, dass die Investition einen positiven Effekt
auf die Produktqualitat hat. Von diesen sieben Betrieben haben sich in einem Fall die In-
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haltsstoffe der Milch verbessert. In sechs Betrieben konnten die Zell- und Keimzahlen
reduziert werden.

Bei Kleinen Investitionen betragt der Anteil der Betriebe mit positiven Qualitatseffekten
ebenfalls rund ein Drittel. Von diesen fiinf Betrieben sind drei Gartenbaubetriebe, die mit
der Investition eine gezieltere Bewdasserung und Klimasteuerung etablieren konnten, und
zwei Milchviehbetriebe, welche die Haltungsformen ihrer Tiere in den Stéallen und da-
durch die Tiergesundheit verbesserten.

(b) Auswirkungen der Qualitatsverbesserung

In den vier Betrieben, die an Programmen zum Qualitdtsmanagement (QM) teilnehmen,
steigen die Anforderungen der Molkereien an die Qualitat der abgelieferten Milch. Von
den befragten niederséchsischen Milchbetrieben, die angeben, sie hatten ihr Einkommen
durch die Investition steigern kdnnen, schreibt dies jedoch keiner der Qualitatsverbesse-
rung zu. Nur im Ausnahmefall kénnen die befragten Betriebe ihre Erzeugerpreise und da-
mit das Einkommen durch Qualitatsverbesserungen steigern, wie beispielsweise ein Be-
trieb, der Zuchttiere erzeugt. Bei der Milchproduktion steht eher die Absatzsicherung im
Vordergrund.

(c) Fazit

Investitionen in 6konomisch effiziente Produktionsstrukturen der Milchproduktion (Lauf-
stall, Melkstand, Futterungstechnik) fiihren bei sachgemaRer Nutzung zu hohen Produkt-
qualitaten. Damit handelt es sich bei Verbesserungen in der Produktqualitdat um ein Kup-
pelprodukt der allgemeinen Modernisierung von Produktionsanlagen, die aus wirtschaftli-
chen Uberlegungen vollzogen wird. Es ist davon auszugehen, dass die dabei erzielten
Qualitatsverbesserungen den Milchabsatz sichern, nicht aber zu einer Erhéhung der Er-
zeugerpreise fihren.

6.4.2 Qualitatswirkungen im Steillagenweinbau

Viele der befragten Winzer wiesen darauf hin, dass durch die neue Technik Verbesserun-
gen in der Most- und damit in der Weinqualitat zu verzeichnen waren. Dies gilt insbeson-
dere fur die zehn befragten Winzer mit eigenem Weingut. Die Qualitatssteigerungen wa-
ren in der Regel indirekter Natur. Ein wesentlicher Effekt ist mit der Umstellung der Reb-
anlagen auf weitere Reihenabstdnde und dadurch sinkenden Hektarertragen verbunden.
Bei Befolgung entsprechender KulturmalRnahmen ist dadurch die Produktion eines Mostes
maoglich, der die Erzeugung qualitativ hochwertiger Weine zuldsst. Indirekte Wirkungen
auf die Weinqualitdat sind zudem dadurch mdoglich, dass die freigesetzte Arbeit
(s. Kap. 6.2.2) fir den Ausbau von Wein eingesetzt wird. Dariiber hinaus reduzieren ter-
mingenauere Fungizidanwendungen bei einer besseren Benetzung im Vergleich zu den
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herkémmlichen Technologien die Faulnis an den Trauben und erhéhen dadurch die Most-
qualitat.

6.5 Wirkung des AFP auf die Schaffung und den Erhalt von Arbeits-
platzen

Die Verbilligung von Kapital durch die Investitionsférderung fuhrt tendenziell zu einer
starkeren Substitution von Arbeit durch Kapital als ohne Férderung und setzt damit zu-
sdtzliche Arbeitskréfte frei. AuBerdem ist mit dem Einsatz von zusatzlichem Kapital in der
Regel ein technischer Fortschritt verbunden, der hdufig, wie z.B. bei den Spezialmaschi-
nen fir den Steillagenweinbau, die Arbeitsproduktivitat erhoht. VVoriibergehende oder dau-
erhafte Sekundareffekte der Foérderung durch Schaffung oder Erhalt von Arbeitsplatzen
aufgrund eines Anstiegs der Nachfrage nach Vorleistungen oder im nachgelagerten Be-
reich konnten im Rahmen dieser Untersuchung nicht analysiert werden. Entsprechende
Analysen sind im Rahmen der Ex post-Bewertung auf Basis einer Regionalstudie geplant.

(a) Kurz- und mittelfristige versus langfristige Betrachtung

In der Milchproduktion ist — analog zur Entwicklung in anderen Bereichen der Landwirt-
schaft — mittelfristig mit einer deutlichen Zunahme des interregionalen sowie des interna-
tionalen Wettbewerbes zu rechnen (vgl. Kap. 8). Daher werden in Zukunft v.a. die Produk-
tionskosten dariiber entscheiden, in welchen Betrieben und auf welchen Standorten wei-
terhin Milch produziert werden kann. Die Vollkosten sind in Betrieben mit mehr als 125
Kihen bei einem Niveau von 34,79 ct/kg um 11 % niedriger als in Betrieben mit um
50 Kiihen (Thomsen und Lipping, 2005, S. 14f). Da Arbeitsplatze bei dynamischer Be-
trachtung daher nur dort gesichert werden kdnnen, wo wettbewerbsfahige Strukturen be-
stehen, folgt angesichts der vielfach erheblichen strukturellen Defizite der bundesdeut-
schen Milchproduktion die Notwendigkeit von Wachstum und Rationalisierung. Die vor-
liegende Erhebung liefert Hinweise dafiir, welche massiven Produktivitatsreserven durch
Investitionen mobilisiert werden kénnen (vgl. Kap 6.2).

Etwa ein Drittel der Betriebsleiter hat angegeben, dass er ohne Forderung keine Investition
durchgefihrt hatte. Wenn unterstellt wird, dass diese Betriebe die Produktion mittel- bis
langfristig eingestellt hatten, kénnen die Arbeitsplatze in diesen Betrieben als durch die
Forderung gesichert angesehen werden.

(b) Wertschopfungssteigerung

Durch die Integration von bestimmten Produktions- und Dienstleistungsbereichen kénnte
eine Ausweitung der Wertschépfung und der Beschaftigung in der Landwirtschaft und im
Weinbau erreicht werden (Diversifizierung). Der Arbeitskraftebedarf kénnte auch durch
besonders arbeitsintensive Bewirtschaftungsverfahren, wie beispielsweise den 6kologi-
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schen Landbau, erhoht werden. Dies setzt jedoch voraus, dass fur die Erzeugnisse dieser
kostenintensiveren Produktion die entsprechende Nachfrage vorhanden ist. Tatséchlich
zeigt sich anhand der Sekundérstatistik und der selbst erhobenen Daten, dass die Diversi-
fizierung (s. Kap. 6.3) ebenso wie der Okolandbau' nur eine untergeordnete Bedeutung im
Zusammenhang mit der Investitionsférderung haben.

Der Bereich der erneuerbaren Energieproduktion in Form von Biogas scheint dagegen re-
gional positive Wertschdpfungs- und Beschéftigungseffekte zu besitzen, wenngleich die
Forderung dieses Produktionsbereiches aus volkswirtschaftlicher Sicht zu hinterfragen ist.

(c) Fazit

In ca. einem Drittel der befragten Betriebe, denjenigen, die ohne Férderung keine Investi-
tion durchgefiihrt hatten, ist in Folge der Forderung mit einem positiven Brutto-Effekt bei
der Beschéftigungssicherung zu rechnen. In der Milchproduktion in Deutschland erweisen
sich bei dynamischer Betrachtung jedoch brutto gesicherte Arbeitsplatze dann als proble-
matisch, wenn sie die notwendige Anpassung des Sektors an verdnderte Rahmenbedin-
gungen behindern. Diese Anpassungen erfordern eine weitere Rationalisierung und damit
den Abbau von Arbeitsplatzen, wenn die Milchproduktion und damit zumindest ein Teil
der Arbeitsplatze in diesem Sektor langfristig gesichert werden sollen. Das Ziel der Schaf-
fung von zusatzlichen Arbeitsplatzen ist in diesem Bereich daher bis auf weiteres unrealis-
tisch. Alle Versuche, durch politische Eingriffe die notwendigen Anpassungen zu ver-
oder behindern, sind daher kontraproduktiv.

Durch die Forderung der Diversifizierung gibt es vermutlich zumindest teilweise einen
subventionierten regionalen Verdrangungswettbewerb bei Arbeitsplatzen, z.B. bei anderen
Direktanbietern oder im Handel. Es ist daher davon auszugehen, dass die Schaffung zu-
satzlicher Arbeitsplatze durch Wertschopfungssteigerung im landwirtschaftlichen Sektor
nur sehr begrenzt maoglich ist.

6.6 Wirkungen des AFP auf den Schutz von Umweltgttern

Die Vermeidung oder Verringerung von Umweltbelastungen infolge der Agrarproduktion
ist eines der Ziele der Investitionsfoérderung. Eine Reihe von umweltpolitischen Parame-
tern, wie z.B. der Nachweis ausreichender Gullelager-Kapazitaten, werden durch die For-
derbedingungen explizit zur Voraussetzung der Férderung gemacht. Im Fall der Férderung
von Maschinen und Technik im AuBenbereich sind umweltpolitische Verbesserungen e-
benfalls haufig eine unmittelbare Voraussetzung fir die Gewéhrung eines Zuschusses.

" Nur zwei der insgesamt 171 erhobenen Betriebe werden 6kologisch bewirtschaftet.
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Angesichts der im Untersuchungskonzept gewahlten Schwerpunktsetzung (vgl. Kap. 2)
stehen die Umweltwirkungen der Agrarinvestitionsforderung nicht im Mittelpunkt der Un-
tersuchung. Folglich geben die nachstehend dokumentierten Resultate nur einen groben
Uberblick Gber die erzielten Wirkungen im Umweltbereich.

(a) Ergebnisse der Betriebsleiterbefragung

Etwa 20 % (n=8) der in Niedersachsen befragten Betriebsleiter mit AFP-Forderung
(n = 36) geben an, dass mit der geforderten Investition ein positiver Umwelteffekt verbun-
den ist. Dies bezieht sich vorwiegend auf die Mdglichkeit zur verlangerten Gullelagerung
(5 Betriebe). Daneben wird ein geringerer Ressourcenverbrauch (besonders Wasser, Ener-
gie) als positiver Umwelteffekt genannt (3 Betriebe).

Nur in Einzelféllen haben Betriebsleiter in den niederséchsischen Milchbetrieben von Zu-
satzkosten durch die Einhaltung der forderrelevanten Umweltschutzauflagen berichtet.
Dies betraf vor allem den Aspekt der Flachenzupachtung, um die Grenze von zwei GV je
Hektar einzuhalten. Da diese Flachen bisweilen weit entfernt vom Betrieb liegen, ist ein
positiver Umwelteffekt in diesen Fallen jedoch fraglich™.

Mit Blick auf die Forderung von Maschinen und Geraten fiir eine umweltgerechte Aulen-
wirtschaft nach Anlage 1 des AFP konnen aus der Erhebung in Niedersachsen keinerlei
Informationen gewonnen werden, da derartige Investitionen nicht in der Stichprobe enthal-
ten waren. Diese Liicke ist vor allem deshalb bedauerlich, weil in Rheinland-Pfalz seit
2000 im Durchschnitt 68 % der Kleinen Investitionen und rund die Halfte aller AFP-
geforderten Investitionen dem Bereich der Aulentechnik mit Bezug auf umweltgerechte
Produktion entfallen. Aus diesem Grund wird an dieser Stelle auf die Erhebung in Ost-
deutschland zuriickgegriffen, die bei 12 von insgesamt untersuchten 18 gefdrderten Klei-
nen Investitionen einen sehr hohen Anteil an AuRentechnik enthalt. Dabei dominieren
Mulchsaatgerate und Pflanzenschutzspritzen. Zunéchst sind fur diese Technikinvestitionen
in erheblichem Umfang positive Bruttoeffekte auf die Umwelt zu konstatieren. Zu verwei-
sen ist allerdings auf den Umstand, dass gerade bei diesen Investitionen von den betroffe-
nen Landwirten haufig darauf hingewiesen wurde, dass sie auch ohne Férderung betriebs-
wirtschaftlich rentabel sind, was an den Kostenreduzierungen durch den Ubergang zur
pfluglosen Bodenbearbeitung liegt. Die Rentabilitat der geférderten Maschinen- und Geré-
teinvestitionen mit positiver Umweltwirkung wird auch von den Teilnehmern der Bera-
terworkshops weitgehend bestétigt (s. Anhang 3). Gleichzeitig weisen die Betrater auf
Uberwalzungseffekte der Foérderung auf den Landmaschinenhandel und -hersteller hin. Als

Es wurde von Beratern und Experten wiederholt berichtet, dass die zwei-GV-Obergrenze als Forder-
bedingung zur Pacht oftmals weit vom Betrieb entfernter Flachen fiihrt, die dann aufgrund der Fahrt-
kosten nicht zur Gulleausbringung genutzt werden.
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Folge dieses Effektes wurden die Fordersatze fir umweltbezogene AuRRentechnik seit 2005
in Rheinland-Pfalz deutlich reduziert (s. Kap. 1.3).

Im Steillagenweinbau fuhren die geforderten Maschinen und Geréte nach Ansicht der Be-
triebsleiter in 60 % der Falle zu positiven Umweltwirkungen. Diese werden durch eine
Reduzierung des Fungizideinsatzes infolge genauerer Spritztermine und Verringerung der
Abdrift mit Hilfe der Raupenspritzung im Vergleich zur herkdbmmlichen Hubschrauber-
spritzung erreicht. Die Mulchgerate konnen dazu beitragen, die Bewdsserungskosten zu
reduzieren und die Weinertrage insbesondere in Trockenjahren zu sichern (s. Anhang 3).
Hinsichtlich der betriebswirtschaftlichen Rentabilitat und der Uberwalzungseffekte gilt
auch hier das oben Gesagte.

Grundsatzlich sind — zumindest in begrenztem Umfang — auch negative Umweltwirkungen
durch die geforderten Investitionen zu erwarten, z.B. wenn eine zusétzliche Versiegelung
von Flachen stattfindet. Daher missen vor einer abschlieBenden Bewertung der Umwelt-
wirkungen der Investitionsforderung noch tiefergehende Analysen Uber die 6kologisch
relevanten Implikationen angestellt werden.

(b) Zusammenfassung und Fazit

Auf Basis der vorliegenden Befragungsdaten ist die Schlussfolgerung zu ziehen, dass die
positiven Umweltwirkungen der Forderung von Grofien Investitionen im Milchviehsektor
eher begrenzt sind. Da mit Gebdudebauten in der Regel auch negative Effekte verbunden
sind, musste eine Nettobetrachtung angestellt werden, die jedoch anhand der vorliegenden
Untersuchung nicht moglich ist. Die Definition bestimmter Férderbedingungen, wie bei-
spielsweise der zwei-GV-Obergrenze und der gegenliber den gesetzlichen Vorschriften
erhohten Gillelagerkapazitat, kdnnen mdoglicherweise zu positiven Umwelteffekten fiih-
ren.

Die Forderung von AuBentechnik mit Umweltbezug scheint positive Umweltwirkungen
insbesondere im Hinblick auf den Gewadsserschutz und auf Einsparung von Pflanzen-
schutzmitteln (Weinbau) zu beinhalten. Da die geférderten Maschinen und Gerdte vielfach
jedoch auch ohne Forderung betriebswirtschaftlich rentabel sind, wirden die Umweltwir-
kungen meistens auch ohne die spezielle Forderung erreicht. Hinzu kommt das Problem
der Uberwilzung der Férderung auf Landmaschinenhandel und -hersteller, das sowohl von
den Landwirten als auch von den Beratern erwéhnt wurde.

6.7 Wirkungen des AFP auf die Verbesserung von Arbeitsbedingungen

Die Verbesserung der Arbeitsbedingungen in landwirtschaftlichen Betrieben ist traditio-
nell eines der zentralen Ziele der Investitionsférderung. Besonders in den ohnehin arbeits-
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intensiven Milchviehbetrieben hat die Erleichterung der Arbeit h&ufig einen zentralen
Stellenwert. Auch im Weinbau und speziell im Steillagenweinbau hat die Arbeitserleichte-
rung eine hohe Bedeutung, da hier viele Arbeiten korperlich sehr anstrengend sind und
unter teils extremen Bedingungen durchgefiihrt werden mussen.

(a) Ergebnisse der Betriebsleiterbefragung

Von den in Niedersachsen befragten Betriebsleitern mit AFP-Forderung geben 80 % an,
die gefdrderte Investition hatte eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen zur Folge. Da-
bei stehen geringere korperliche Belastungen durch den Ubergang von Anbinde- zu Lauf-
stallhaltung mit gleichzeitiger Anderung der Melk- und Fiitterungstechnik im Vordergrund
der Wirkungen.

Die befragten Winzer mit Steillagenweinbau verweisen durchgéngig auf die besseren Ar-
beitsbedingungen, die durch Investitionen in die Spezialmaschinen fur den Steillagen-
weinbau erreicht wurden. Dies wird vor allem durch eine erhebliche Abnahme korperlich
schwerer Arbeiten, z.B. bei Spritzungen, beim Laubschneiden oder bei der Ernte, verur-
sacht.

(b) Fazit

Die Arbeitsbedingungen konnten in den meisten Fallen durch die geforderten Investitio-
nen deutlich verbessert werden. Verbesserungen in den Arbeitsbedingungen gehen in der
Regel mit einer Rationalisierung einher, weil die genannten Arbeiten durch die techni-
schen Anderungen nicht nur einfacher sondern auch in kiirzerer Zeit erledigt werden kon-
nen. In erster Linie sind sie damit ein Kuppelprodukt der Rationalisierung, die aus be-
triebswirtschaftlich erstrebenswerten Optimierungen resultieren, so dass die Arbeitser-
leichterung daher kein originares Forderziel darstellen muss.

6.8 Wirkungen des AFP auf den Tierschutz

Die Realisierung von Tierschutzzielen hat spatestens seit 2002 bei der Formulierung und
Umsetzung der Agrarinvestitionsforderung an Bedeutung gewonnen. Deutlichster Aus-
druck dieses Bedeutungszuwachses ist die Einflihrung der Anlage 2 der Férdergrundsétze
des Rahmenplanes, gemé&l der fir die Einhaltung hoherer als der gesetzlichen Tierschutz-
standards eine besondere Zuschussférderung gewahrt werden kann. Die Befragung in den
Milchviehbetrieben liefert fur die Zeit vor Einfihrung der Anlage 2 einzelne interessante
Aspekte zu den mit der Forderung verbundenen Tierschutzeffekten. Fir die Analyse der
aktuellen Bedingungen ergeben sich zudem aus dem Beraterworkshop relevante Erkennt-
nisse.
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(a) Ergebnisse der Betriebsleiterbefragung

Von den 33 in Niedersachsen erhobenen Betrieben, die eine geforderte Investition in der
Rinderhaltung durchgefiihrt haben, geben 26 Betriebsleiter (ca. 70 %) an, dass die Investi-
tion einen Fortschritt fur den Tierschutz erbracht hat. Die Bereiche, in denen diese Fort-
schritte auftreten, sind vor allem sinkende Remontierungsraten, ein verbesserter Status von
Gelenken und Klauen und die Verbesserung der Eutergesundheit. Es handelt sich dabei
ausnahmslos auch um entscheidende StellgroRen fir die Senkung von Produktionskosten
(Hemme et al. 2003, S. 96 f.). Daher sind diese Fortschritte im Sinne des Tierschutzes
zugleich auch wichtige wirtschaftliche Parameter. Somit fihrt die betriebswirtschaftliche
Optimierung von Milchviehbetrieben automatisch zu einer Verbesserung des Tierschutzes
als Kuppelprodukt. Dies bestatigen fur Umstellungen auf den Laufstall auch die Berater in
vielen Bundeslandern. Teilweise wurde hingegen in Experten- und Beratergespréchen an-
gemerkt, dass das geforderte Tier-Fressplatzverhaltnis von 1:1 und der Wegfall der mogli-
chen zehnprozentigen Uberbelegung bei den Liegeboxen zu echten Mehrkosten fiihrt
(Sterner, 2003, S. 43).

Mit Blick auf die nicht untersuchten Entwicklungen in Veredlungsbetrieben ist zu ergén-
zen, dass die Erfallung der geforderten Tierschutzstandards der Férderung nach Ansicht
der Berater mit sehr viel hdheren Kosten verbunden ist, so dass die mit der Anlage 2 in
Aussicht gestellten Sonderzuschusse hier kaum in Anspruch genommen werden (Sterner,
2003, S. 43).

(b) Fazit

Insgesamt kann aber davon ausgegangen werden, dass der Uberwiegende Teil der Verbes-
serungen des Tierschutzes in der Milchproduktion nicht ursachlich der Investitionsforde-
rung zugeschrieben werden kann, weil diese Verbesserungen grundsétzlich auch erzielt
worden waren, wenn die Betriebe ohne Forderung investiert hatten (vgl. Kap. 7.3). Ange-
sichts des 6konomischen Wertes, den diese Verbesserungen fur die Betriebe darstellen,
kann beim Tierschutz in der Milchkuhhaltung von einem Kuppelprodukt der Investitionen
gesprochen werden.

6.9 Wirkungen der Junglandwirteforderung

Fir die kinftige Bewirtschaftung entwicklungsfahiger Landwirtschafts- und Weinbaube-
triebe stehen in Rheinland-Pfalz nach Ansicht der Berater nicht gentigend potenzielle Hof-
nachfolger zur Verfiigung. Aus diesen Grinden gibt es aus Sicht der Beratung Bedarf fir
eine gesonderte Junglandwirteférderung (s. Anhang 3). In den Steillagen der Mosel liegen,
so die Berater, schon etliche Weinberge brach.
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(a) Ergebnisse der Betriebsleiterbefragung

In Niedersachsen ist die Junglandwirteférderung seit einigen Jahren ausgesetzt. Daher sind
die erhobenen Betriebe aus Niedersachsen fur die JLWF eine ungeeignete Vergleichs-
gruppe fur Rheinland-Pfalz, wo die JLWF angeboten wird und eine hohe politische Priori-
tat besitzt. Aus diesem Grund werden die Befragungsergebnisse in der Gesamtheit aller
Befragungsregionen herangezogen. Insgesamt wurde gut 35 % (n = 56 Betriebe) aller be-
fragten Betriebsleiter (n = 156) in der Vergangenheit eine JLWF gewdhrt. Etwa 40 % von
ihnen haben konstatiert, dass die JLWF einen Einfluss auf die betriebliche Entwicklung
gehabt hat. In keinem der befragten Betriebe héatte der Betriebsleiter ohne Junglandwirte-
forderung den Betrieb nicht fortgefuhrt.

Aus Beratersicht enthalt die JLWF h&aufig einen gewissen Vorzieheffekt bei der Einbezie-
hung der Hofnachfolger in die Betriebsflihrung. Erkennbar sei dies daran, dass bei Einzel-
unternehmen vielfach wenige Monate vor Antragstellung eine Familien-GbR gegriindet
werde. Allerdings sollte es generell schon aus betrieblichem Interesse Ziel eines jeden
Betriebsleiters sein, den Nachfolger friihzeitig in die Betriebsfuhrung einzubeziehen.

Als Nachteil der Ausgestaltung der JLWF merken die Berater aus Rheinland-Pfalz an, dass
diese fur eine deutliche Anreizwirkung zur Betriebsibernahme viel zu gering ausfallt
(s. Anhang 3). Somit ist davon auszugehen, dass die JLWF erhebliche Mitnahmeeffekte
aufweist, da sie (fast) ausschlieBlich in solchen Forderféallen beantragt wird, in denen die
Entscheidung uber die Betriebsiibernahme bereits getroffen ist. Eine Erhéhung der JLWF
sehen die Berater unter Hinweis auf die Subventionsobergrenze von 50 % des forderfahi-
gen Investitionsvolumens nicht als zielfiihrend an.

(b) Fazit

Die Junglandwirteférderung kann in ihrer aktuellen Ausgestaltung jungen Landwirten und
Winzern allenfalls marginale Anreize fur die Weiterfiihrung von Betrieben bieten und er-
fallt damit nicht das Ziel dieser Fordermalinahme. Andererseits stellt sich angesichts des
vor allem in der Viehhaltung notwendigen Strukturwandels auch die Frage nach dem Sinn
des Ziels der JLWF. Es besteht ein deutlicher Widerspruch zwischen dem den Struktur-
wandel beschleunigenden Wachstumsziel des AFP und dem strukturkonservierenden Ziel
der JLWF.

Aufgrund teilweise brach fallender Weinberge ist die Situation im Steillagenweinbau an-
ders zu bewerten. Um dieser Entwicklung entgegenzutreten, misste die JLWF deutlich
erhoht werden, um zusatzlich junge Menschen zum Einstieg in den Weinbau oder zur Wei-
terfihrung bestehender Betriebe zu bewegen. Da dieses Problem jedoch lokal auftritt, ist
eine horizontale Férderung nicht zielfihrend.
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7 Gesamtbetrachtung

Im folgenden Abschnitt wird ausgehend von einer Zusammenfassung der bisher analysier-
ten Bruttowirkungen der gefdrderten Investitionen zunéchst die Zufriedenheit der in die
Befragung einbezogenen landwirtschaftlichen Unternehmer mit den gefdrderten Projekten
beschrieben und bewertet. Anschliefend wird der Frage nachgegangen, wie eine Ermitt-
lung und Bewertung der Nettoeffekte der Forderung erreicht werden kann und welche An-
haltspunkte es aufgrund der Befragungsergebnisse hinsichtlich der Nettowirkungen der
Forderungen gibt. Darauf aufbauend wird das Spezialthema ,,Kleine Investitionen* aufge-
griffen.

7.1  Wirkungen der Investitionen im Uberblick

Die vorangegangene Analyse der Wirkungen der geftrderten Investitionen in den ver-
schiedenen Dimensionen ldsst sich wie folgt zusammenfassen (Anhang 5 fasst die Wir-
kungen der geforderten Investitionen aus Sicht der Betriebsleiter grafisch zusammen):

1. Die im Rahmen einer Grolien Investition geférderten Milchviehbetriebe realisieren in
der grofRen Mehrzahl der Félle erhebliche Wachstums- und Produktivitatssteigerun-
gen. Dabei ist aber auch eine starke Streuung dieser Wirkungen zu verzeichnen, was
die Frage nach einer scharferen Selektion der Investitionsprojekte aufwirft.

2. Die groBRe Mehrzahl der geforderten Investitionen im Milchsektor hat z.T. erheblich
positive Wirkungen in den Bereichen Qualitat, Arbeitsbedingungen und Tierschutz er-
zielt. Gleichwohl ist aber deutlich geworden, dass diese Wirkungen Uberwiegend
Kuppelprodukte von Investitionen sind, die auch aus rein wirtschaftlichem Interesse
realisiert wirden. Das bedeutet, dass diese positiven Wirkungen bei allen Investitio-
nen, die ohne Férderung ebenso umgesetzt worden waren, auch erzielt wirden.

3. Die mit Hilfe der Investitionen realisierten Einkommenseffekte lassen sich aufgrund
der Datenlage (v.a. fehlende oder ungenaue Angaben zu Gewinn und Einkommen)
sowie aufgrund der Anderung externer Rahmenbedingungen (z.B. Erzeuger- und Fak-
torpreise) nur sehr vage ermitteln. Die présentierten Zahlen sind mit groRer Vorsicht
zu interpretieren und missen vor dem Hintergrund der allgemein negativen Entwick-
lung speziell im Milchbereich bewertet werden. Unter Berlicksichtigung dieser Be-
schrankungen zeigt die Befragung, dass in der Milchproduktion gut zwei Drittel der
mit einer Grofl3en Investition geforderten Betriebe ihren Gewinn steigern konnten. Es
gibt aber auch Betriebe, die nach Durchfihrung der GroRen Investition stagnieren o-
der sogar einen Riickgang des Gewinnes hinnehmen mussten. Auch dies ist ein Indiz
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fur bestehende Optimierungspotenziale bei der Auswahl der zu férdernden Unterneh-
men.

4. Positive Nettoeffekte auf die Beschéftigung, z.B. durch Investitionen im Diversifizie-
rungsbereich, spielen in den untersuchten Betrieben praktisch keine Rolle. Bei den
Rationalisierungsinvestitionen, die einen erheblichen Anteil am Fordergeschehen ha-
ben, wird hingegen immer Arbeit freigesetzt.

5. Die Maschinenférderung im Steillagenweinbau fihrt im Wesentlichen zu einer Ar-
beitsrationalisierung und -erleichterung. Die meisten anderen Wirkungen, wie z.B. die
Umsatz- und Einkommenserh6éhung sind indirekte Folgen der Arbeitseinsparungen,
wenn die freigesetzte Arbeit, z.B. durch Kellereiarbeiten oder in der Absatzférderung,
betriebswirtschaftlich sinnvoll in den Betrieben eingesetzt wird.

7.2  Zufriedenheit mit der geférderten Investition

In den niederséchsischen Betrieben wirden rund zwei Drittel der Betriebsleiter, die eine
geforderte GroRe Investition durchgefuhrt haben, diese im Nachhinein wieder genauso
vornehmen (Anhang 6). In keinem Fall sind negative Erfahrungen mit der Forderung oder
der Investition an sich ein Grund fur die Aussage, die Investition nur verandert wiederho-
len zu wollen. Von den Betriebsleitern, die die geforderte Investition im Milchbereich in
der Ex post-Betrachtung verandert durchgefiihrt hatten, hatten drei technische Anderungen
vorgenommen, immerhin funf gréRer gebaut, zwei etwas friher und einer spater investiert.
Die Angaben, dass Befragte im Bereich der Milchproduktion aus heutiger Sicht gréier
bzw. friher bauen wirden, kann als Indiz fiir die negativen Wirkungen der Begrenzung
der Aufstockung durch die Forderrichtlinien sowie der Lange der Bearbeitungsdauer in-
terpretiert werden.

Die Zufriedenheit der Winzer mit ihren Investitionen in Steillagenspezialmaschinen ist
noch groRer. Mit Ausnahme eines Betriebsleiters, der technische Probleme mit der gefor-
derten Maschine hat, schéatzen alle befragten Betriebsleiter die geforderten Spezialmaschi-
nen fur den Steillagenweinbau insgesamt sehr positiv ein.

In Niedersachsen wirden nur etwa 45 % der Betriebe mit Kleiner Investition (acht von
14 Betrieben) diese im Nachhinein unveréndert wieder durchfuhren. Dies darf aber nicht
so interpretiert werden, dass die Investitionsforderung aus Sicht dieser acht Betriebsleiter
fehlgeleitet war, da nur drei Betriebsleiter erklaren, sie hatten lieber eine GroRe Férderung
in Anspruch nehmen sollen und nur einer gibt an, er hatte vielleicht auf die Forderung
ganz verzichten sollen. Das einfachere Forderverfahren, die fehlende Kreditbindung und
die Gewdéhrung eines verlorenen Zuschusses bei Kleinen Investitionen scheinen die Be-
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triebsleiter tendenziell dazu zu verleiten, eine Kleine Investitionsférderung bisweilen auch
in solchen Fallen in Anspruch zu nehmen, in denen eigentlich eine Grof3e sinnvoll wére.

Fazit

Angesichts des erheblichen finanziellen Engagements der landwirtschaftlichen Unterneh-
mer (durchschnittliches Investitionsvolumen ca. 180.000 € im Milchbereich) bei den Gro-
Ren Investitionen, muss die Bereitschaft zur Wiederholung der Investition als klares Indiz
fur die hohe Zufriedenheit seitens der Betriebsleiter mit dem gefdrderten Investitionspro-
jekt bewertet werden. Es ist davon auszugehen, dass die wirtschaftlichen und produktions-
technischen Ziele der investierenden Landwirte erreicht werden. Fehlinvestitionen existie-
ren zumindest aus Sicht der befragten Betriebsleiter nicht.

7.3 Nettowirkungen der Investitionsforderung

Eine wissenschaftlich korrekte Ermittlung der Netto-Wirkungen der Investitionsférderung
miusste die folgenden Faktoren ins Kalkul einbeziehen:

(1) In Folge einer Wachstumsforderung kommt es — wenn sie tatséchlich zusatzliches
Wachstum induziert — bei den geférderten Betrieben zu einer zusatzlichen Nachfrage
nach Produktionsfaktoren (v.a. Milchquoten und Land). Damit verteuern sich unter
sonst gleichen Bedingungen diese Faktoren auch fur die nicht geférderten Betriebe.
Um diesem Einfluss ist die Bruttoeinkommenswirkung in den geforderten Betrieben
zu korrigieren,

(2) Durch die Wachstumseffekte fuhren die geférderten Investitionen auch zu einer Stabi-
lisierung oder sogar einer Ausweitung der Produktion (Ausnahme: der durch Quotie-
rung reglementierte Milchmarkt), so dass grundsatzlich auch die Wirkungen der In-
vestitionsforderung auf die Erzeugerpreise beachtet werden missen.

(3) Wenn die geférderten Investitionen ganz oder teilweise auch ohne die Forderung rea-
lisiert wirden, kénnen die ermittelten Bruttowirkungen nicht (bzw. nicht vollstandig)
der FOrderung zugeschrieben werden. Dies bedeutet, dass die Nettowirkungen in vie-
len Forderféllen deutlich geringer sind als die Bruttowirkungen

Die unter (1) und (2) genannten Effekte lassen sich im Rahmen der vorliegenden Untersu-
chung nicht einfangen, weil dazu ein Sektormodell erforderlich ware. Mit Blick auf den
Aspekt (3) liefert die Frage, ob und wie die Landwirte ohne Forderung investiert hatten,
einen wichtigen Indikator. Die Auswertung der in den Betriebsleiterbefragungen erhobe-
nen Daten muss allerdings das Problem des strategischen Verhaltens berlcksichtigen: Die
Landwirte haben mit Blick auf die Forderung und die politischen Rahmenbedingungen
(Knappheit der Haushaltsmittel) einen Anreiz, die Wirkungen eines mdglichen Wegfalles
der Foérderung zu Ubertreiben. Es ist somit davon auszugehen, dass die bei einem tatsachli-
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chen Wegfall der Forderung eintretenden Einschrankungen der Investitionstatigkeit gerin-
ger ausfallen wirden, als auf Basis der Befragungsdaten ermittelt. Hinzuweisen ist aller-
dings darauf, dass es sehr deutliche Unterschiede in den Antworten auf diese Frage gibt, je
nach dem ob die Befragten eine Kleine oder eine GrofRe Investition durchgefuhrt haben.
Wenn strategisches Verhalten das dominierende Motiv ware, spricht zundchst nichts daftr,
bei den Kleinen Investitionen anders zu antworten als bei den GroRen.

In Abbildung 6 sind die Reaktionen der befragten Betriebsleiter auf die skizzierte Frage
dokumentiert (Mehrfachnennungen moglich):

— Etwa 35 % der GroRen Investitionen im Milchbereich wéren ohne Férderung nicht
getatigt worden, umgekehrt wéren rund 15 % der Investitionen substanziell und zeit-
lich unveréndert durchgefuihrt worden.

— Wenn aufgrund des Wegfalles der Forderung eine Modifikation erwogen wurde, be-
stand diese v.a. in einer zeitlichen Verzogerung bzw. einer schrittweise Umsetzung
der Investition (knapp 30 %) sowie in einer preiswerteren Ausfiihrung des Objektes
(knapp 30 %). Eine geringeres Wachstum wurde hingegen nur von rund 20 % der Be-
fragten in Erwédgung gezogen.

— Fast 30 % derjenigen Betriebsleiter, die eine Kleine Investition durchgefuhrt haben,
hétten diese auch ohne die Fordermittel unveréndert durchgefuhrt.

— Dass etwa 60 % der Kleinen Investitionen und ca. 40 % der im Rahmen einer Grolien
Investition gefdrderten Stallbauten ohne Foérderung zwar haufig unter zeitlichem Ver-
zug aber trotzdem strukturell unverandert durchgefiihrt worden wéren, deutet auf er-
hebliche Mitnahmeeffekte bei der Investitionsférderung hin. Dies gilt insbesondere
fir Kleine Investitionen.

— Zwei Drittel der befragten Winzer hatten die Spezialmaschinen fir den Steillagen-
weinbau auch ohne Férderung unveréndert, d.h. auch zum selben Zeitpunkt, beschafft.
Nur drei der Winzer (20 %) gaben an, dass sie die Maschine ohne Férderung nicht
hétten finanzieren kénnen.
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Abbildung 6: Ex post-Betrachtung der geforderten Investition durch die Betriebslei-
ter bei Wegfall der Férderung
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Quelle: FAL, Betriebsleiterbefragung, 2005

Eine Gegenulberstellung der geférderten Milchviehbetriebe, deren Leiter sagen, sie hatten
ohne Forderung Uberhaupt keine vergleichbare Investition durchgefihrt und jenen, die
diese entweder unverdndert oder zeitlich/sachlich modifiziert realisiert hatten, ergibt fol-
gendes Bild: Wenn die Auspragungen von wichtigen Kennzahlen der auch ohne Férderung
investierenden Betriebsleiter, d.h. der forderunabhangigen, gleich hundert gesetzt werden,
zeigt sich, dass die ohne Forderung nicht investierenden Unternehmer, d.h. die forderab-
héngigen, die weniger erfolgreichen und weniger dynamischen Betriebsleiter sind
(s. Abb. 7). Im Vergleich mit den férderunabhangigen Unternehmen

— haben die forderabhangigen Betriebe schon vor der Investition einen um etwa 10 %
geringeren Gewinn als die forderunabhdngigen Unternehmer; nach der Investition er-
reichen sie nur ein Gewinn-Niveau von 70 % der Vergleichsgruppe und

— weiten die forderabhangigen Unternehmen die Produktion um 20 % und damit deut-
lich weniger aus als die forderunabhdngigen Betriebe und stocken die Zahl der Kuh-
platze auch um ca. 25 % weniger und damit wieder deutlich geringer als die forder-
unabhé&ngigen auf.

Es ist festzuhalten, dass sich die wirtschaftlich und strukturell relevanten Parameter der
forderabhéngigen Unternehmer trotz eines im Vergleich zu den férderunabhangigen Un-
ternehmern hoheren Investitionsvolumens nur deutlich weniger verbessern als die der
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Vergleichsgruppe. Daruber hinaus sind viele der forderabhdngigen Betriebe in der Gruppe
derer, die ihre Arbeitsproduktivitat (s. Kap. 6.2) durch die Investition nur schwach stei-
gern konnen. Angesichts der Vielzahl und Widerspruchlichkeit der Forderziele
(vgl. Kap. 1.1) wére ein solches Muster noch kein Beleg fiir eine Fehlférderung. Wenn
aber Produktivitatssteigerung und Wachstum der Unternehmen das vorrangige Ziel der
Forderung sein sollen, zeichnen sich hier deutliche Optimierungspotenziale bei der Selek-
tion der forderwirdigen Bereiche ab.

Abbildung 7: Betriebsleiter in Niedersachsen, die ohne Forderung nicht investieren
wirden ... in v. H. vom Rest
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o

7.4 Kleine Investitionen

Wie in Abbildung 6 im vorherigen Abschnitt gezeigt, hétte sich ohne Férderung in Uber
60 % der Félle — abgesehen von einer zeitlichen Verschiebung — an der Umsetzung Klei-
nen Investitionen keine Anderung ergeben, so dass fiir diese Investitionen von einem ho-
hen Mall an Mitnahmeeffekten ausgegangen werden kann. Daher kann die FOrderung
Kleiner Investitionen vor allem dann eine Legitimation haben, wenn diese eine betriebli-
che Initialwirkung entfalten. Eine so verstandene Initialwirkung zeichnet sich folglich da-
durch aus, dass betriebliche Veranderungsprozesse angestoen werden. Im besten Fall
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kann diese Wirkung auch auf andere Betriebe ausstrahlen und auch dort innovative Ent-
wicklungen einleiten. Die Betriebsleiterbefragung liefert jedoch keine Anhaltspunkte fir
solche Initialwirkungen in signifikantem Umfang. Das einzige Indiz, das auf einen gewis-
sen Innovationscharakter hindeutet, ist, dass in einem Fall in der Region noch kein ver-
gleichbares Investitionsobjekt existiert und dass in vier Forderféllen Berufskollegen das
Investitionsobjekt besichtigt haben.

In knapp der Halfte der Falle (sechs Befragte) wurden infolge der geforderten Kleinen
Investition Folgeinvestitionen durchgefihrt. Ein Drittel der Investitionen steht im Zusam-
menhang mit einer umfangreicheren Investition, wobei aber nur in einem Fall der voran-
gehenden Kleinen Investition die Initialwirkung zugeschrieben wird. Die Kleinen Investi-
tionen sind folglich oftmals nur ein Glied in einer Investitionskette, ohne Ausléser dersel-
ben zu sein, oder werden als isolierte Malinahme durchgefihrt.

Mit Blick auf Photovoltaik und Oko-Maschinen liegen nur Daten aus Sachsen-Anhalt vor.
Sie bestéatigen die hier beschriebene skeptische Bewertung der Initialwirkung derartiger
Investitionen. Weder werden die geforderten Objekte als besonders risikobehaftet einge-
schatzt, noch entfalten sie eine regionale Ausstrahlung. Lediglich fir den Fall der An-
schaffung von Mulchsaatgerdten konnen relevante betriebliche Umstrukturierungen nach-
gewiesen werden. Sie ergeben sich aus der Notwendigkeit, die gesamte Mechanisierung
auf pfluglose Bodenbearbeitung umzustellen. Allerdings wird auch diese Anderung des
Produktionsverfahrens in der Regel nicht von 6kologischen sondern von wirtschaftlichen
Uberlegungen ausgehend durchgefiihrt, da die pfluglose Bearbeitung des Bodens zu Ver-
ringerungen im Dieselverbrauch fiihrt. Die wirtschaftliche Attraktivitat der Mulchsaatge-
rate ist insbesondere durch den partiellen Wegfall der Dieselkraftstoffverbilligung gestie-
gen.

Bei Biogasanlagen kann aufgrund des Wissensdefizits, das im Umgang mit dieser neuen
Technik herrschte, nach Einschatzung der Berater fir die ersten geforderten Anlagen
durchaus noch davon ausgegangen werden, dass Pioniere geférdert wurden, so dass hier
anfangs eine Innovationsforderung gewéhrt wurde. Auch bei Biogasanlagen haben sich
zwischenzeitlich durch die deutliche Anhebung der Einspeisevergltung verstarkte be-
triebswirtschaftliche Anreize zu ihrer Einfiihrung ergeben. Die Nachfrage nach Biogasan-
lagen ist mittlerweile Uberdies so hoch, dass die Anlagenbauer ihre Preise spurbar angeho-
ben haben (Spandau, 2005, S. 41), wodurch ein wachsender Teil der Forderung auf die
Anlagenbauer Ubertragen wird.

In vielen Bundesldndern haben die Berater insbesondere den innovativen Charakter von
Mulchsaatgeraten, Spritzen mit abdriftmindernden Dusen, Schleppschlauchen in der Giil-
leausbringung sowie von Photovoltaik-Anlagen bezweifelt. Als weiterer kritischer Punkt
kommt im Bereich der Okomaschinen die Problematik mdglicher Doppelférderungen, z.B.
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durch die Forderung von Agrarumweltmalinahmen, hinzu. Auch die Berater aus Rhein-
land-Pfalz sehen ein hohes MaR an Mitnahme bei der Férderung von Maschinen- und
sonstigen Technikinvestitionen, wobei die Forderung von Spezialmaschinen fir den Steil-
lagenweinbau und von Kellertechnik insbesondere von den Beratern im Weinbau von die-
ser Bewertung ausgenommen wird (s. Anhang 3).

Exkurs:  Zukinftige Ausrichtung des AFP aus Sicht der Berater und
Betreuer in Rheinland-Pfalz

Im Folgenden werden die wesentlichen Ergebnisse des Beraterworkshops hinsichtlich der
zukinftigen Ausrichtung der Agrarinvestitionsforderung in Rheinland-Pfalz dargestellt.
Die Teilnehmer konnten bei jedem der Themen ,Zukinftige Ziele des AFP“ und
»Wer/Was/Wie soll geférdert werden?* jeweils durch flinf Bewertungspunkte ihre Vorstel-
lungen einbringen. Eine ausfuhrliche Darstellung der Ergebnisse fur Rheinland-Pfalz ent-
héalt Anhang 3. Eine zusammenfassende tabellarische Kurzdarstellung der Ergebnisse aller
Beraterworkshops ist dem Anhang 7 zu entnehmen.

(a) Zukunftige Ziele des AFP

Aus Sicht der landwirtschaftlichen Berater und Betreuer in Rheinland-Pfalz soll das AFP
kinftig vor allem ein angemessenes Vergleichseinkommen durch rentable Investitionen
und Arbeitsrationalisierung ermdéglichen. Demgegeniber steht bei den Weinbauberatern
die Unternehmenssicherung, haufig durch Einkommensdiversifizierung und Arbeitser-
leichterung im Vordergrund.

(b) Wer soll geférdert werden?

Sowohl die landwirtschaftlichen als auch die weinbaulichen Berater/Betreuer bevorzugen
eine Forderung der erfolgreichsten Betriebsleiter, die Betriebe an entwicklungsfédhigen
Standorten (d.h. keine beengten Dorflagen etc.) bewirtschaften.

(c) Was soll geférdert werden?

Kinftig sollen im Bereich Landwirtschaft vor allem Geb&ude und bauliche Anlagen gefér-
dert werden. Im Weinbaubereich sollen zudem noch Investitionen in die Kellertechnik und
in arbeitserleichternde und —sparende Steillagentechnik forderbar sein. Allerdings pladier-
ten einige Workshop-Teilnehmer dafir, die bisherige Breite der Fordermdglichkeiten bei-
zubehalten.

(d) Wie soll gefordert werden?

Die Berater/Betreuer pladieren mehrheitlich fiir eine reine Zuschussregelung ohne Kredit-
bindung.
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8 Kinftige Rahmenbedingungen und deren Implikationen fur die
Investitionsférderung in der Forderperiode 2007 bis 2013

Im Milchbereich ist davon auszugehen, dass es in der EU und in Deutschland in den
néchsten funf bis zehn Jahren auf Erzeugerebene zu einem weiteren deutlichen Absinken
der Milchpreise kommen wird. Modellberechungen der FAL prognostizieren Auszah-
lungspreise in der GroRenordnung zwischen 21 ct/kg und 23 ct/kg Milch (FCM). Da im
Zuge der aktuellen Agrarreform gleichzeitig die Ausgleichszahlungen von der Produktion
entkoppelt wurden, wird es in diesem Zeitraum auch zu einem starken Wertverlust fir
Milchquoten kommen. Zumindest regional sind mittelfristig Quotenpreise von Null ein
realistisches Szenario. Bei (regionalen) Quotenpreisen von Null wére im européischen
Malstab mittelfristig mit einer Wanderung der Milchproduktion auf die wettbewerbsfa-
higsten Standorte zu rechnen.

Aus dem zu erwartenden sinkenden Milchpreis folgt mit Blick auf die deutschen Milch-
produzenten die Notwendigkeit zur spurbaren Senkung der Kosten. Diese wird sich nur
durch einen deutlich beschleunigten Strukturwandel in Richtung steigender Bestandsgro-
Ren realisieren lassen”. Dabei ist zu beriicksichtigen, dass diese Kostendegression derzeit
in BestandsgrofRenklassen bis zu 150-200 Milchkiihen besonders ausgepragt ist (Bone-
mann, 2004, S. 70 f).

Gleichzeitig sind die Milchviehhalter bezogen auf das Einkommen die Verlierer des Kom-
bimodells, zumindest soweit es sich um intensiv wirtschaftende Betriebe handelt. Dies
liegt daran, dass die notwendigen Wachstumsschritte bei gleichzeitig sinkenden Aus-
gleichszahlungen realisiert werden mussen. Folglich wird die Mdglichkeit zur Finanzie-
rung von Wachstumsinvestitionen aus eigener Kraft zurtickgehen. Lediglich der Wertver-
lust der Quote fihrt zu einer Erleichterung wachstumswilliger Betriebe.

Gemessen an den in der wissenschaftlichen Agrardkonomie ermittelten Preiserwartungen
far Milch sind die befragten Landwirte erstaunlich optimistisch, da sie in ihrer Investiti-
onstatigkeit Gberwiegend (ca. 70 %) keine stirkeren Konsequenzen aus der jingsten Ag-
rarreform ziehen wollen.

¥ So kommt eine Untersuchung des IFCN Dairy Netzwerks durch ein Simulationsmodell auf der Basis

stochastisch modellierter Preise und variabler Kosten zu dem Schluss, dass ein heute entwicklungsfa-
higer 80-Kuh-Betrieb durch die in ihrer Gesamtheit praktisch stabilen Kosten bei einem sinkenden
Milchpreis im Jahr 2010 nicht mehr kostendeckend wirtschaften wird (Christoffers und Hemme,
2004).
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Mit Blick auf die Investitionsforderung fir Milchproduzenten ergeben sich folgende

Schlussfolgerungen:

(1) Die politikbedingten strukturellen Defizite der bundesdeutschen Milchproduktion
mussen innerhalb einer relativ kurzen Frist aufgeholt werden, wenn die Milchpro-
duktion in Deutschland langfristig gesichert werden soll. Es muss nach Wegen ge-
sucht werden, die sicherstellen konnen, dass die geférderten Betriebe in GréfRenord-
nungen wachsen, die ihnen eine Ausnutzung der wesentlichen Kostendegressionsef-
fekte erlauben.

(2) Angesichts der vielfach erforderlichen groflen Wachstumsschritte bei gleichzeitig
tendenziell sinkenden Einkommen ist mit einer starken Zunahme der Investitionsvo-
lumina je Forderfall zu rechnen.

(3) Unter der Annahme von Milchpreisen in der GroRenordnung von 26 ct/kg zeichnet
sich kein Einbruch bei der Investitionsbereitschaft von Milcherzeugern ab. Wenn al-
lerdings Milchpreise um 23 ct/kg Realitat werden sollten, durfte der Anteil der
Landwirte, die ihre Investitionspldne wegen geénderter Rahmenbedingungen modifi-
zieren, deutlich zunehmen.

9 Empfehlungen

9.1 Kurz- bis mittelfristige Ausrichtung des AFP

Die Aktualisierung der Zwischenbewertung soll in erster Linie dazu dienen, im Hinblick
auf die Erstellung der neuen Programme konkrete und kurzfristig umsetzbare Vorschlage
zur Verbesserung der Mallinahme zu machen. Das hei3t fir die Evaluatoren, dass sie den
bestehenden institutionellen Rahmen kurzfristig als weitgehend gegeben hinnehmen mis-
sen. Zundchst wird nachstehend erldutert, dass das Zielsystem der Agrarinvestitionsférde-
rung verschlankt werden sollte. Darauf aufbauend werden anschlieRend Optimierungspo-
tenziale innerhalb des bestehenden Fordersystems aufgezeigt, die aus den bisher prasen-
tierten empirischen Befunden abgeleitet werden. Sie sollen v.a. dazu dienen, die bisheri-
gen Ziele auf effizientere Weise zu erreichen, wobei sowohl Verbesserungen fir wachs-
tumswillige landwirtschaftliche Unternehmer als auch Vereinfachungsmaoglichkeiten fir
die Administration aufgezeigt werden.

Abschliefend werden die Legitimation der klassischen Investitionsférderung ganz grund-
satzlich kritisch analysiert und darauf aufbauend langerfristige Empfehlungen abgeleitet.
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9.1.1 Zukunftige Ziele der Agrarinvestitionsférderung

Die Evaluatoren halten es fur erforderlich und machbar, eine deutliche Reduzierung der
Anzahl der Ziele vorzunehmen, um zu einer starkeren Fokussierung der Forderung auf die
Kernprobleme zu kommen und um bestehende oder mdgliche Zielkonflikte abzubauen.
Fur eine Konzentration der Forderung auf die Kernziele Rationalisierung und Wachstum
sprechen die gravierenden Auswirkungen der jingsten Agrarreform. Dies gilt vor allem
far Milchproduzenten (s. Kap. 8). Flr eine Fokussierung der Ziele spricht ferner der Um-
stand, dass es mit grofier Wahrscheinlichkeit zu einer erheblichen Kiirzung der Mittel fur
die Zweite S&ule der Gemeinsamen Agrarpolitik kommen wird, so dass davon ausgegan-
gen werden muss, dass in Zukunft auch fur die Agrarinvestitionsforderung weniger Mittel
zur Verfligung stehen werden. Nur wenn es gelingt, die vorhandenen finanziellen Res-
sourcen auf die Ziele Rationalisierung und Wachstum zu konzentrieren, werden die
Milchproduzenten in Rheinland-Pfalz in der Lage sein, unter den kunftigen wirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen wettbewerbsféhig zu produzieren.

Wie in dem vorliegenden Bericht gezeigt, sind insbesondere die Ziele Verbesserung der
Produktqualitat, des Tierschutzes und der Arbeitsbedingungen im Milchbereich weitge-
hend Kuppelprodukte der von den Landwirten ohnehin verfolgten Ziele Rationalisierung
und Produktivitatssteigerung. Daher ist es auch verantwortbar, im Rahmen der Investiti-
onsforderung auf diese expliziten Ziele zu verzichten und sie tber eine reine Strukturfor-
derung dennoch zu erreichen.

Vor dem Hintergrund der Einfihrung von Cross Compliance scheint es ferner gerechtfer-
tigt, auch das Ziel der Verbesserung des Umweltschutzes aus dem Katalog der Ziele zu
streichen. Die uber die Cross Compliance Bedingungen installierten finanziellen Anreize
fir die Einhaltung von bestehenden Gesetzen sind so massiv, dass es keiner zusatzlichen
Forderung und Kontrolle der entsprechenden Auflagen im Zuge der Investitionsférderung
bedarf.

Da viele Ziele in der Regel auch ein hohes MaR an Kontrollen und Uberpriifungen bedeu-
ten, fuhrt eine Beschrankung auf wenige Kernziele auch zu einem Abbau von Birokratie.
Angesichts der schon gegenwartig feststellbaren Uberlastung der Behdrden erlaubt eine
Reduzierung von Kontrollaufgaben eine starkere Konzentration auf die kritische Uberprii-
fung der Wirtschaftlichkeit der zu foérdernden Unternehmen und deren Investitionsvorha-
ben.

Diese Sichtweise wird von der tberwiegenden Zahl der Berater in Rheinland-Pfalz und
auch bundesweit geteilt (vgl. Exkurs und Anhang 3).
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Der Bereich der Einkommensdiversifizierung hat bei der Agrarinvestitionsforderung in
Rheinland-Pfalz eine relativ grole Bedeutung. Hier werden Uberwiegend Einrichtungen
zur Direktvermarktung, fur den Urlaub auf dem Bauernhof und fiir StraufRenwirtschaften
gefordert. Darliber hinaus sind seit 2003 geférderte Investitionen in die Erzeugung regene-
rativer Energien stark angestiegen. Trotz der Folgen des Strukturwandels und der Ande-
rung sonstiger wirtschaftlicher Rahmenbedingungen ist fraglich, ob die oftmals mit erheb-
lichen Vermogenswerten ausgestatteten Landwirte tatséachlich eine benachteiligte Gruppe
im landlichen Raum darstellt, die einer besonderen Forderung zur Schaffung alternativer
Einkommensquellen bedarf. Andere Sektoren, wie z.B. die Baubranche, leiden seit Jahren
unter einem Uberangebot am Markt mit den daraus resultierenden strukturbereinigenden
Effekten. Aus Grunden der Gleichbehandlung erscheint es daher geboten, die Forderung
von Einkommensdiversifizierungen fur alle Antragsteller im l&ndlichen Raum nach ein-
heitlichen Kriterien zu gestalten.

9.1.2 Welcher Personenkreis soll mit dem AFP gefdrdert werden?

Grundsatzlich sollen diejenigen Unternehmen gefordert werden, die einen méglichst gro-
Ren Nettonutzen der Férderung erzeugen. Dieser Nettonutzen lasst sich optimieren, wenn
im Hinblick auf die Forderziele diejenigen Betriebe eine Forderung erhalten, deren Inves-
titionen einen moglichst hohen Zielerreichungsgrad versprechen, die aber ohne Forderung
keine Investition oder eine Investition mit einem deutlich geringeren Zielerreichungsgrad
durchfthren wirden.

1. Gefordert werden sollen daher die landwirtschaftlichen Unternehmer, die in der Ver-
gangenheit nachgewiesen haben, dass sie Willens und in der Lage sind, effizient zu
wirtschaften und deren Investitionskonzepte vermuten lassen, dass dieser Weg nach
der geférderten Investition erfolgreich fortgesetzt wird. Ein méglicher Ansatz dazu ist
die Vergabe nach einem Ranking-Verfahren, bei dem die Betriebe mit den besten Er-
folgskennziffern (z.B. Eigenkapitalbildung oder ordentliches Ergebnis/Kuh) zuerst ge-
fordert werden.

2. Angesichts dieser Konzentration der Forderung auf erfolgreiche Unternehmer sollten
daher auch die im Bereich der formalen Berufsqualifikation bestehenden Anforderun-
gen entfallen. Nur bei Antrdgen von Berufsanfangern bzw. Quereinsteigern wird eine
Legitimation fur diese Kriterien gesehen.

3. Die Notwendigkeit der Beibehaltung einer besonderen Junglandwirteférderung sollte
insbesondere im Hinblick auf die begrenzte strukturelle Wirkung"™ dieser Férdermag-

" Es gibt keine Hinweise dafir, dass erfolgreiche und entwicklungsfahige Betriebe wegen fehlender

Nachfolger in relevantem Umfang nicht weitergefuhrt werden.
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nahme Kritisch Gberprift werden. Aullerdem ist das Forderziel der MaRnahme zu hin-
terfragen, da die Forderung dazu beitragen soll, dass landwirtschaftliche Betriebe wei-
tergefuhrt werden, obwohl es in dem Landwirtschaftssektor einen erheblichen Druck
zu grofleren strukturellen Einheiten gibt (s. Kap. 8). Zwar ist die Situation durch teil-
weise brach fallende Weinberge im Steillagenweinbau anders zu bewerten, doch hat
die Untersuchung ergeben, dass die bislang praktizierte Férderung von Junglandwirten
ohnehin kein effektives Instrument darstellt, um die Hofnachfolge wesentlich zu be-
einflussen, da aufgrund der niedrigen Fordersatze keine Anreizwirkung von ihr aus-
geht.

Zur durch das Haushaltsrecht gebotenen Abgrenzung der Unternehmen, die rentable
Investitionen auch ohne Forderung durchfiihren kénnen, sollte eine — allerdings erheb-
lich vereinfachte — Prosperitatsprifung grundsétzlich beibehalten werden. Dies steht
in Ubereinstimmung mit den Beratern aus Rheinland-Pfalz (s. Anhang 3).

9.1.3  Welche Projekte sollen mit dem AFP gefdrdert werden?

Grundsatzlich sollte aus Sicht der Bewerter keine Einschrdnkung der Férderung auf
bestimmte Bereiche der landwirtschaftlichen Urproduktion vorgenommen werden.
Dennoch sollten die Forderbereiche aufgrund der knappen Ressourcen im Hinblick auf
ihre Relevanz (Anpassungsbedarf, Entwicklungschancen) geprift und mit Blick auf
die prospektive Anpassungsdynamik zeitlich begrenzt werden. Aktuell besteht in der
Milchviehhaltung angesichts des eingeleiteten Politikwechsels der Milchmarktpolitik
ein solcher besonderer Bedarf.

Die Forderung des Erwerbs von mobilen Maschinen und Geraten sollte kritisch hinter-
fragt werden”, da solche Investitionen haufig auch ohne Férderung rentabel sind. Zu-
dem konnen die gefdrderten Investitionen aufgrund der vergleichsweise niedrigen In-
vestitionsvolumina von den Unternehmen mehrheitlich aus eigener Kraft finanziert
werden.”

15
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Da viele geforderte Investitionen in Maschinen und Gerate auch ohne Férderung umgesetzt worden
waéren, ist von einem erheblichen Mitnahmeeffekt bei dieser Férderung auszugehen. Dies gilt auch fir
die Férderung von Spezialmaschinen im Steillagenweinbau.

AuBerdem wird im Zusammenhang mit der Férderung von Maschinen und Gerédten immer wieder von
Uberwalzungseffekten zugunsten der Landmaschinenhandler und —industrie berichtet, die durch einen
Preisanstieg der gefoérderten Maschinen und Gerate verursacht werden. Dieser Effekt wurde speziell
von den Beratern aus Rheinland-Pfalz betont.
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3.

Die Forderung von Biogas- und Photovoltaik-Anlagen sollte weiter reduziert werden,
da solche Anlagen wegen des EEG in vielen Fallen rentabel sind”. Insbesondere bei
Photovoltaik- aber auch bei Biogasanlagen konnen Uberwalzungseffekte auf Anla-
genbauer in Form von deutlichen Preissteigerungen bei den Anlagen festgestellt wer-
den. Fur Photovoltaikanlagen berichten die Berater aus Rheinland-Pfalz von Preisstei-
gerungen von Uber 25 % als Folge der durch intensive Forderung verursachten
Knappheitsverhaltnisse im Markt dieser Anlagen.

9.1.4 Welche Instrumente sollen zum Einsatz kommen?

Die Bewerter empfehlen, das in Rheinland-Pfalz gegenwartig fur GroRRe Investitionen
angewandte System der Zinsverbilligung in Verbindung mit Zuschiissen zugunsten ei-
ner reinen Zuschussfoérderung umzustellen.

Wenn mit der bisherigen Kreditbindung das Ziel verfolgt wird, nur die Landwirte zu
fordern, die auch einen Kredit aufnehmen (mussen), kann annahernd der gleiche Ef-
fekt erzielt werden, wenn die Forderung auf Grof3e Investitionen beschrankt wird. Da-
durch wéren die Banken weiterhin als zusétzliche Selektionsinstanz eingebunden. Da-
her sollte die Untergrenze fur forderfahige Investitionsvolumina deutlich angehoben
werden*. Das hdufig vorgebrachte Argument, die Antragsteller durch die Kreditbin-
dung hinsichtlich der Finanzierung disziplinieren zu wollen, ist nicht haltbar, da ihnen
dadurch die betriebswirtschaftliche Kompetenz abgesprochen wirde, deren Vorhan-
densein aber sicherlich eine Voraussetzung fir die Forderwurdigkeit der Zielgruppe
ist.

Die Empfehlung zu einer deutliche Anhebung der Forderuntergrenze ergibt sich auch
aus den vorgestellten Analysen”. Danach beinhalten die Kleinen Investitionen deut-
lich weniger strukturelle Wirkungen als GroRe Investitionen. Auch die These von Ini-
tialwirkungen Kleiner Investitionen konnte auf Basis der Befragungsdaten und des
Beraterworkshops — abgesehen von einigen wenigen Einzelfallen — nicht belegt wer-
den. Zudem kann davon ausgegangen werden, dass entwicklungsféhige Betriebe In-
vestitionen in diesem geringen Umfang auch selber tragen kdnnen.

17
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Dies kommt nicht zuletzt auch dadurch zum Ausdruck, dass in einigen Regionen Siiddeutschlands
aufgrund der umfangreichen Investitionen in Biogasanlagen bereits steigende Pachtpreise zu beobach-
ten sind. Dadurch behindern Biogasanlagen, die mit derselben MaRRnahme wie Milchviehstalle gefér-
dert werden, u.a. auch das Wachstum von dynamischen Milchviehbetrieben, so dass ein Zielkonflikt
innerhalb der Férdermalnahme besteht.

Die Evaluatoren empfehlen eine Anhebung auf mindestens 50.000 €.
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Auch aus verwaltungstechnischer Sicht wirde das reine Zuschussverfahren zu einer
deutlichen Vereinfachung und zu einer Reduzierung langfristig nétiger Kontrollen
fuhren.

Die Obergrenze des forderfahigen Investitionsvolumens kann unverdandert bestehen
bleiben.

2. Die maximale Zuschusshohe sollte einheitlich mit 15 bis 20 % festgelegt werden. Die
Umstellung auf eine Zuschussregelung ohne Kreditbindung beinhaltet einen Bezug
des Zuschusses auf das gesamte forderfahige Investitionsvolumen. Durch die erhdhte
Bemessungsgrenze und die Mdglichkeit, die Finanzierung im Hinblick auf den Einsatz
von Eigen- und Fremdmittel, die Wahl der Finanzinstitution sowie die Laufzeit der
Fremdmittel flexibler zu gestalten, kann der Unternehmer Vorteile nutzen, die eine
deutliche Reduzierung des Subventionsniveaus nahe legen.

3. Die InvestitionsfordermalRnahme mit der geringsten Marktverzerrung ist die staatliche
Birgschaft, wie sie seit Anfang 2005 in Rheinland-Pfalz angeboten wird. Gegenwartig
besteht flr dieses Instrument jedoch kaum Nachfrage. Dies belegen sowohl die von
uns untersuchten Betriebe (s. Kap. 6.0) als auch die Berater und andere Experten.
Zwar wurde in den Beraterworkshops eine gewisse Zuruckhaltung der Banken im
landwirtschaftlichen Sektor angesprochen, aber die dafir genannten Griinde sprechen
eher fur die schlechte Rentabilitatslage landwirtschaftlicher Betriebe als fir ein
Marktversagen.

Birgschaften sollten im Hinblick auf kinftige Entwicklungen, wie héhere Pacht- und
Fremdkapitalanteile wachsender Unternehmen sowie deutlich umfangreichere Investi-
tionsvolumina, weiterhin angeboten aber restriktiv eingesetzt werden. Ein positiver
Nebeneffekt der Burgschaften ist, im Zusammenhang mit dem Vorschlag, die
Junglandwirteférderung einzustellen, dass der moglicherweise erhebliche Finanzie-
rungsbedarf von Junglandwirten und Existenzgriindern auf diese relativ marktkonfor-
me und wirksame Weise sichergestellt werden kann.

4. Kapazitatsbeschrankungen sind im Hinblick auf den strukturellen Anpassungsbedarf
kontraproduktiv und sollten daher langfristig abgeschafft werden. Da in diesem Be-
reich EU-Rahmenrecht zu beachten ist, sollten die diesbeziiglich bestehenden Mdég-
lichkeiten moglichst wachstumsfordernd ausgelegt werden (z.B. Nachweis der Milch-
quote erst mit dem Verwendungsnachweis). Auf den relevanten politischen Ebenen
sollte darauf hingewirkt werden, dass diese Beschrdnkungen bei der Investitionsforde-
rung aufgehoben oder zumindest deutlich gelockert werden.

5. Die gegenwartig bestehende Zweckbindungsfrist von 12 Jahren bei Grofl3en Investitio-
nen ist angesichts des schnellen betrieblichen Wandels deutlich zu lang. Eine Halbie-
rung der Frist auf 6 Jahre scheint angemessen. Im (brigen steht eine lange Zweckbin-
dung im deutlichen Widerspruch zur allgemeinen Agrarpolitik, die mit der Entkopp-
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lung gerade dahingehend weiterentwickelt wird, dass staatliches Handeln mdglichst
wenig zur Konservierung vorhandener Strukturen beitragt.

9.2 Eckpunkte fur eine langfristige, 6konomisch fundierte, politisch ra-
tionale Investitionsforderung im Agrarsektor

(a) Mogliche Grinde fir eine Intervention auf dem Investitionsmarkt

Da fir die Agrarinvestitionsforderung, wie in Kapitel 1 dargelegt, keine ausgearbeitete
Interventionslogik und auch kein stringentes Zielsystem existiert, wird im Folgenden eine
Interventionslogik fur eine kinftige Investitionsforderung im Agrarbereich beispielhaft
skizziert.

In einer Marktwirtschaft — so die Ausgangshypothese — flhren funktionierende Markte
dazu, dass die Produktionsfaktoren liber den Ausgleich von Angebot und Nachfrage am
Markt effizient eingesetzt werden. Die Aufgabe des Staates ist es dabei, die Rahmenbe-
dingungen fir funktionierende Mérkte sicher zu stellen. Daher gibt es fiir staatliche Ein-
griffe nur dann eine Legitimation, wenn Mérkte offenkundig versagen. Als Bespiel dafir
werden oftmals Umweltguter angefuhrt.

Ausgehend von diesen Uberlegungen sollte eine (landwirtschaftliche) Investitions-
forderung nur dazu dienen, Unvollkommenheiten des Marktes auszugleichen oder aber
Strukturbriiche abzumildern. Diese Rahmenbedingungen, z.B. massive Anderungen der
Agrarpolitik oder Naturkatastrophen, konnen die Betriebe kurzfristig derart belasten, dass
sie in ihrer betrieblichen Entwicklung irreversibel geschéadigt werden, was aber in einer
dynamischen Betrachtung aus gesellschaftlicher Sicht zu Nachteilen fuhren konnte
(s. Abb. 8).

Abbildung 8: Interventionslogik der Agrarinvestitionsforderung
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Schlanke, bedarfsorientierte Richtlinien
= Effiziente Forderung

/X

Zeitliche und/oder regionale Eingrenzung

e e R R () e T

Zuschuss Biirgschaft Zuschuss Zuschuss

flir die Anpassung

Definition weniger klarer Ziele mit Zielhierarchisierung

e e O s ) e T

Massive Anderung Disfunktionaler || Innovationen Offentliche Guter
Rahmenbedingungen Kapitalmarkt (bes. Priifung) (ohne erhebliche var. Kosten)

/X

Klare Identifikation von Defiziten und Problemen durch Marktversagen

Quelle: eigene Darstellung

Ferner erscheint auch die Forderung von risikobehafteten innovativen Investitionen mit
Pilotcharakter als gerechtfertigt, wenn dadurch ein tber den Einzelbetrieb hinaus gehender
Nutzen fur den gesamten Sektor oder sogar gesamtgesellschaftlich zu erwarten ist, die
Kosten und Risiken aber individuell zu tragen wéren. Bei derart geschaffenen 6ffentlichen
Gutern ist zu unterscheiden, ob deren Bereitstellung vor allem durch héhere Investitions-
kosten oder mit einem besonderen Management und damit hoheren variablen Kosten ver-
bunden ist, da die Instrumentenwahl entsprechend ausgerichtet werden muss.

Voraussetzung fir solche staatlichen Interventionen in das Investitionsgeschehen in der
Landwirtschaft ist, dass ausgehend von einer Problemanalyse Marktversagen oder eine
massive Anderung der Rahmenbedingungen klar und eindeutig identifiziert wird
(s. Abb. 8). Eine solche Untersuchung in einer Ex ante-Bewertung wird als VVoraussetzung
fur eine zielgerichtete Férderung angesehen. Sie sollte, aufbauend auf der Analyse, auch
die Ableitung der Forderziele und deren Verhaltnis zueinander (Zielhierarchie) beinhalten.
Die gewahlten Interventionen sollten — abgesehen von maéglichen Spezialféallen bei 6ffent-
lichen Gutern — in jedem Fall zeitlich befristet sein und gegebenenfalls auch regional ein-
gegrenzt werden. Die Forderrichtlinien sollten eine méglichst geringe Regelungsbreite und
-tiefe beinhalten, da samtliche Regelungen einen entsprechenden Kontrollaufwand nach
sich ziehen.
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(b) Problemorientierte Instrumentenwahl

Den einzelnen Bereichen sollte mit einem adéquaten Instrumenteneinsatz begegnet wer-
den. Bei massiven Anderungen der Rahmenbedingungen, fir die der Milchmarkt unter den
derzeitigen GAP-Reformen als Beispiel angefiihrt werden kann, sollten Zuschisse fir die
notwendigen Anpassungsinvestitionen, zur Zeit also insbesondere Wachstumsinvestitionen
im Milchsektor zur Uberwindung der strukturellen Defizite, fiir einen begrenzten Zeitraum
im Sinn einer Hilfe zur Selbsthilfe gewahrt werden.

Ein nicht funktionierender Kapitalmarkt ware dann gegeben, wenn der Agrarsektor nur
unzureichend mit Kapital versorgt wirde, obwohl aus gesamtwirtschaftlicher Sicht der
Grenznutzen des Kapitaleinsatzes Uber dem in anderen Sektoren lage. In diesem Fall wére
die Bereitstellung von staatlichen Birgschaften das angemessene Instrument fir eine
Marktintervention, da dadurch die Versorgung des Sektors mit Kapital bei gleichzeitig
maoglichst geringer Marktverzerrung gewahrleistet werden kdnnte.

Innovationen in der Landwirtschaft leiden darunter, dass innovative Haltungs- oder Be-
wirtschaftungs- oder Produktionssysteme keinen rechtlichen Erfinderschutz genieRen”.
Betriebe, die derartige Innovationen praktizieren, tragen somit das wirtschaftliche Risiko
der Neuerung, ohne bei Erfolg entsprechende Vorteile durch Lizenzen und Patente reali-
sieren zu konnen. Um gesellschaftlich erwinschte Fortschritte in der Landwirtschaft zu
unterstutzen, sollte den Betrieben fir die mit Innovationen verbundenen Investitionen nur
dann eine Risikopramie gewahrt werden, wenn der Staat ein besonderes Interesse an der
Realisierung dieser Vorhaben hat (Pilotcharakter). Fir die Auswahl der zu férdernden Pro-
jekte sollte ein Gremium in einem Wettbewerbsverfahren (Ausschreibung) die Bemessung
und Zuteilung der Zuschusse regeln. Zu prufen ware, ob fur diesen Forderzweck eine ge-
sonderte MalRnahme aulRerhalb des AFP aufgelegt werden sollte.

Der Bereich der 6ffentlichen Giiter beinhaltet sehr unterschiedliche Sachverhalte, die je-
weils einer addquaten Losung bedirfen. Als Beispiel sollen hier der Tierschutz und die
damit verbundenen gesellschaftlich erwiinschten Tierhaltungsverfahren angefuihrt werden,
sofern diese deutlich Uber die internationalen Anforderungen hinausgehen und bei den
nationalen Produzenten zu erheblichen Mehrkosten flihren. Eine Kompensation von aufla-
genbedingten Kostennachteilen im Investitionsbereich durch Investitionszuschisse konnte
die nationalen Produzenten in die Lage versetzen, Marktanteile zu sichern und auf diese
Weise Arbeitsplatze und Wertschépfung im Land zu erhalten (Wissenschaftlicher Beirat
2005, S. 6-11). Besonders zu nennen sind in diesem Zusammenhang die hohen Anforde-
rungen an die Haltungsbedingungen in der intensiven Veredlungswirtschaft bei Geflugel,

. Vgl. die Unterscheidung zwischen ,,produktgebundenem technischen Fortschritt“ und ,,technischem

Fortschritt im Managementbereich® bei Isermeyer (2003, S. 3).
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Schweinen und Kélbern. Wenn sich jedoch die gesellschaftlichen Anforderungen an Tier-
schutz vor allem in den variablen Kosten niederschlagen, z.B. durch den Einsatz besonde-
ren Futters oder von speziellen Medikamenten, oder besondere Anforderungen an das lau-
fende Management stellen, ware die Investitionsforderung nicht das geeignete Anreizin-
strument, um die Erfullung der Normen sicher zu stellen.

(c) Fazit

Der staatlichen Intervention muss in einer Marktwirtschaft eine belastbare Legitimierung
vorausgehen, in der klargestellt wird, dass die expliziten Ziele nicht auch ohne Staatsein-
griff erreicht werden kdnnen. Die Erarbeitung einer nachvollziehbaren Interventionslogik
ist eine wesentliche Voraussetzung rationalen Staatshandelns in der Investitionsférderung,
das durch eine sachgerechte Politikbewertung sinnvoll ergéanzt werden muss.

9.3 Monitoring und Bewertung

9.3.1 Monitoring

Das gegenwaértig angewandte EU-einheitliche Monitoring enthalt kaum Daten, die flr die
Beantwortung der zentralen Fragen zur Bewertung des AFP und der JLWF niitzlich sind.
Vielmehr werden einige Daten zur Beschreibung des Outputs und der strukturellen Zuord-
nung der Forderung (z.B. Schwerpunkte, Investitionsart, Investitions- und Férdervolumen,
regionale Verteilung) erfasst.

Die fur die Bewertung notwendigen Daten mussen daher vom Bewerter teils mit groem
Aufwand im Rahmen von Fallstudien und Befragungen selbst erfasst oder aufgrund feh-
lender Datenbanken aufwéndig zusammengestellt werden (z.B. Investitionskonzepte, Auf-
lagenbuchfuhrung). Es ist im Rahmen der Ex post-Bewertung auf der Grundlage einer um-
fassenden Sekundéardatenanalyse zu klaren, welche Daten auch kinftig fir Bewertungs-
zwecke zentral erfasst und gespeichert werden sollten. Die generelle Erfassung von Daten,
die nur einen marginalen Wert fir die Mallnahmen- oder Programmbewertung besitzen
und auch fir Beratungszwecke kaum nutzbar sind, jedoch einen erheblichen Erhebungs-
aufwand verursachen, sollte eingestellt werden. In dieser Hinsicht ist der Wert der Investi-
tionskonzepte in Form der gegenwartig angewandten Variablenliste sowie der Auflagen-
buchfihrung zu prifen.

Empfehlungen:

Das EU-Monitoring sollte nur wenige statistische Daten erfassen, die fur die Beschreibung
der Grundgesamtheit der gefdrderten Betriebe, Flachen, Objekte etc. (Output: physisch
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und monetdr) notwendig sind. Die Festlegung von Wirkungsindikatoren und die Erfassung
der fir ihre Berechnung bendtigten Daten sollte weitgehend ad hoc und je nach Schwer-
punkt der Bewertung erfolgen.

9.3.2 Bewertung

Die aktuellen Vorgaben der EU-Kommission zur Bewertung (Europdische Kommission,
2000) zielen darauf ab, durch zentral vorgegebene Fragen und Indikatoren eine moglichst
einheitliche Bewertung in den Mitgliedsstaaten zu erreichen und auf diese Weise eine Ag-
gregation der Ergebnisse fiir alle Mitgliedstaaten zu ermdglichen. Dieser konzeptionelle
Rahmen lasst nur wenig Spielraum fir systematische Analysen von Ursache-Wirkungs-
Zusammenhé&ngen, die in der Regel vergleichsweise aufwendig sind und daher themenbe-
zogen, d.h. selektiv, durchgefihrt werden sollten. Die Vorgaben, insbesondere der fast
durchgéngig geforderte mit-ohne-Vergleich ist bei der Bewertung der Agrarinvestitions-
forderung nicht méglich, da nicht geforderte aber strukturell vergleichbare Betriebe kaum
existieren.

Da die Aggregation der Ergebnisse beztglich einzelner Indikatoren aufgrund unterschied-
licher Erfassungsdimensionen bereits enorm schwierig ist (z.B. Tierschutz, Arbeitsbedin-
gungen), scheint es inhaltlich beinahe unmdglich, die Ergebnisse der einzelnen Bewer-
tungsberichte auf der Gemeinschaftsebene weiter zusammenzufassen.

Die Erwartungen der Auftraggeber an die Bewertung sind nach wie vor eher zuriickhal-
tend und skeptisch, wobei die Bereitschaft zur konstruktiven Unterstiitzung der Evaluation
gegentiber der Zwischenbewertung zugenommen hat. Dennoch werden die Bewerter nach
wie vor zu wenig als externer Dienstleister wahrgenommen.

Empfehlungen

Die Evaluationsthemen sollten unter Vorgabe eines sehr flexiblen Bewertungsrahmens
weitgehend den Auftraggebern und Evaluatoren iberlassen werden. Es sollte mdglich sein,
die Bewertung auf wenige zentrale Fragen zu begrenzen und auf diese Weise Freiraum fir
den notwendigen analytischen Tiefgang zur Beantwortung der relevanten Fragen schaffen.
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Anhang 1

Fragebdgen der Betriebsleiterinterviews
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“ZFAL

Landwirtebefragung

Agrarinvestitionsforderung

Grolde Investitionen im Milchbereich, Kleine Investitionen,
nicht geforderte Betriebe im Milchbereich

Studie zur Bewertung der Agrarinvestitionsforderung im Auftrag der

Landwirtschaftsministerien der Lander und des Bundes

Konzept: Projektgruppe AFP-Evaluierung
(B. Forstner, W. Dirksmeyer, A. Margarian, Y. Zimmer)

Bundesforschungsanstalt fur Landwirtschaft (FAL), Braunschweig 2005



Struktur der Befragung

1.  Betriebsbeschreibung 3
2. Unmittelbare Konkurrenzsituation 6
3.  Investitionstétigkeit 6
4.  Generelle Investitionshemmnisse 14
5. Investitionsférderung und
iiberbetriebliche Kooperationen 15
6.  Agrarreform, Investitionen und
Investitionsforderung 17
7.  Bewertung des AFP 18
8.  Familidre Situation 20
Datum:
Uhrzeit:

e BegriiBung
e Dank fiir Teilnahme / keine Kontrolle / Wunsch nach offenem Gespriach

e Rahmen der Befragung: Die Befragung von Unternehmensleitern mit AFP-Forderung liefert uns

direkte und aktuelle Angaben fiir die Bewertung der Agrarinvestitionsforderung (AFP), die wir
im Auftrag von Bund und Léndern durchfiihren.

e Zweck der Befragung: In wie fern leistet die Agrarinvestitionsforderung einen Beitrag zur

Umsetzung von Rationalisierungsschritten und zur Steigerung der Wettbewerbsfdhigkeit von
Milchviehbetrieben.

e Die Befragungsergebnisse bilden eine wesentliche Grundlage fiir eine anschlieBende
Gruppendiskussion mit Fachberatern. Die Betriebsleiter/innen erhalten nach Abschluss der

Untersuchung eine Auswertung der Interviews.

Name Betriebsleiter/in :

Firmenname

Rechtsform

Gesellschafterzahl

Land, Adresse

Telefon
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1 Betriebsbeschreibung

1.1

1.2

Uber welche betrieblichen Schwerpunkte, Besonderheiten und Produktionskapazititen verfiigt Thr

Betrieb gegenwartig?

Offen fragen, schlielRlich alle Parameter der Tabelle 1 diskutieren und folgende Parameter

abklaren: Okolandbau, Vertragsproduktion, Q-Programm, Schutzgebietskategorie.

Wie sah Thr Betrieb vor etwa 15 Jahren aus? Welche betrieblichen Schwerpunkte, Besonderheiten

und Produktionskapazititen und hatte er damals?

Offen fragen, schliel3lich alle Parameter der Tabelle 1 diskutieren.

Tabelle 1: Betriebsstruktur

(Personen & Voll-AK)

Vor 15 Jahren aktuell
Ha LF / davon Pachtflichen / /
VE / Milchkiihe / /
Kg Milchquote
Milchleistung je Kuh
Arbeitskrifte*

davon: - Fam-AK

- Fremd-AK

- Teilzeit-AK

- Frauen-AK

Umsatz-Anteil Marktfruchtbau

Umsatz-Anteil Milchproduktion

* Voll-AK = 2300 AKh/Jahr, Teil-AK: 14-15 Jahre = 0,5 AK, Uiber 65 Jahre = 0,3 AK
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1.3 Was waren die wesentlichen Veranderungen von damals bis heute?

Beschreibung: Investitionen, Kapazitatserweiterungen, Neuaufnahme und Aufgabe von
Betriebszweigen, Rechtsform.

1.3.1 Bitte geben Sie einen Uberblick iiber die Entwicklung der Milchquote in Ihrem Betrieb.

1.3.1.1 Beschreiben Sie bitte die wesentlichen Entwicklungsschritte in der VVergangenheit:

1.3.1.2 War der alte Stall in Folge des Zukaufs von Quoten zum Investitionszeitpunkt deutlich
iberbelegt ?

Ja: 0 Nein: [

1.3.1.3 Welche Pléne fiir die nachsten drei Jahre haben Sie im Hinblick auf die Milchquoten ?

1.4 Wie zufrieden sind Sie insgesamt mit der bisherigen betrieblichen Entwicklung ?

Offen fragen

1.5 In welche Richtung wollen Sie Thren Betrieb in den néchsten 10 Jahren (bis 2015) entwickeln?

Offen fragen

dann gezielt ha LF, kg Milchquote, AK, Neuaufbau von Produktionszweigen, Abbau/Einstellung
bestehender Produktionszweige und konkrete Investitionsvorhaben abfragen.
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Tabelle 3: Strategie

Geplant bis 2015

ha LF (Zupacht / Kauf /
bzw. Verpachtg./Verkauf) /
kg Milchquote

Voll-Ak

Konkrete Investitionen

Neue Produktionszweige

Veranderungen in den
bestehenden Produktions-

zweigen

2 Unmittelbare Konkurrenzsituation

2.1

2.2

In welcher Hohe liegen die durchschnittlichen Pachtpreise fiir Griin- und Ackerland in Threr

Region?
Griinland: €/Jahr

Bitte beschreiben Sie kurz die Konkurrenzsituation in Threm unmittelbaren Umfeld.

Ackerland:

€/Jahr
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3 Investitionstatigkeit

3.1 Forderung der Investitionen

3.1.1 Sie haben zu Beginn des Gesprachs gesagt, dass Sie in der Vergangenheit eine oder mehrere

groRere Investitionen getdtigt haben.
Waurden alle genannten Investitionen gefordert?

Ja: 1 (weiter mit Frage 4.1.2) Nein: [

Wenn nein:

3.1.1.1 Welche Investitionen wurden nicht gefordert und warum?

Tabelle 2: Nichtgeforderte Investitionen

Investitionsgegenstand Jahr Inv.-volumen

Betriebszweig

1.

2.

3.2 Haben Sie auch die Forderung fiir Junglandwirte in Anspruch genommen?
Ja: ] Nein: [

Wenn ja:

3.2.1 Wann und in welcher H6he wurden Sie als Junglandwirt gefordert?
Jahr €

3.2.2 Hatte die Junglandwirtefdrderung irgendeinen Einfluss auf die Entwicklung Thres Betriebes?

Ja:[J  Nein: [
Wenn ja, welchen?:
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3.3 Beschreiben Sie bitte kurz Thre letzte 6ffentlich geforderte grofRe Investition.
(Bitte nur GrélRenordnungen angeben )

3.3.1 Investitionsobjekt (was, welche Kapazitat):

3.3.2 Investitionsvolumen:

3.3.3 Investitionszeitpunkt/-zeitraum:

3.3.4 Beginn der Nutzung (auch von Teilen):

3.3.5 Forderhohe (Zuschuss, Zinsverbilligung etc.):

3.4 Ist die Kapazitit des Investitionsobjekts zum jetzigen Zeitpunkt nach offizieller Planung bereits voll
ausgelastet?

Ja: [ Nein: [J

Wenn nein: Wie hoch ist die derzeitige Auslastung gemél der offiziellen Planung ?

Was sind die Griinde fiir die nicht volle Auslastung?

3.4.1 Was ist die betriebswirtschaftlich sinnvolle Auslastung ?

3.4.2 Bis wann werden Sie die volle Auslastung gemal} der offiziellen Planung voraussichtlich
erreichen?

Jahr

3.5 Hatten Sie einen groBeren Stall gebaut, wenn die Investitionsférderung nicht an die vorhandenen
Milchquoten gekoppelt gewesen wire ?
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3.6  Erfolg der Investition

3.6.1

108

Welche wesentlichen Wirkungen wurden bislang erzielt?

Offene Frage. Beschreibung und Quantifizierung gewiinscht.

Soweit Punkte nicht angesprochen werden, bitte nachfragen.

Entwicklung AK-Einsatz( AKh/Taq) fiir die Milchproduktion

Tabelle 6: Investitionswirkungen

Kostenersparnis

Kapazititserweiterung

Ertragserh6hung / Preiserh6hung
(bessere Vermarktung)

Einkommenserhohung

Diversifizierung

Verbesserung der Produkt- und
Produktionsqualitét

Arbeitsbedarf in der
Milchproduktion (Akh pro Tag)

Freisetzung / Neueinstellung von
Arbeitskriften

Tierschutz

Umweltschutz

Arbeitsbedingungen

Sonstiges




3.6.2 In welchen Punkten entsprechen diese Wirkungen der Investition nicht Thren Erwartungen und

Zielen?

(offen fragen, wenn moglich quantifizieren )?

Falls noch keine Aussagen zu Stuickkosten: var. Kosten folgende Fragen, sonst weiter mit 3.5.4

3.6.3 Verfiigen Sie iiber eine Betriebszweigabrechnung?

Ja: [ Nein: [

Wenn ja:

3.6.3.1 Wie hoch sind die variablen Kosten / Vollkosten der Milchproduktion aktuell ?

3.6.3.2 Wie hoch waren die variablen Kosten / VVollkosten der Milchproduktion vor der
Investition ?

3.6.4 Wiirden Sie die geforderte Investition aus heutiger Sicht genauso durchfiihren?
Ja: ] Nein: [

Wenn nein:

3.6.4.1 Was und wie wiirden Sie jeweils d&ndern?

Weil3 nicht: [J

Offene Frage. Falls keine Antwort zu den folgenden Aspekten, einzeln nachfragen.

1.

2.

Kapazitit
Finanzierung

staatliche Forderung

Investitionszeitpunkt :

Sonstiges

il

il
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3.6.5 Konnen Sie mir ein paar Angaben zur Hohe Ihres jédhrlichen Unternehmensgewinns machen?

Ja:[J  Nein: 1  Keine Angabe (1 (weiter mit Frage 3.5.7)
Wenn ja:

3.6.5.1 Wie hoch war Thr Gewinn im Durchschnitt der letzten 3 Jahre vor der
Durchfiihrung der geforderten Investition?

€/Jahr

3.6.5.2 Wie hoch ist Ihr Gewinn pro Jahr jetzt im Durchschnitt der letzten zwei WJ/KJ
(nur Jahre nach Abschluss der Investition)?

€/Jahr

3.6.5.2.1 Gab es besondere Einfliisse auf den aktuellen Gewinn, die in anderen Jahren so nicht vorliegen
(z.B. Sonderabschreibungen, auf einmal verbuchte Zuschusszahlungen, Aufdeckung stiller

Reserven etc.)?

(Beschreiben und quantifizieren in €/Jahr)

3.6.5.3 Welchen Gewinn streben Sie grolenordnungsmifig in drei Jahren an?

€/Jahr

3.6.5.4 Welchen Gewinn benétigt ein Betrieb wie der Thre fiir angemessene Privatentnahmen und

verniinftiges betriebliches Wachstum?

€/Jahr

3.6.6 Eigenkapitalbildung
Konnen Sie mir ein paar Angaben zur Hohe Threr betrieblichen Eigenkapitalbildung machen?

Ja:[J  Nein: ]  Keine Angabe [ (weiter mit Frage 3.6.7)
Wenn ja:

3.6.6.1 Wie hoch lag Ihre jahrliche Eigenkapitalbildung im Durchschnitt der letzten 3
Jahre vor der Durchfiihrung der geforderten Investition?

€/Jahr
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3.6.6.2 Wie hoch ist Ihre jahrliche EK-Bildung jetzt im Durchschnitt der letzten zwei Jahre
(nur Jahre nach Abschluss der Investition)?

€/Jahr

3.6.6.2.1 Gab es in den vergangenen Jahren groflere Entnahmen aus dem Betrieb, die der
Vermogensanlage dienten, oder Einlagen, die aus der Liquidierung solcher Vermogensanlagen

stammen?

Beschreiben und quantifizieren in €/Jahr.

3.6.7 Anpassungskosten
Mit groBeren Investitionen sind bisweilen auch erhebliche technische und organisatorische
Neuerungen verbunden, die manchmal nicht reibungslos funktionieren und ein wenig Zeit
bendtigen, um zur Routine zu werden.
Sind bei Ihrer Investition derartige Effekte aufgetreten und sind Ihre aktuellen betriebs-
wirtschaftlichen Ergebnisse noch dadurch negativ beeinflusst?

Ja: [ Nein: [ Weil3 nicht [

Wenn ja:

3.6.7.1 Wie hoch schitzen Sie die zusétzlichen Kosten bzw. nicht erzielten Umsétze in
Folge diese Anpassungsprobleme in etwa ein?

€/Jahr

3.6.7.2 Wann glauben Sie, die Anpassungsschwierigkeiten voll im Griff zu haben?

(Jahr)

3.7 Finanzierung der geforderten Investition
3.7.1 Wie haben Sie die geforderte Investition finanziert?

3.7.1.1 Eigenkapital

a) Hohe des baren Eigenkapitals: €
b) Hoéhe des Fremdkapitals: €

3.7.2 Als Sie die Finanzierung Ihres Investitionsprojekts mit der Bank oder dem Berater
durchgesprochen haben, war da die Bereitstellung ausreichender Sicherheiten ein Problem?

Ja: [ Nein: [ Weil} nicht [J
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Wenn ja:

3.7.2.1 Wie haben Sie das Problem gelost ?

3.7.3 Wie hoch ist Ihrer Meinung nach Thr Spielraum fiir die Neuaufnahme von Krediten?

3.8 Investition ohne Férderung

3.8.1 Sie haben mir eben gesagt, dass Sie eine Investitionsforderung von ca. € erhalten
haben.

Wenn Sie diese Forderung nicht erhalten hitten, wire die damit verbundene Mehrbelastung
bei gleicher Investitionssumme fiir Sie zu einem ernsthaften Problem geworden?
Ja:[J  Nein: ]  Weil nicht []

Falls ja, in wie fern ?

3.8.2 Wie hitte die Investition ohne Forderung ausgesehen?
Bitte sagen Sie mir jeweils, warum Sie sich so entschieden hétten.

Offene Frage, moglichst detailliert Modifikationen erfragen.

Nicht genannte Aspekte nachfragen, incl. Préazisierung hinsichtlich Volumen, Zeit, Objekt.

Checkliste Investition ohne Forderung (evt. Konkretisierung)

'] keine (derartige) Investition
unverindert

zeitliche friihere Durchfiihrung
zeitlich spatere Durchfiihrung
vom Umfang her kleiner
vom Umfang her grofRer
andere technische Ausfiihrung
billigere Ausfithrung

0 3 N L W
N O I B
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Falls die Investition unverandert auch ohne Fdrderung realisiert worden ware:

3.8.2.1 Wie hitten Sie dieselbe Investition ohne Forderung finanziert? (Offen fragen)

3.9 Biirgschaftsregelung
Verschiedentlich wird dariiber diskutiert, die staatliche Investitionsférderung ganz auf die

Gewihrung von Biirgschaften umzustellen. D.h. Investitionen fiir die die Betriebe der Bank keine
ausreichenden Sicherheiten bieten konnen, werden durch den Staat in die Lage versetzt

Welche Konsequenzen hitte ein solcher Schritt fiir Ihre Investition gehabt ?

Alternativen vortragen und auswahlen lassen

1. Ausweitung der Investition wegen verbesserter Sicherheit [
2. Keine Investition wegen unzureichender Rentabilitét 0

3. Keine Auswirkungen O
3.10 Zusatzkosten des Investitionsobjekts durch Inanspruchnahme der Férderung

3.10.1 Einmal abgesehen von Tierschutzauflagen, haben sich aus der Tatsache, dass Sie eine staatliche
Forderung erhalten haben, noch weitere Konsequenzen fiir die Ausfithrung Ihrer Investition und

damit Kostensteigerungen ergeben, die Sie ohne Investitionsforderung vermutlich nicht zu tragen
gehabt hitten ?

Ja:[J  Nein: []  WeiB nicht: [

Wenn ja:

3.10.1.1 In welchen Bereichen fielen die Zusatzkosten an?

3.10.1.2 Konnen Sie die damit verbundenen Zusatzkosten grob schétzen?

€

3.10.1.3 Beinhalten diese zuséatzlichen MaBBnahmen auch einen Zusatznutzen?

Ja: 1 Nein: [ Weil} nicht: [J

Wenn ja, beschreiben Sie diesen bitte. (z.B. hohere Produktivitit der Tiere durch

verbesserten Tierschutz)
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3.10.2 Haben Sie den Eindruck, dass Ihnen bei der Bauplanung seitens der Beratung / Betreuung aktiv
alle kostensenkenden Losungsmoglichkeiten nahegebracht wurden, die die gleiche Funktionalitét
des Objekts ermoglicht hétten?

Ja: [ Nein: [ Weil3 nicht: [

3.11 Wie konnte das Forderverfahren aus Threr Sicht verbessert werden?

4 Generelle Investitionshemmnisse

4.1 Was sind aus Ihrer Sicht die groBten Hemmnisse bzw. Schwierigkeiten flir mehr Investitionen in
[hrem Betrieb?

4.2  Gibt es abgesehen von der Investitionsforderung Maflnahmen, die die Politik ergreifen kann, um

Investitionshemmnisse zu beseitigen / zu reduzieren ?

Ja: [] Nein: [ Weil} nicht: [J
Falls ja:

4.2.1 Welche Mallnahmen sind dies aus Threr Sicht ?

5 Investitionsforderung und Uberbetriebliche Kooperationen

5.1 Von Seiten der landwirtschaftlichen Beratung und in Fachbléttern werden héufig
Betriebsgemeinschaften bzw. Betriebszweiggemeinschaften als mogliche Reaktion auf den
zunehmend schérferen Wettbewerb gesehen.

Sind Sie Mitglied in einer Betriebs- oder Betriebszweiggemeinschaft?

Ja: [1 (weiter mit Frage 5.1.2 ) Nein: [] Weil3 nicht: []
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Falls nein:

5.1.1 Haben Sie schon einmal erwogen, weitere Wachstumsschritte im Rahmen einer Betriebs- oder
Betriebszweiggemeinschaft mit einem anderen Betrieb zu gehen ?

Ja: [ Nein: [] (weiter mit Frage 5.1.1.5) Weil3 nicht [

Falls ja:

5.1.1.1 Was sind fiir Sie die wesentlichen Griinde, eine solche Kooperation in Erwdgung zu
ziehen?

5.1.1.2 Was sind die Griinde dafiir, dass Sie diese Uberlegungen noch nicht in die Tat
umgesetzt haben ?

5.1.1.3 Spielen Probleme im Zusammenhang mit Investitionen und Investitionsforderung
eine Rolle ?

5.1.1.4 Was miisste geschehen bzw. welche Unterstiitzung wiirden Sie bendtigen, um eine

solche Kooperation erfolgversprechend aufzubauen ?

Falls nein:

5.1.1.5 Warum ist die Betriebs- oder Betriebszweiggemeinschaft fiir Sie keine
tiberlegenswerte Alternative?
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5.1.1.6 Spielen mogliche Probleme mit Investitionen oder der Investitionsforderung in
einer solchen Kooperation dabei eine Rolle?

Falls Betrieb eine Kooperation eingegangen ist:

5.1.2  Welche positiven Auswirkungen ergeben sich fiir Sie aus der Betriebszweigs- oder
Betriebsgemeinschaft mit anderen Betrieben?

5.1.3 Welche negativen Auswirkungen ergeben sich fiir Sie aus der Betriebs- oder
Betriebszweiggemeinschaft mit anderen Betrieben?

5.1.4 Hat die Tatsache, dass Sie im Rahmen einer solchen Kooperation wirtschaften, irgendeinen

Einfluss auf die Forderung Threr gemeinsam getitigten Investition gehabt?

Ja: ] Nein: [1 (weiter mit Frage 6) Weil} nicht [

Falls ja:

5.1.4.1 Welche Einfliisse waren das und wie bewerten Sie diese?

Falls auch negative Einflisse genannt wurden:

5.1.4.1.1 Was sollte an der Investitionsforderung verdandert werden, damit diese stérenden Einfliisse in
Zukunft nicht mehr auftreten oder damit sich Thre Kooperation noch besser als bisher

entwickeln kann?
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5.2 Welche Erfahrungen gibt es in Ihrer Nachbarschaft oder in Threm sonstigen betrieblichen Umfeld
mit liberbetrieblichen Kooperationen?

6 Agrarreform, Investitionen und Investitionsforderung

6.1 Fiihlen Sie sich durch Fachpresse, Beratung oder andere Quellen ausreichend informiert und
beraten im Hinblick auf die Bewertung der Agrarreform und die Ableitung von Konsequenzen fiir
T[hren Betrieb ?

Ja: [ Nein: [ Weil} nicht [

6.2 Was sind die wesentlichen, betriebswirtschaftlich relevanten Auswirkungen der aktuellen
Agrarreform fiir Ihren Betrieb?

6.3 Hat die im Januar 2005 in Kraft getretene Agrarreform einen Einfluss auf Ihre
Investitionsplanungen?

Ja: O Nein: [ Weil} nicht: [J

Falls ja:

6.3.1 Wie wurden Thre Plane dadurch geandert?

Wenn Alternativen nicht genannt werden, nachfragen.

1.  mit Investitionszuriickhaltung/Abwarten : 0
2. mit erhohten Investitionsaktivititen 0
3. mit verringerten Investitionsaktivitéten 0
4 0

mit einer Anderung der Investitionsbereiche
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6.3.1.1 Bitte nennen Sie jeweils die urspriingliche Planung vor der Reform und die
aktuelle.

Tabelle : Anderung der Investitionsplanung durch die aktuelle Agrarreform

Urspriinglich vor Reform Aktuell mit Reform
[-Objekt 1. 1.
2 2
I-Volumen |1. 1.
2 2.
[-Zeitpunkt | 1. 1.
2 2

7 Bewertung des AFP

Im Folgenden werde ich Thnen einige allgemeine Fragen zur Investitionsforderung stellen. Bitte sagen Sie
mir Thre grundsitzliche Meinung zu diesem Thema. Dafiir ist es sinnvoll, dass Sie moglichst von Threm
konkreten Einzelfall absehen und z.B. auch die Projekte von Nachbarn und Berufskollegen vor Augen
haben.

7.1 Sollte der Staat Investitionen in der Landwirtschaft fordern?

Ja: [ Nein: [ Weil} nicht: [J

Falls ja:
7.1.1 Welche Ziele sollte der Staat mit der Investitionsforderung verfolgen?

Offen fragen.

Wenn Bereiche nicht genannt werden, nachfragen.

1. Wettbewerbsfdhigkeit  : [
2. Umweltschutz : 0
3. Tierschutz 0
4. Arbeitserleichterung 20
5. Diversifizierung 0
6. benachteiligte Gebiete  :[]
sonstiges:
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7.2

7.3

7.4

7.5

Welches sind aus Threr Sicht die entscheidenden Kenngrof3en fiir die Beurteilung der
Entwicklungsfahigkeit (Rationalisierung und Wettbewerbsfahigkeit) von Milchviehbetrieben?

Wenn 6ffentliche Mittel knapper werden, kann der Staat innerhalb der Investitionsférderung
entweder nach der Rasenmiher-Methode die Zahlungen fiir jeden Forderfall reduzieren oder aber
Forderschwerpunkte bilden.

Welche der beiden Moglichkeiten wiirden Sie bevorzugen?

1. Rasenmiher-Methode 0
2. Schwerpunktbildung :0

Insgesamt gibt es eine ganze Anzahl von Instrumenten zur Forderung der Agrarstruktur und des
landlichen Raumes. Ich lese Thnen jetzt einige der bedeutendsten vor und Sie sagen mir bitte, ob Sie
das Instrument personlich fiir wirkungsvoll oder weniger wirkungsvoll halten.

Erst die ganze Liste vorlesen und dann langsam noch mal die einzelnen Punkte.

Sehr weniger
wirkungsvoll wirkungsvoll

1. Investitionsforderung 0 0

2. Allg. Flachenforderung O O

3. Beratung [ O

4. Infrastrukturforderung O O

(Wegebau, Entwiasserung, Flurbereinigung)

5. Weiterbildung 0 O

6. Vermarktungs-/Absatzforderung O O

7. Dorferneuerung 0 O

Fiir eine Investitionsforderung im Rahmen einer groflen Investition (iiber 100.000 €) in
landwirtschaftlichen Betrieben sind verschiedene Forderinstrumente denkbar:

Welches der folgenden Instrumente wiirden Sie bevorzugen?

1. Bindung an die Kreditaufnahme und Zahlung eines Zuschusses 0
2. keine Bindung an einen Kredit, reduzierter Zuschuss in Prozent der Investitionssumme : [ |
3. Ubernahme einer Kreditausfallbiirgschaft durch den Staat O
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7.5.1 Bitte sagen Sie mir auch, welche Vor- und Nachteile die einzelnen Mdéglichkeiten aus Threr Sicht
beinhalten.

7.5.1.1 Bindung an die Kreditaufnahme und Zahlung eines Zuschusses

7.5.1.2 keine Bindung an einen Kredit, reduzierter Zuschuss in Prozent der

Investitionssumme

7.5.1.3 Ubernahme einer Kreditausfallbiirgschaft durch den Staat

8 Familiare Situation / Leitung / Nachfolge
8.1 Alter

&.1.1 Alter der / des Betriebsleiters/in: Jahre

8.2 Nicht bei juristischen Personen:
Berufstitigkeit auBerhalb des Betriebes von BL / Ehegatte, ggtf. Nachfolger / Ehegatte ?

Falls ja
Seit wann ?

Zeitlicher Umfang ?
Netto-Verdienst (€/Monat)

8.3  Berufsausbildung und —erfahrung des BL

Welche Berufsausbildung und —erfahrung, z.B. Jahre auf Fremdbetrieben oder Auslandsaufenthalte,
haben Sie?
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8.3.1 Nehmen Sie an Weiterbildungsmafinahmen teil ?

Ja 0 Nein [
Falls Ja: Welche sind dies?

8.4 Wann haben Sie den Hof (jur. Pers.: die Leitung des Betriebes) iibernommen?

8.5 Falls Betriebsleiter alter als 50 Jahre ist:
Haben Sie schon eine Regelung fiir Ihre Nachfolge?

Ja 0 Nein [ Ungewiss 0
Wenn ja:
8.5.1 Alter des (Hof-) Nachfolgers: Jahre

8.5.2 Welche Berufsausbildung und —erfahrung, z.B. Jahre auf Fremdbetrieben oder

Auslandsaufenthalte, hat der (Hof-) Nachfolger?

8.6 Nicht bei Jur. Personen:

Gibt es Besonderheiten auf Ihrem Betrieb, die Ihr Wirtschaften beeinflussen, wie z.B. Pflege von
Angehorigen, Kinderbetreuung, hohes Altenteil, auBergewdhnliche finanzielle Belastungen?

Wenn ja, bitte beschreiben Sie diese.
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9 Spezialteil ,,Kleine Investitionen — Initialwirkung*
9.1 Folgeinvestitionen

9.1.1 Gibt es im direktem Zusammenhang mit der geférderten Investition Folgeinvestitionen
(>20.000 Euro), die Sie bereits durchgefihrt haben?

Ja: 7 Nein: [
Wenn ja, beschreiben Sie diese bitte (siehe Tabelle)
9.1.1.1 was das fiir Investitionen sind,
9.1.1.2 um welches Investitionsvolumen es sich jeweils handelt,
9.1.1.3 wie sie finanziert werden (sollen),
9.1.1.4 wann sie ggf. umgesetzt wurden,
9.1.1.5 welche Ziele Sie mit diesen Investitionen verfolgen.

9.1.2 Gibt es im direktem Zusammenhang mit der geforderten Investition Folgeinvestitionen, die Sie
konkret planen?
Ja: 1 Nein: []

Wenn ja, beschreiben Sie diese bitte (siehe Tabelle)
9.1.2.1 was das fiir Investitionen sind,
9.1.2.2 um welches Investitionsvolumen es sich jeweils handelt,
9.1.2.3 wie sie finanziert werden (sollen),
9.1.2.4 wann sie ggf. umgesetzt werden,

9.1.2.5 welche Ziele Sie mit diesen Investitionen verfolgen.
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9.1.3 Gibt es im direktem Zusammenhang mit der geforderten Investition Folgeinvestitionen, die Sie

vage angedacht haben?
Ja: [l Nein: [J
Wenn ja, beschreiben Sie diese bitte

9.1.3.1 was sind das fiir Investitionen,

(siehe Tabelle)

9.1.3.2 um welches Investitionsvolumen handelt es sich jeweils,

9.1.3.3 wie sie finanziert werden (sollen),

9.1.3.4 wann sie ggf. umgesetzt werden,

9.1.3.5 welche Ziele Sie mit diesen Investitionen verfolgen.

Durchgefuhrt

Konkret geplant

Vage angedacht

Art d. Investition

Volumen

Finanzierung

Zeitp. Umsetzung

Ziel

9.1.4 Gab es im direktem Zusammenhang mit der geférderten Investition Folgeinvestitionen, die Sie

ursprunglich geplant hatten, die Sie zwischenzeitlich aber wieder verworfen haben?

9.1.4.1 Bitte nennen Sie mir Art und Umfang dieser Investitionen
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9.1.4.2 Warum haben Sie Thre Plane wieder gedndert?

9.2 Haben Sie als Folge der geférderten Investitionen wesentliche Anderungen in Threm Betrieb
umgesetzt? ( Z.B. bei den verwendeten Produktionsverfahren, durch Ausdehnung/Aufnahme eines

neuen Betriebszweiges oder die Aufgabe eines bestehenden Betriebszweiges.)

Ja: [0  Nein: [

Wenn ja:

9.2.1 Warum haben Sie das getan?

9.2.2 Hatten Sie diese weiteren Mallnahmen bzw. Folgeinvestitionen bereits bei der Planung und
Umsetzung der geforderten kleinen Investition geplant, oder sind Sie erst durch die Erfahrung mit
der geforderten Investition auf die Idee gekommen, Thren Betrieb in dieser Weise
fortzuentwickeln?

1. War bereits geplant [1  (weiter mit Frage 4.3)

2. Wurde durch Erfahrungen mit der geforderten Investition angestoflen [

Wenn durch die geforderte kleine Investition initiiert:

9.2.2.1 Welche Erfahrungen haben Sie dazu veranlasst?

9.3  Steht die geforderte kleine Investition im Zusammenhang mit einer umfangreicheren Investition?

Ja: 0 Nein: [

Wenn ja:

9.3.1 Um was fiir eine Investition handelt es sich?

Gemeint ist das Objekt (Stall, Laden etc.).

9.3.2 Wurde diese groB3e Investition staatlich gefordert ?
Ja: [ Nein: [J
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9.4 Innovationsgrad

9.4.1 Entspricht die geforderte kleine Investition einem weitgehend ausgereiften Stand der Technik?

Ja: [ Nein: [

9.4.2 Existenz dhnlicher Investitionen

9.4.2.1 Gibt es dhnliche technische und organisatorische Losungen bereits auf Threm Betrieb?

Ja: O Nein: [

9.4.2.2 Gibt es dhnliche technische und organisatorische Losungen bereits in Ihrer Nachbarschaft?

Ja: O Nein: [ Weil3 nicht: [J

9.4.2.3 Gibt es dhnliche technische und organisatorische Losungen bereits in Threr Region
(GroRenordnung Landkreis) ?

Ja:[J  Nein: [ Weil} nicht: [

9.4.3 Interessieren sich andere Betriebsleiter fiir die von Ihnen durchgefiihrte Investition?

Ggf. erlautern: Hofbesuche, Tag der offenen Tir, Berichte in der Fachpresse
Ja:[J  Nein: [

9.4.4 Gibt es zu Threr geforderten kleinen Investition eine begleitende betriebswirtschaftliche
Untersuchung? (AfL, LWK, etc.)

Ja: 1  Nein: J

9.4.5 Sind Sie mit dem privaten oder 6ffentlichen Beratungsangebot im Zusammenhang mit der
geforderten Investition zufrieden ?

Ja:[1  Nein: J
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9.5 Investitionsrisiko

9.5.1 Sind die geforderte Investition bzw. der ihr zugeordnete Betriebszweig oder das neue
Produktionsverfahren verglichen mit Thren sonstigen betrieblichen Aktivititen mit einem
besonderen Risiko verbunden?

Ja: [ Nein: [1  Weil nicht: [J

Wenn ja:

9.5.1.1 Welcher Natur ist dieses Risiko?

1. Produktpreis: 0
2. Andere Absatzprobleme: M
3. Technik : 1
4. fehlende personliche Erfahrung (Management) : [
5.

sonstiges:

9.5.2 War die Kalkulation der Rentabilitédt [hrer geférderten Investition im Vergleich mit anderen
betrieblichen Investitionen mit einer hoheren, vergleichbaren oder geringeren Unsicherheit

verbunden?
1. GroBere Unsicherheit 0
2. Vergleichbare Unsicherheit O
3. Geringere Unsicherheit 0
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10 Sonderteil “nicht-geférderte Betriebe” (anstelle von Punkt 3)

10.1 Haben Sie in den vergangenen 15 Jahren umfangreiche Investitionen in Ihrem Betrieb
durchgefiihrt?

Ja: [ Nein: [

10.1.1 Wenn nein: Warum haben Sie nicht in groerem Umfang investiert?

10.1.2 Wenn ja: Was waren das fiir Investitionen?

10.1.2.1 Wurden einige dieser Investitionen 6ffentlich gefordert?
Ja: 1 Nein: [] (weiter mit Frage 3.1.3.1)

10.1.2.2 Wenn ja:

a) Welche?

b) Welche Fordermalnahme(n) ?

c) Gefordertes Investitionsvolumen €

€

d) Wie waren Thre Erfahrungen mit der Forderung? Bitte beschreiben Sie diese.

e) Wiirden Sie auch bei kiinftigen Investitionen Férdermittel in Anspruch

nehmen? Bitte unterscheiden Sie dabei nach AFP und anderen
Fordermalinahmen.

10.1.3 Wurden einige der genannten Investitionen nicht geférdert?

Ja: 1 Nein: [] (weiter mit 3.1.3.4)
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Wenn ja:

10.1.3.1 Welche Investitionen wurden nicht gefordert und warum?

Tabelle 2: Nichtgeforderte Investitionen

Investitionsgegenstand Jahr Inv.-volumen | Betriebszweig

7.

8.

9.

10.

11.

12.

10.1.3.2 Warum wurden diese Investitionen nicht geférdert?
a) Keinen Antrag gestellt [weiter mit Frage 3.1.3.2.2 ] [
b) Antrag wurde abgelehnt 1
10.1.3.2.1 Bitte nennen Sie mir die Griinde fiir die Ablehnung [offen fragen]:
Formale Aspekte (z.B Miéngel im IK, fehlende Buchfiihrung) [

Inhaltliche Aspekte (z.B. ungeniigende EK-Bildung). O

Wenn kein Antrag gestellt wurde

10.1.3.2.2 Bitte nennen Sie mir die Griinde dafiir, dass kein Antrag gestellt wurde.

10.1.3.3 Haben Sie sich im Zusammenhang mit einer Ihrer letzten Investitionen beraten lassen?

Ja: 1 Nein: []
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falls ja:

10.1.3.3.1 a) Handelte es sich um eine geforderte Investition? Ja: [ Nein: [

b) Von wem haben Sie sich beraten lassen?

c) Wirkungen der Beratung

10.1.3.4 Haben Sie vor, in den nédchsten 5 Jahren umfangreiche Investitionen zu tétigen ?

Ja: 0 Nein: [

Falls ja:

10.1.3.4.1 Was fur Investitionen?

10.1.3.4.2 Werden Sie hierfiir Forderantrdge stellen?

Ja: [ (MafBnahme/n)
Nein: [

Mit dieser Frage ist das Interview beendet. Ich mdchte mich herzlich bei Ihnen fiir [hre Teilnahme und
Thre wertvolle Zeit bedanken. Ich hoffe, dass auch Sie das Interview interessant fanden.
Ende des Interviews (Uhrzeit):

Atmosphare / Vermutete Bereitschaft zu weiterem Gesprach:

Highlights des Gesprachs / des Betriebs(leiters)
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e Dank fiir Teilnahme

e Rahmen der Befragung: Die Befragung von Unternehmensleitern mit AFP-Forderung liefert uns

direkte und aktuelle Angaben fiir die Bewertung der Agrarinvestitionsforderung (AFP), die wir
im Auftrag von Bund und Léndern durchfiihren.

e Zweck der Befragung: Beantwortung der Frage in wie fern die Foérderung von Spezialmaschinen
fir den Steillagenweinbau einen Beitrag zur Steigerung der Wettbewerbsfiahigkeit von
Weinbaubetrieben leistet, die in nicht unerheblichem Umfang in Steillagen produzieren.

e Die Befragungsergebnisse bilden eine wesentliche Grundlage fiir eine anschlieBende
Gruppendiskussion mit Fachberatern. Die Betriebsleiter/innen erhalten nach Abschluss der

Untersuchung eine Auswertung der Interviews.

Name Betriebsleiter/in :

Firmenname

Rechtsform

Gesellschafterzahl

Land, Adresse

Telefon

Handy

Fax

E-Mail
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1 Betriebsbeschreibung

1.1

1.2

Uber welche betrieblichen 1) Schwerpunkte, 2) Besonderheiten und 3) Produktionskapazititen
verfiigt Ihr Betrieb gegenwartig?

Offen fragen, schliel3lich alle Parameter der Tabelle 1 diskutieren und folgende Parameter
abklaren: Produktionssystem, Vertragsproduktion, Q-Programm, Schutzgebietskategorie

Konventionell: [1  integriert: [] Bio: [

1) Schwerpunkte:

2) Besonderheiten:

3) Vertragsproduktion:

4) Schutzgebietskategorie:

5) Teilnahme an Qualitdtsprogrammen:

Wie grof3 war Thr Betrieb vor etwa 15 Jahren? Welche 1) Schwerpunkte, 2) Besonderheiten und 3)
Produktionskapazititen hatte er damals?

Offen fragen, schliel3lich alle Parameter der Tabelle 1 diskutieren.

1) Schwerpunkte:

2) Besonderheiten:
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Tabelle 1: Betriebsstruktur

Einheit | aktuell Vor 15 Jahren
ha LF insges., davon eigen [ha]
Rebfliche insges., davon eigen | [ha]
Rebfl. In Steillagen, dav. eigen | [ha]
Arbeitskrifte insges.* Personen Voll-AK Personen | Voll-AK
(Personen & Voll-AK) [AK]
e Fam-AK, davon [AK]
Betriebsleiter/in [AK] 1 1
(Ehe-) Partner [AK] 1 1
e Fremd-AK [AK]
o Teilzeit-AK [AK]
e Saison-AK [AK]
e Frauen-AK [AK]
Betriebsertrag (=Umsatz) [€]
Umsatz-Anteil Weinbau Steill. [%]
Umsatz-Anteil Weinbau sonst. [%]
Rechtsform:
Sonstiges

* Voll-AK = 2100 AKh/Jahr, Teil-AK: 14-15 Jahre = 0,5 AK, iber 65 Jahre = 0,3 AK




1.3 Was waren die wesentlichen Veranderungen von damals bis heute?

Beschreibung: Rechtsform, Investitionen, Kapazitatserweiterungen, Neuaufnahme und Aufgabe von
Betriebszweigen.

Rechtsform:

Investitionen:

neue, ausgedehnte, eingeschrinkte, aufgegebene Betriebszweige:

1.4 Wie beurteilen Sie die bisherige Entwicklung Ihres Betriebes?

1.5 Bitte nennen Sie mir die wichtigsten Threr heutigen Absatzkanile und den Umsatzanteil, der tiber

sie abgesetzt wird.

1.5.1 Winzergenossenschaft : %
1.5.2 Andere GroB- und Zwischenhéndler : %
1.5.3 An Einzelhéndler : %
1.5.4 Direktvermarktung : %

1.5.5 Sonstiges:
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1.6  In welche Richtung wollen Sie Thren Betrieb in den nachsten 10 Jahren entwickeln?

Offen fragen, dann gezielt ha LF, Rebflache, AK, Neuaufbau von Produktionszweigen,
Abbau/Einstellung bestehender Produktionszweige, Investitionstatigkeit — Bereich, Objekte,
Umfang, Zeitpunk —, Rechtsform.

Investitionen:

neue, auszudehnende, einzuschriankende, aufzugebene Betriebszweige:

Tabelle 1 (Forsts.): Betriebsstruktur

Einheit | 2015
ha LF insges., davon eigen [ha]
Rebfliche insges., davon eigen [ha]

Rebfl. in Steillagen, dav. eigen [ha]

AK insges.* (Voll-AK) [AKh]

Produktionszucige I

® ncuc

e auszudehnende

e zu verkleinernde

e cinzustellende

Betriebsertrag (=Umsatz) [€]

Umsatz-Anteil Weinbau Steill. [%]

Umsatz-Ant. Weinbau sonst [%]
Umsatz-Anteil sonst. Betr.-zw. [%]
Rechtsform

* Voll-AK = 2100 AKh/Jahr, Teil-AK: 14-15 Jahre = 0,5 AK, Uiber 65 Jahre = 0,3 AK

136



2 Konkurrenzsituation
2.1 In welcher Hohe liegen die durchschnittlichen Pachtpreise fiir Rebflichen in Ihrer Region?
2.1.1 Normallagen : bestockt €/Jahr, unbestockt €/Jahr

2.1.2 Steillagen : bestockt €/Jahr, unbestockt €/Jahr

2.2 Bitte beschreiben Sie Thre Konkurrenzsituation knapp.
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3 Investitionstatigkeit

3.1 Beschreiben Sie bitte kurz Ihre letzte mit dem Programm zur Férderung von Spezialmaschinen im

Steillagenweinbau 6ffentlich geforderte Investition.

3.1.1 Investitionsobjekt:

3.1.2 Investitionsvolumen: €

3.1.3 Investitionszeitpunkt/-zeitraum: (Jahr)

3.1.4 Beginn der Nutzung (auch von Teilen): (Jahr)

3.1.5 Forderhohe (Zuschuss):

Verlorener Zuschuss: €

3.2 Ist die Kapazitdt des Investitionsobjekts zum jetzigen Zeitpunkt bereits voll ausgelastet?
Ja: O Nein: [

Wenn nein:

3.2.1 Wie hoch ist die derzeitige Auslastung? %

3.2.2 Was sind die Griinde?
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3.2.3 Wollen Sie kiinftig eine stiarkere Auslastung erreichen?
Ja: [ Nein: [
Wenn ja:

3.2.3.1 Wodurch wollen Sie die stirkere Auslastung erreichen?

3.2.3.2 In welcher Hohe erwarten Sie die stirkere Auslastung?

%

3.2.3.3 Wann soll diese Auslastung erreicht sein?

(Jahr)
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3.3 Erfolg der Investition

3.3.1

332
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Welche wesentlichen Wirkungen wurden bislang erzielt?

Offene Frage. Beschreibung und Quantifizierung gewdnscht. Variable und Vollkosten
werden unten noch detailliert besprochen und quantifiziert.

1. Kostenersparnis AN
2. Arbeitsbedingungen (z.B. Arbeitserleichterung) AN
3. Einkommenserh6hung -0
4. Verbesserung der Produkt- und Produktionsqualitidt : [
5. Arbeitsplatzrationalisierung -
6. Verringerung der eigenen Arbeitsbelastung
im Steillagenweinbau -0
7. Freisetzung von Fam-AK (Ermogl. auBerlandw. EK) : [
(Wenn existent, zuséatzliches Einkommen erfassen: €/Jahr)
Sonstiges

In welchen Bereichen entsprechen diese Wirkungen nicht Thren Erwartungen vor der Investition
(wenn mdglich, quantifizieren)?




3.3.3 Verfiigen Sie liber Aufwands- und Ertragsrechungen fiir Thre Weinproduktion?
Ja: [ Nein: [
Wenn nein, weiter mit 3.4.4.
Wenn ja:

3.3.3.1 Haben sich die variablen (VK) und die Vollkosten (TK) Ihrer Weinproduktion in Steillagen durch
die geforderte Investition gedandert?

Ja: Nein: [ WeilB nicht: [
Wenn ja:

3.3.3.1.1 Wie hoch sind die durchschnittlichen variablen (VK) und Vollkosten (TK) seit der Investition?
(Wenn diese Frage nicht beantwortet werden kann, weiter mit 3.3.3.2)

VK: €/ha

TK: €/ha

3.3.3.1.2 Wie hoch waren die durchschnittlichen variablen (VK) und Vollkosten (TK) vor der
Investition?

VK: €/ha

TK: €/ha

3.3.3.2 Hat sich Ihr jahrlicher Umsatz (Ertrag) aus der Weinproduktion in Steillagen durch die
Investition gedndert?

Ja: Nein: L1 Weil} nicht; [
Wenn ja:

3.3.3.2.1 Wie hoch ist der durchschnittliche Umsatz (Ertrag) pro Jahr seit der Investition?
(Wenn diese Frage nicht beantwortet werden kann, weiter mit 3.3.4)

€/ha

3.3.3.2.2 Wie hoch war der durchschnittliche Umsatz (Ertrag) pro Jahr vor der Investition?

€/ha

Wenn nein:

3.3.3.2.3 Wie hoch ist Ihr durchschnittlicher Ertrag (Ertrag) pro Jahr aus der Weinproduktion in
Steillagen?

€ oder €/m?

3.3.4 Wiirden Sie die geforderte Investition aus heutiger Sicht genauso durchfiihren?
Ja:UJ  Nein: L WeiB nicht: [
Wenn nein:
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3.3.4.1 Was und wie wiirden Sie dies jeweils dndern?

Zunachst offen fragen. Nicht genannte Aspekte nachfragen.

1. Kapazitit -0

2. Finanzierung

O
3. staatliche Foérderung : [
O

4. Investitionszeitpunkt :

5. Sonstiges

3.3.5 Haben Sie als Folge der Investition die Vermarktung IThrer Produkte unter einem Qualitétssiegel,
z.B. Riesling S oder andere regionale Siegel, aufgenommen oder ausgedehnt?

Ja: 0 Nein: O
Wenn ja:

3.3.5.1 Wie heiBBen diese Labels und in welchen Regionen werden sie vertrieben?
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3.3.6 Konnen Sie mir ein paar Angaben zur Hohe Ihres jédhrlichen Unternehmensgewinns machen?

Ja:J  Nein: LJ  keine Angabe: [
Wenn ja:

3.3.6.1 Wie hoch war Ihr Gewinn pro Jahr im Durchschnitt der letzten 3 Jahre vor der Durchfiihrung
der geforderten Investition?

€/Jahr

3.3.6.2 Wie hoch ist, jetzt nach Abschluss der geforderten Investition, Ihr Gewinn pro Jahr im
Durchschnitt der letzten zwei Jahre?

€/Jahr

3.3.6.2.1 Gab es, abgesehen von Zinskosten und reguldren Abschreibungen der Investition, besondere
Einfliisse auf den Gewinn dieser Jahre, die in anderen Jahren so nicht vorliegen (z.B.
Sonderabschreibungen, auf einmal verbuchte Zuschusszahlungen, Aufdeckung stiller Reserven
etc.)?

Beschreiben und quantifizieren.

€/Jahr

3.3.6.3 Welchen Gewinn pro Jahr streben Sie groBenordnungsméBig in drei Jahren an?

€/Jahr

3.3.6.4 Wie hoch miisste Thr jahrlicher Gewinn eigentlich sein, um fiir einen Betrieb Threr Gréfe ein
verniinftiges betriebliches Wachstum und angemessene Privatentnahmen zu erméglichen?

€/Jahr
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3.4  Finanzierung der geforderten Investition
3.4.1 Wie haben Sie die geforderte Investition finanziert?

3.4.1.1 Hohe des baren Eigenkapitals:
€ oder % der Investitionssumme

3.4.1.2 Hohe des gesamten Fremdkapitals:

€ oder % der Investitionssumme

3.5 Forderung der Investitionen

3.5.1 Sie haben mir zu Beginn unseres Gesprichs verschiedene Investitionen genannt, die Sie in der

Vergangenheit getdtigt haben. Wurden alle genannten Investitionen gefordert?
Ja: O Nein: [J
Wenn nein:

3.5.1.1 Welche Investitionen wurden nicht gefordert und aus warum?

Tabelle 2: Nichtgeforderte Investitionen

Investitionsgegenstand | Jahr |Inv.-volumen [€] | Betriebszweig | Grund

1.

2.
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3.5.2 Falls unter 1.7 flr die Zukunft geplante Investitionen genannt wurden:
Sie haben mir zu Beginn unseres Gesprichs verschiedene Investitionen genannt, die Sie zukiinftig
tatigen wollen. Haben Sie vor, dafiir weitere Forderantriage zu stellen?
Ja: J  Nein: [ Weil3 nicht: [J
Falls nein:

3.5.2.1 Warum verzichten Sie auf die Férderung?
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3.5.3 Haben Sie in der Vergangenheit auch die Forderung fiir Junglandwirte in Anspruch genommen?
Ja: [ Nein: []
Wenn ja:

3.5.3.1 In welcher Hohe wurden Sie als Junglandwirt insgesamt in etwa gefordert?

€ Zinsverbilligung: %-Punkte

3.5.3.2 Hatte diese Forderung einen Einfluss auf die Entwicklung Ihres Betriebes?
Ja: [J Nein: [J
Wenn ja:

3.5.3.2.1 Bitte beschreiben Sie den Einfluss der Junglandwirteférderung.

3.6 Investition ohne Férderung

3.6.1 Sie haben mir vorhin gesagt, dass Sie eine staatliche Investitionsforderung in Hohe von ca.
€/Jahr bzw. €/Monat erhalten haben.

3.6.1.1 Wenn sie diese Forderung nicht erhalten hétten, wére bei gleichem Investitionsvolumen die
damit verbundene finanzielle Mehrbelastung fiir Sie zu einem ernsthaften Problem geworden?

Ja: Nein: [ WeilB} nicht: [
Wenn ja:

3.6.1.1.1 Wie hitte sich dieses Problem gedullert?
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3.6.1.2 Wie hitte die Investition ohne Férderung ausgesehen?
Bitte sagen Sie mir jeweils, warum Sie sich so entschieden hétten.

Offene Frage, nicht genannte Aspekte nachfragen, incl. Prazisierung hinsichtlich Volumen,
Zeit, Objekt

1. es hitte keine derartige Investition stattgefunden: []

2. unverdndert: []

3. zeitlich Durchfiihrung frither[] spater [] gleich L] schrittweise gestaffelt [

Beschreibung bei zeitlicher Staffelung:

4. vom Umfang her kleiner [ groBer [] gleich [J

5. andere Technik: [

6. billigere Ausfiihrung (z.B. mit mehr Eigenleistung); (Beschreibung)

Falls die Investition auch ohne Forderung realisiert worden wére:

3.6.1.3 Wie hitten Sie dieselbe Investition ohne Foérderung finanziert?
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3.7 Biirgschaftsregelung
Verschiedentlich wird dariiber diskutiert, die staatliche Investitionsférderung ganz auf die
Gewihrung von Biirgschaften umzustellen.
Welche Konsequenzen hitte ein solcher Schritt fiir [hre Investition gehabt ?

Alle Alternativen vortragen und auswahlen lassen.

1. Ausweitung der Investition wegen verbesserter Sicherheit [
2. Keine Investition wegen unzureichender Rentabilitét L]
3. Keine Auswirkungen ]

3.8 Zusatzkosten des Investitionsobjekts durch Inanspruchnahme der Férderung

3.8.1 Haben sich aus der Tatsache, dass Sie eine staatliche Forderung erhalten haben, Konsequenzen fiir
die Ausfiihrung Ihrer Investition und damit Kostensteigerungen ergeben, die Sie ohne
Investitionsforderung vermutlich nicht zu tragen gehabt hitten ?

Ja:J  Nein: J  WeiB nicht: [
Wenn ja:

3.8.1.1 In welchen Bereichen fielen die Zusatzkosten an?

3.8.1.2 Konnen Sie die damit verbundenen Zusatzkosten grob schétzen?

€

3.8.1.3 Beinhalten diese zusitzlichen MaBnahmen auch einen positiven Effekt?
Ja: [Nein: [

Wenn ja: Bitte beschreiben und quantifizieren Sie diesen.
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3.9 Wie konnte das Forderverfahren, d.h. die Antragstellung, die Bewilligung, die Auszahlung und die
vor Ort Kontrolle, aus Ihrer Sicht verbessert werden?

Schnellere Bearbeitung [

Zulassung der Maschinenbestellung vor Eingang der Forderbewilligung [
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4 Generelle Investitionshemmnisse

4.1 Was sind aus Ihrer Sicht die grofSiten Hemmnisse bzw. Schwierigkeiten fiir mehr Investitionen auf
Threm Betrieb?

4.2  Gibt es abgesehen von der Investitionsforderung Mallnahmen, die die Politik ergreifen kann, um

Investitionshemmnisse zu beseitigen / zu reduzieren ?

Ja: O Nein: [ WeilB nicht: [

Falls ja:

4.2.1 Welche Mallnahmen wiren dies aus lhrer Sicht ?
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5 Bewertung der Agrarinvestitionsférderung

Im Folgenden werde ich Thnen einige allgemeine Fragen zur Forderung des Agrarsektors und zur
Investitionsforderung stellen. Bitte sagen Sie mir Thre grundsétzliche Meinung zu diesem Thema. Dafiir
ist es sinnvoll, dass Sie moglichst von Threm konkreten Einzelfall absehen und z.B. auch die Projekte von
Nachbarn und Berufskollegen vor Augen haben.

5.1 Sollte der Staat Investitionen in der Landwirtschaft und dem Weinbau fordern?

Ja: Nein: [ WeilB nicht: [

Falls ja:

5.1.1 Welche Ziele sollte der Staat mit der Investitionsforderung verfolgen?

Offen fragen. Wenn Bereiche nicht genannt werden, nachfragen.

1. Wettbewerbsfahigkeit
2. Umweltschutz

3. Tierschutz

4. Arbeitserleichterung

5. Diversifizierung

6. Benachteiligte Gebiete

DO0DO0D00

sonstiges:

5.2 Welches sind aus IThrer Sicht die entscheidenden KenngrofBen fiir die Beurteilung der Entwicklungs-
fahigkeit von Weinbaubetrieben?

1. Mindestgewinn ] Hohe: [€/Jahr]
2. Hochstgewinn ] Hohe: [€/Jahr]
3. Mindestbetriebsgrofie ] ha Rebflache

4. Mindesteigenkapitalbildung L] Hohe: [€/Jahr]
5. Berufliche Mindestqualifikation [
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5.3 Im Fall von kiinftig knapperen 6ffentlichen Haushalten miissen verstiarkt Schwerpunkte in der
Forderung des Agrarsektors gesetzt werden.
Bitte sagen Sie mir vor diesem Hintergrund, ob Sie die folgenden Férdermafinahmen als
sehr wichtig oder weniger wichtig erachten.

sehr wichtig weniger wichtig
1. Investitionsforderung - L]
2. Allgemeine Flichenforderung

(z.B. UmweltmaRnahmen, Ausgleichszulage) - ]
3. Forderung von InfrastrukturmaBBnahmen

(Wegebau, Flurbereinigung, Entwisserung) ] ]
4. Vermarktungs-/Absatzforderung ] ]
5. Forderung von Betriebsberatung U L]
6. Forderung von Weiterbildung U L]

5.4  Wenn offentliche Mittel knapper werden, kann der Staat innerhalb der Agrarinvestitions-
forderung entweder nach der Rasenméaher-Methode die Zahlungen fiir jeden Forderfall reduzieren
oder aber Forderschwerpunkte bilden.

Welche der beiden Moglichkeiten wiirden Sie bevorzugen?

1. Rasenmiher-Methode O
2. Schwerpunktbildung 4
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6 Familiare Situation, Betriebsleitung und Nachfolge

6.1 Alter der / des Betriebsleiters/in: Jahre
6.2 Wann haben Sie den Betrieb {ibernommen? (Jahr)

6.3 Berufsausbildung und —erfahrung

6.3.1 Welche Berufsausbildung und —erfahrung, z.B. Jahre auf Fremdbetrieben oder
Auslandsaufenthalte, haben Sie?

Gehilfe / Geselle: 1  Meister / Techniker: [ Studium FH O Uni O

Jahre auf Fremdbetrieben:

Auslandsaufenthalte Ja: [1 ~ Nein: [ Anzahl: L1  Monate insgesamt: []

6.3.2 Nehmen Sie an Weiterbildungsveranstaltungen teil?
Ja: [ Nein: [
Wenn ja:

6.3.2.1 Worum geht es bei diesen Veranstaltungen?

Kammerveranstaltungen und —seminare u.d. [
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6.4 Wenn Betriebsleiter alter als 50 Jahre:
Haben Sie schon eine Regelung fiir Ihre Nachfolge gefunden?

Ja: [ Nein: [
Wenn ja:

6.4.1 Alter des Nachfolgers: Jahre

6.4.2 Welche Berufsausbildung und —erfahrung, z.B. Jahre auf Fremdbetrieben oder
Auslandsaufenthalte, hat der Nachfolger?

Gehilfe / Geselle: 1  Meister / Techniker: [ Studium FH O Uni OJ

Jahre auf Fremdbetrieben:

Auslandsaufenthalte Ja: [1  Nein: [ Anzahl: [1  Monate insgesamt: []

6.5 Haben Sie, Ihr (Ehe-) Partner oder Thr Nachfolger eine auBBerbetriebliche Beschéftigung?

Ja: [ Nein: [
Wenn ja:

6.5.1 Seit wann besteht diese Beschiftigung? (Jahr)

6.5.2 Wie hoch ist die tigliche Beschéftigungsdauer? Stunden

6.5.3 Wie hoch ist das aus dieser Beschiftigung resultierende monatliche Einkommen?

€/Monat brutto: 0  netto: [
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6.6 Gibt es Besonderheiten auf [hrem Betrieb, die Ihr Wirtschaften beeinflussen, wie z.B. Pflege von
Angehorigen, Kinderbetreuung, hohes Altenteil, auBergewdhnliche finanzielle Belastungen?
Ja: O Nein: []
Wenn ja:
Bitte beschreiben Sie diese.

1. Pflege von Angehorigen durch Betriebsleiter/in [1  (Ehe-) Partner [

2. Kinderbetreuung, hohes Altenteil durch Betriebsleiter/in [] (Ehe-) Partner [
3. auBlergewdhnliche finanzielle Belastungen €/Jahr
Art:

4. Sonstiges:

Mit dieser Frage ist das Interview beendet. Ich mdchte mich herzlich bei Ihnen fiir [hre Teilnahme und
Ihre wertvolle Zeit bedanken. Ihre Informationen werden uns sehr helfen. Ich hoffe, dass auch Sie das

Interview interessant fanden.

Uhrzeit Ende:

Anmerkungen:

Besonderheiten des Betriebes:

Gesprachsatmosphére / vermutete Bereitschaft zu weiterem Gespréch:
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Anhang 2

Fragebogen der schriftlichen
Beraterbefragung
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Ihr Ansprechpartner fir Ruckfragen: /
Walter Dirksmeyer

Tel.: 0531/ 596 - 5136
e-mail: walter.dirksmeyer@fal.de fir Landwirtschaft

Institut fiir Betriebswirtschaft,
Agrarstruktur
und landliche Raume

Fragebogen zur Agrarinvestitionsforderung
fur Berater und Betreuer

Wir bitten Sie, die folgenden Fragen im Hinblick auf die seit dem Jahr 2000 mit lhrer
Unterstitzung gefdrderten Falle zu beantworten. Es geht dberall nur um grobe
Einschéatzungen. Vielen Dank!

Name: [ |

Email: [ |

Tel.-Nr.: | |

Anzahl der von Ihnen beratenen oder betreuten Félle seit 2000: [ ]Fale
Anteil der Falle aus Kombi-Férderung bzw. GroRen Investitionen daran: [ |%
1. Synergieeffekte

(d.h. positive oder negative Zusatzeffekte durch das Zusammenspiel von zwei oder mehreren
FordermalRnahmen/-programmen)

Bestehen nennenswerte Synergieeffekte zwischen der Agrarinvestitionsférderung und
anderen FérdermalRnahmen (z.B. Verarbeitung und Vermarktung) oder Programmen
(LEADER+, Regionen aktiv)?

Ja=1 Nein=2 Weiss nicht=3 [ |

Falls ja:
a) Sind diese Effekte

geplant (egal auf welcher Ebene), [ |

Zufallsprodukte |:|
oder teils-teils? 1

b) Wie ist die Relevanz dieser Effekte?

1=gering 2=mittel 3=hoch ]
c) Bitte nennen Sie die FordermafRnahmen und/oder -programme:
)| |
iy | I
iii) | I
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d) Bitte nennen Sie aus lhrer Beratungstatigkeit einige Einzel- oder Uberbetriebliche Projekte mit
Synergiewirkungen:

i) |

e) Bitte nennen Sie die Art der dabei erzielten Zusatzeffekte:

i) |

2. Verbesserung der Marktposition

Wie hoch ist der Anteil der geforderten Unternehmen an der Gesamtheit der investitv
geférderten Unternehmen, die mit Hilfe der Investitionsférderung

a) eine deutliche Verbesserung ihrer Produktqualitat erzielt haben?

* Anteil aller Unternehmen [ %
* Anteil der verbesserten Produktion an der gesamten
wertmaRigen Produktion der betroffenen Unternehmen [ %

* Die Verbesserung der Qualitat fand vor allem in den folgenden Produktionsrichtungen statt:

)| |
i) | |
b) neue und ertragreichere Vermarktungswege beschritten haben?

* Anteil aller Unternehmen [ %

* Anteil der verbesserten Produktion an der gesamten

wertmaRigen Produktion der betroffenen Unternehmen [ %

* Die Verbesserung der Vermarktung fand vor allem in folgenden Produktionsrichtungen statt:
) |
i) | |

3.) Regionalwirtschaftliche Impulse

Welcher Anteil der mit der Forderung angestof3enen Investitionen wird von Anbietern auf
folgenden Gebietsebenen erbracht?

* Lokale Ebene (Umkreis 10 km) [ %
* Regionale Ebene (Umkreis 10-50 km) [ %
* Uberregionale Ebene (Umkreis > 50 km) [ %
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4. Verwaltungsverfahren

Nennen Sie bitte drei wesentliche Aspekte, die aus lhrer Sicht zu einer Vereinfachung der
Umsetzung der Agrarinvestitionsférderung beitragen wiirden (Prioritatenliste):

1) | |
2) | |
3) | |

Wie lange dauerte die Bearbeitungsdauer eines bewilligungsreifen Antrags von der
Antragstellung bis zur Bewilligung im Durchschnitt der letzten 5 Jahre?

[ ]Monate

Was sind/waren die wesentlichen Hemmnisse flir eine zligigere Bewilligung?

1) | |
2) | |

3) | |
4.) Das Bewilligungstempo ist kaum steigerbar [ ] Ja=1 Nein=2 Weiss nicht=3
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Anhang 3

Protokoll des Beraterworkshops
In Rheinland-Pfalz

1. Teil: Protokoll zum AFP-Workshop in Mainz am 26.04.2005
(Landwirtschaft) 165
2. Teil: Protokoll zum AFP-Workshop in Mainz am 27.04.2005

(Weinbau) 175
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1. Protokoll zum AFP-Workshop in Mainz am 26.04.2005

Schwerpunkt Landwirtschaft

Beginn: 10:30 h
Ende: 17:00 h

Teilnehmer: siehe Anlage (Berater und Bewilliger)

1 Allgemeines

Nach einer kurzen Einfiihrung durch Herrn Horlebein stellt Herr Dirksmeyer, der seitens der
FAL fiir die Bewertung des AFP in Rheinland-Pfalz (RP) verantwortlich ist, den
Bewertungsauftrag und das Untersuchungskonzept vor.

Die Landwirtschaft in RP ist nach Ansicht der anwesenden Berater und Bewilliger
vergleichsweise klein strukturiert durchlduft aber gegenwirtig einen starken Strukturwandel.
Die durchschnittlichen Investitionsvolumina steigen dementsprechend kontinuierlich an
(Ausnahme 2004).

Die Schweineproduktion ist in RP stark riicklaufig; der Selbstversorgungsgrad fiel von 78 %
auf mittlerweile nur noch 33 %. Obwohl die Schweinebetriebe nach Einschitzung der
Teilnehmer finanziell vergleichsweise gesund und erfolgreich wirtschaften, konzentriert sich
die Produktion auf nur noch drei Gebiete (Mayfeld, Bitburg, Westpfalz). Es gibt jedoch kaum
Betriebe, die neu in die Schweineproduktion einsteigen, obwohl die Férderung von
Wachstumsinvestitionen aufgrund der besonderen Strukturentwicklung in diesem Teilbereich
moglich ist. Als wesentliche Begriindung fiir diese Entwicklung wird angefiihrt, dass es in RP
einen Vermarktungsnachteil von ca. 5 Euro/Schwein durch den notwendigen langen
Schweinetransport zu Schlachtorten gibt, und dass die immer langer dauernden Preistiler
mogliche Investoren abschreckten. AuBlerdem fehle die positive Mentalitdt gegeniiber der
Schweinehaltung.

Ein erhebliches Problem ist aus Sicht der Berater und Bewilliger die Abgrenzung von kleinen
landwirtschaftlichen und weinbaulichen Betriebe gegeniiber der Hobbylandwirtschaft. Hierzu
gab es die Regelung, dass forderbare Betriebe mindestens ein Einkommen in Hohe von 6
Euro je Arbeitsstunde und Familien-AK oder ein ordentliches Ergebnis von mindestens 3.000
Euro je Betrieb erzielen miissen. Diese Abgrenzung wurde jedoch — auch wegen des hohen
Arbeitsaufwands und der dadurch bewirkten Ausgrenzung einkommensschwacher
Agrarbetriebe — wieder aufgehoben.

Forderung von PV- und Biogasanlagen

Ein groBerer Teil der Forderfélle entfiel im Jahr 2004 auf Photovoltaikanlagen (PV), deren
Forderung jedoch aus Sicht vieler Berater liberwiegend Mitnahmeeffekte darstellen. Mit Blick

auf diese Einschitzung besteht jedoch auch teilweise die Ansicht, dass der Anteil der
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Mitnahmeeffekte nicht wesentlich sei, da unter Einbeziehung der Férderung nur eine schwach
positive Einkommenswirkung erzielt werde. Somit konne erst durch die Inanspruchnahme der
Forderung die Investition durchgefiihrt werden. Bis 2003 wurden PV-Anlagen noch durch
zinsglinstige KfW-Kredite gefordert.

Als Reaktion auf die starke Fordernachfrage im PV-Bereich wurde die Foérderung in 2005 auf
einen Zuschuss von max. 10 % (max. 10.000 Euro) gekiirzt, so dass jetzt der Grofiteil der
Forderung wieder auf die landwirtschaftliche Urproduktion entfillt. Vorher lag der
Forderhochstwert fiir PV-Anlagen bei max. 27.500 Euro. Aufgrund der insbesondere durch
das EEG verursachten gro3en Nachfrage nach PV-Anlagen kam es zu spiirbaren
Lieferengpéssen bei den PV-Anbietern, was sich auch in einer deutlichen Preissteigerung von
rund 4.000 zur Beginn des Jahres 2004 auf bis zu 6.000 Euro je kW gegen Ende des Jahres
2004 niederschlug (Uberwilzungseffekt der Forderung). Trotz dieser Entwicklung zeigen sich
die Banken hinsichtlich der Finanzierung der PV-Anlagen gegenwirtig sehr offen.

Eine dhnliche Entwicklung ist im Bereich der Biogasanlagen zu beobachten, wo die Preise
von 2.800 — 3.000 Euro je kW im Jahr 2000 auf nunmehr 3.300 — 3.800 Euro je kW
angestiegen ist (bei einem Forderreferenzpreis von 4.100 Euro je kW). Da die Anlagen und
die damit verbundenen Investitionsvolumina teilweise sehr grof3 sind, gibt es bereits
verschiedentlich Finanzierungsprobleme aufgrund knapper Sicherheiten.

Hinsichtlich der Einschétzung der Férderung von PV-Anlagen gibt es unter den Teilnehmern
unterschiedliche Auffassungen. Wahrend Herr Rasch (DLR) die Foérderung von PV mit AFP-
Mitteln damit verteidigt, dass es in anderen Einkommensbereichen der Landwirtschaft
massive Einkommensprobleme gibt, und aus politischer Sicht die PV vorzugsweise auf die
groBBen Décher auf dem Land platziert werden sollten, meinen Berater, dass teilweise Nicht-
Landwirte von der Forderung ohne nennenswerten Zusatzeffekt profitierten, und dass die
Renditeaussichten eigentlich nur bei gewerblichen Betrieben mit der Moglichkeit,
Verlustzuweisungen steuerlich zu nutzen, richtig lukrativ sind.

Maschinen und Geréte

Die Forderung von Maschinen und Geriten wird von den Beratern iiberwiegend als
Mitnahmeeffekt eingestuft, wenngleich in vielen Féllen ein deutlicher Vorzieheffekt zu
beobachten ist. Dagegen wiirden Technikinvestitionen im Weinbaubereich (z.B. VA-
Stahltanks, Keltertechnik) zur Verbesserung der Weinqualitét beitragen und sind aus Sicht der
Berater nicht als Mitnahmeeffekt einzustufen. Letzteres bedeutet, dass diese Investitionen
ohne Forderung nicht durchgefiihrt wiirden.

Die Forderung von Mulchsaat- und Direktsaatgeréte hat sich nach Ansicht der Berater durch
die Umstellung von Zinsverbilligung auf Zuschussforderung fallbezogen verdoppelt. Trotz
deutlicher Mitnahmeeffekte werden diese Investitionen mit Blick auf die Umwelt- und
arbeitswirtschaftlichen Effekte als sinnvoll eingeschitzt. Aulerdem produzieren diese
Investitionen durch das damit gewonnene Erfahrungswissen einen AnstoBeffekt
(Abfarbtheorie), so dass kiinftig andere Betriebe auch ohne Forderung in diese als sinnvoll
erachteten Techniken investieren werden. Als besonders vorteilhaft wird die Einfiihrung
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dieser Techniken bei groeren Bewirtschaftungseinheiten mit entsprechenden Arbeitsbreiten
gesehen, so dass hiervon ein positiver Effekt auf den betrieblichen Strukturwandel ausgeht.
Als problematisch wird auch in diesem Bereich der Einfluss der Forderung auf steigende
Technikpreise eingeschitzt, wobei in diesem Zusammenhang auf die marginale Stirkung des
landlichen Raumes als Sekundirziel hingewiesen wird.

Inzwischen (2005) wurde die groBziigige Maschinen- und Geriteférderung als Reaktion auf
die starke Inanspruchnahme von 35 % auf 20 % reduziert.

2. Bedeutung der Agrarinvestitionsforderung in RP

Im Jahr 2004 kam es beim AFP zu einer sehr starken Zunahme der Forderfélle von knapp 200
in den Jahren 2000 bis 2003 auf nunmehr 650 Antrage. Von dieser Zahl entfielen rund 470
Antrige auf erneuerbare Energien (insbes. PV) und auf Maschinen und Geréte. Begriindet
wird dies damit, dass die Umstellung von der laufenden Zinsverbilligung auf einen
abdiskontierten Zinszuschuss aus Sicht der Betriebe besonders attraktiv ist. Aufgrund der
attraktiven Forderbedingungen gab es viele Antragsteller, die bislang noch nicht bei den
Bewilligungsbehorden als Antragsteller in Erscheinung getreten sind; darunter befinden sich
viele sehr kleine Betriebe mit Hobbycharakter (z.B. Rechtsanwalt oder Arzt mit einigen
Mutterkiihen).

Gegenwirtig ist ein deutlicher Schwenk von Groflen zu Kleinen Investitionen bei mittleren
Investitionsvolumina zu beobachten. Darin zeigt sich einerseits die abwartende Haltung der
Landwirte infolge der Agrarreform und andererseits die gestiegene Attraktivitit der Kleinen
Investitionen durch die Zuschussgewédhrung ohne Kreditbindung und den besonderen
Zuschuss von 35 % bei Investitionen in artgerechte Tierhaltung (Kélberstall, Tierkomfort,
etc.) bei bis zu 50.000 Euro forderfahigem Investitionsvolumen.

Aufgrund der teilweise sehr heterogenen Einzeljahre sagt der Durchschnitt der Jahre 2000 bis
2004 nur wenig aus. Aus diesem Grund befiirworten die Berater eine differenzierte
Darstellung nach Jahren, um insbesondere den Sondereffekt des Jahres 2004 beleuchten und
sachgerecht einordnen zu konnen.

Der Anteil der sonstigen landwirtschaftlichen Gebaude liegt mit knapp 30 % bei den GroB3en
Investitionen relativ hoch. Nach Auskunft der Teilnehmer entfallen hiervon ca. zwei Drittel
auf Kellereigebdude/-rdume. Die Investitionen, die dem Bereich Diversifizierung zugeordnet
sind, enthalten zu ca. einem Drittel Kellereigebdude, der groBere Teil entfdllt jedoch
hauptsichlich auf den Bereich Urlaub auf dem Bauernhof.

Das Gros der Forderfalle im Milchbereich stellt Aufstockungsférderungen in einem bereits
bestehenden Laufstall dar, wéhrend noch vor einigen Jahren zahlreiche Umstellungen von
Anbinde- auf Laufstallhaltungen gefordert wurden. Die jetzt geforderten Betriebe wurden
durchweg schon frither gefordert.

Die AFP-Forderantriage gehen kontinuierlich ein. Einen Antragstopp gab und gibt es nicht.
Bis 2004 existierte keine Mittelknappheit beim AFP. Aufgrund der Mittelreduzierung der
GAK ist jedoch absehbar, dass kiinftig Knappheiten entstehen werden. Fiir diesen Fall, so
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meinen die Berater, sehen sowohl der Berufsstand als auch die Politik einen eindeutigen
Vorrang fiir die Investitionsférderung gegentiber anderen FordermaBBnahmen im Rahmen des
Programms zur Entwicklung des ldndlichen Raums ZIL. Einig sind sich die Teilnehmer darin,
dass die AFP-Mittel auf den Kernbereich der Landwirtschaft und des Weinbaus konzentriert
werden miissen und nicht zugunsten von anderen Bereichen wie beispielsweise der

erneuerbaren Energien gehen diirfe.

3. Betriebsleiterbefragung

Da die Betriebsstruktur in der Milchproduktion in RP mehr derjenigen in NI als derjenigen in
BY und BW gleicht, werden fiir die Diskussion im Workshop die Ergebnisse der
Betriebsleiterbefragung in Ostfriesland zugrundegelegt.

Im Milchbereich sehen die Teilnehmer erhebliche Probleme, Investitionen unter den
gegenwirtig und den sich zukiinftig abzeichnenden Rahmenbedingungen rentabel
darzustellen.

Die durchschnittliche Ausstattung eines geforderten Milchviehbetriebes in RP betridgt nach
Auskunft der Teilnehmer 400-600.000 kg Milchquote und 70-120 ha LF. Das Wachstum der
Milchquote seit 1990 betrdgt rund 100 %.

Entgegen dem Befragungsergebnis geben die Teilnehmer an, dass durch die Kleinen
Investitionen haufig Initialwirkungen erzielt werden. Das Ergebnis hange jedoch
entscheidend von der Definition der Initialwirkungen ab. Insbesondere der Bereich PV stelle
in den Betrieben fast durchgéngig ein vollkommen neues Einkommensstandbein dar. Auch
Mulch- und Direktsaatgerite enthielten neue, bislang auf den Betrieben nicht praktizierte
Verfahren (z.B. Umstellung auf pfluglose Bewirtschaftung), die jedoch technisch gesehen
bereits einen weitgehend ausgereiften Stand erreicht hétten. Besonders hingewiesen wird in
diesem Zusammenhang auf den Weinbau, wo mit der Direktvermarktung und der
Qualitdtsverbesserung nennenswerte Initialwirkungen erzielt wiirden. Haufig werden im
Weinbau nach Ansicht der Berater durch geforderte Investitionen zuniachst Neuerungen
angetestet, bevor sie umfassend zum Einsatz kommen. Es handele sich jedoch kaum um
Pilotvorhaben, sondern eher um die Umsetzung allgemeiner Beratungsempfehlungen in die
Praxis.

Der Anteil der Fehlforderung wird von den Teilnehmern als gering eingeschitzt. Es wird
darauf hingewiesen, dass die Selektionsschédrfe bei der Férderung inzwischen deutlich
zugenommen habe, da vor mehr als 10 Jahren noch hiufiger Fehlférderungen zu beobachten
waren.

Als ein wichtiges Problem der Forderpraxis wird angefiihrt, dass eine Forderung fiir
artgerechte Tierhaltung mit 35 % Zuschuss nicht gewahrt wird, wenn in einem Anbau der
Altstall nicht vollkommen den héheren Tierschutzanforderungen entspricht (z.B. Gangbreite
von 3,20 m anstelle der geforderten 3,50 m).

Die seitens der FAL vorgestellten Aussagen zu den nicht geférderten Betrieben sind nach
Ansicht der Berater nicht belastbar. Der Anteil der nicht geforderten Betriebe liegt bei ca. 10
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bis 15 % der investierenden Betriebe. Die Prosperitdtsgrenze wird laut Berater im Bereich
Milch von 1 bis 2 % und im Weinbau von ca. 8 % iiberschritten. Bei einem Vergleich von
geforderten und nicht geforderten Betrieben sollten strukturell vergleichbare Betriebe
gegeniibergestellt werden.

Forderwirkungen

Bei den meisten Betrieben tragt die Investitionsforderung nach Ansicht der Teilnehmer
lediglich zu einer Einkommenssicherung bei. Nur ca. 20 % der Betriebe konnen ihren Gewinn
deutlich steigern, wihrend gleichzeitig ca. 20 % eine negative Einkommensentwicklung
nehmen. Letzteres ist vor allem die Folge von Aufstockungskosten im Zusammenhang mit
den geforderten Investitionen und teilweise auch der Einstellung von zusitzlichen Fremd-AK
zur Bewiltigung der Arbeitsbelastung zuzuschreiben.

Zu dem Ergebnis der FAL, nach dem die geforderten Betriebe nach der Durchfiihrung der
Investitionen liberwiegend ein geringeres Einkommen haben als fiir Ersatz- und
Wachstumsinvestitionen, Privatentnahmen und Risikovorsorge notwendig, merken die
Teilnehmer an, dass dies nach Landwirtschaft und Weinbau unterschiedlich zu bewerten ist.
Weinbaubetriebe haben durchschnittlich eine geringere Fremdkapitalbelastung, was teils auch
das Ergebnis von Baulandverkdufen ist, und fiihren eher kontinuierlich Investitionen durch.
Es wird geschitzt, dass 60-70 % der Winzer dahingehend erfolgreich sind, dass die erzielten
Einkommen héher liegen als die ,,Soll“-Einkommen. Dies gilt vor allem fiir die Winzer an
Ahr und Mosel, wihrend die Winzer in Rheinhessen wie die Landwirte und Gartenbauer
hiufig unter Einkommensproblemen leiden.

Hinsichtlich der Einkommenswirkungen der geforderten Investitionen wird von den
Teilnehmern darauf hingewiesen, dass die Jahresabschlussdaten aus mehreren Griinden nicht
sehr aussagekriftig sind. Erstens entsprechen die Abschliisse der Auflagenbuchfiihrung
weitgehend oder vollstédndig den steuerlichen Abschliissen. Daher ist die periodengerechte
Zuordnung von Aufwendungen und Ertrdgen in betriebswirtschaftlicher Hinsicht oftmals
nicht sachgerecht. Zweitens werden die Bereiche Betrieb — Privat — Gewerbe in der Praxis
nicht klar voneinander getrennt. Bereiche, die aus steuerlicher Sicht gewerblich werden (z.B.
Biogasanlagen, Direktvermarktung), unterliegen dann einer eigenen Buchfiihrung. Auch die
Jahresabschliisse nach dem BMVEL-Standard werden haufig recht willkiirlich erstellt, wobei
hier regional und je nach Anbieter (z.B. Bauernverband, freie Steuerberater) recht grof3e
Unterschiede bestehen.

Als generelle Einschitzung zu den Einkommenswirkungen wird angemerkt, dass Betriebe, die
bereits vor der Forderung erfolgreich waren, i.d.R. auch hinterher erfolgreich sind und
umgekehrt. D.h., dass wenig erfolgreiche Unternehmen nur ganz selten durch die Forderung
eine spiirbare Erfolgssteigerung erfahren.

Im Weinbau stehen positive Wirkungen bei der Produktqualitit und bei den
Arbeitsbedingungen (jeweils rund 80 % der Félle) im Vordergrund. Letzteres wird hiufig
dadurch erreicht, dass mehrere Kellerstandorte zu einem zentralen Keller konzentriert werden.
Zusétzlich dienen zahlreiche Investitionen der Umstellung auf die oder dem Ausbau der
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Flaschenweinerzeugung und deren Absatz durch Direktvermarktung. Investitionen in die
Fassweinerzeugung gibt es selten, wenngleich die Fassweinpreise in den letzten beiden Jahren
wieder angestiegen sind und die Preise insbesondere fiir Dornfelder aufgrund des hohen
Angebotes deutlich riickldufig waren.

Die von der FAL vorgestellten Ergebnisse zu den Controlling-Kenntnissen werden von den
Teilnehmern im Grofen und Ganzen bestétigt.

Investitionen ohne AFP

Die Teilnehmer geben an, dass es im Milchbereich keine Investitionen gibt, die ohne AFP-
Forderung unverandert durchgefiihrt worden wéren.

Viele Betriebe verfiigen nicht mehr iiber unbelastete Flichen oder Gebdude und haben daher
auch Schwierigkeiten, Kreditbereitschaftserkldrungen als notwendige Voraussetzung fiir die
Forderbewilligung zu erhalten. Die verschiedenen Banken weisen hinsichtlich der
Kreditgewédhrung an landwirtschaftliche Betriebe jedoch groB3e Unterschiede auf. Wihrend
Raiffeisenbanken und Sparkassen weiterhin gute Partner sind, ziehen sich die privaten
GroBlbanken aus dem Agrargeschift zuriick.

Junglandwirteforderung

Einerseits wird die Hofnachfolge von den Teilnehmern als ernsthaftes Problem eingeschétzt,
andererseits beurteilen sie die gegenwiértig praktizierte Junglandwirteférderung im Hinblick
auf die Losung dieser Problematik als negativ. Dies gilt sowohl fiir die reine
Niederlassungspriamie, die auBBerhalb des AFP gewihrt wird, als auch fiir die
Junglandwirteforderung im Rahmen des AFP. Beide werden im Wesentlichen als
Mitnahmeeffekt gesehen, ohne einen Anreiz fiir die Betriebsiibernahme darzustellen und ohne
Struktureffekte zu erzielen.

Als Verbesserungsvorschlag bringen die Teilnehmer vor, die Junglandwirteférderung auf
Mitunternehmer auszudehnen, da die Hofnachfolger oft schon sehr friih in die Unternehmen
eingebunden werden. Dagegen wird eine Erhohung der Forderung als nicht sachdienlich
angesehen. Zudem wird darauf verwiesen, dass die Subventionsobergrenze von insgesamt
50 % des forderfahigen Investitionsvolumens nicht iiberschritten werden diirfe.
Entwicklungshemmnisse

Als problematisch wird die Milchpreisentwicklung angesehen. Die Berater rechnen kiinftig
mit 25 ct/kg Nettogrundpreis (evt. sogar nur 22-24 ct/kg).

Das Bau- und Umweltrecht wirkt fiir die Betriebe gegenwirtig ebenso wenig
entwicklungshemmend wie beengte Dorflagen. Letztere wurden iiberwiegend bereits durch
frithere (Teil-) Aussiedlungen gelost. Winzer haben mit beiden Bereichen ohnehin weniger
Probleme.
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4. Konsequenzen fir die kiinftige Agrarinvestitionsforderung

Forderziele

[Anmerkung: Die Ziele wurden gemeinsam erarbeitet; es konnten von jedem Berater/Betreuer
5 Punkte vergeben werden. Dieses Verfahren wurde grundsatzlich auch bei den
nachfolgenden Bereichen angewendet.]

Die Bewertung der verschiedenen mdglichen Forderziele durch die Teilnehmer ergab
folgendes Bild:

Rentabilitit der Investition
Vergleichseinkommen
Arbeitsrationalisierung
Qualititsverbesserung
Tierschutz/-hygiene
Wachstum/effiziente Prod.-einheiten

Bessere Arbeitsbedingungen

NN W W R W

Diversifizierung

Umweltschutz 1
Die Festlegung der Forderziele erweist sich schwierig, da die Vorstellungen der Teilnehmer
sehr heterogen sind. Das Bild entspricht der gegenwiértig bestehenden Agrarforderung. Eine
gewisse Konturierung ist jedoch erkennbar. Als wesentliche Forderziele werden die
Rentabilitét der Investition, die Erzielung eines dem gewerblichen Bereichs vergleichbaren
Einkommens in der Landwirtschaft, eine hhere Arbeitsproduktivitit und die
Qualititsverbesserung (bes. im Weinbau) gewdhlt. Die Rentabilitit von Investitionen als
Forderziel ist bisher im Forderrecht nicht entsprechend verankert.
Wer soll geférdert werden?
Hinsichtlich der Frage, nach welchen Kriterien Betriebe gefordert werden sollen, ergab die
Bewertung durch die Teilnehmer das nachstehende Ergebnis:

Erfolgreiche Unternehmen 14
Qualifizierte Betriebsleiter 6
Betriebe auf entwicklungsfihigen Standorten 5
Wie gegenwirtig 4
Gut ausgebildete Betriebsleiter 3
Junglandwirte 3
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In erster Linie sollen erfolgreiche Unternehmen gefordert werden, die in der Regel auch
von gut ausgebildeten und qualifizierten Betriebsleitern bewirtschaftet werden. Bei der
Frage, wie ein erfolgreiches Unternehmen zu definieren ist, blieb eine Kldrung aufgrund
von Zeitknappheit zundchst noch aus.

Was soll gefordert werden?

Nach Auffassung der Teilnehmer sollten folgende Investitionsobjekte/-bereiche kiinftig
gefordert werden:

Gebdude/bauliche Anlagen 11
Wie gegenwirtig

Untergrenze

7
5
Bestimmte Auf3entechnik 4
Energieproduktion 4

3

Ausgewihlte Produktionsbereiche

Obergrenze 1
Im Wesentlichen sollen kiinftig GroBinvestitionen im Zusammenhang mit
Gebduden/baulichen Anlagen gefordert werden. Allerdings entfiel auch ein groB3er Teil der
Bewertungspunkte auf die Fortschreibung der gegenwértigen Forderpraxis, die ein breites
Spektrum an forderfahigen Investitionsobjekten aufweist. AuBBentechnik wird lediglich fiir
den Weinbau als forderwiirdig erachtet. Dariiber hinaus sollte die Aulentechnik von der
Forderung ausgenommen werden.
Wie soll gefordert werden?
Befragt, welche Instrumente in der Investitionsforderung zur Anwendung kommen sollen,

gaben die Teilnehmer folgende Riickmeldung:

Reiner Zuschuss (ohne Kreditbindung) 19

Wie gegenwirtig 6
Prosperitétsgrenze 5
Hoherer Subventionswert 2
Reine Biirgschaft 2
Laufende Zinsverbilligung 1
Abdiskontierte Zinsverbilligung 0
Zusitzliche Biirgschaft 0

Die grofle Mehrheit der Teilnehmer beflirwortet kiinftig eine Férderung durch Zuschuss ohne
Kreditbindung. Die Zinsverbilligung, ob als laufende oder abdiskontierte Form, wird als zu
verwaltungsaufwindig betrachtet. Dies gilt insbesondere dann, wenn im Fall von vorzeitigen
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Sondertilgungen der verbilligten Kredite Teilriickforderungen errechnet und durchgesetzt
werden miissen. Es wird darauf verwiesen, dass mitunter Zinsverbilligungen von den Banken
nicht abgerufen wurden und nach einem Jahr verfallen sind. Dennoch gibt es einige
Teilnehmer, die die gegenwirtige Regelung als sinnvoll erachten, in der die Férderung von
Grofen Investitionen als diskontierte Zinsverbilligung gewahrt wird.

5. Verwaltungsaspekte

Generell stimmen die Teilnehmer darin liberein, die gegenwirtig gegebenen
Privilegierungsfélle mit Sonderzuschuss abzuschaffen und zum fritheren Zuschussverfahren
(Baukostenzuschuss) zuriickzukehren. Auf diese Weise konnte der gegenwartig erhebliche
Verwaltungs- und Kontrollaufwand deutlich reduziert werden. Es wird au3erdem
vorgeschlagen, unter dem gegenwirtigen Forderregime den Sonderzuschuss in Hohe von

35 % fiir tierartgerechte Haltung auch dann zu gewihren, wenn nur die neuen aber nicht die
alten, mit den neuen unter einem Dach stehenden Anlagen nicht den hohen Anforderungen
entsprechen.

Die Quotenbindung sollte nach Ansicht der Teilnehmer deutlich gelockert werden, da sie dem
Ziel effizienter Produktionsstrukturen entgegenstehen und aulerdem in anderen
Produktionsbereichen (z.B. Gartenbau, Schweinehaltung in RP) ebenfalls keine
Wachstumsrestriktionen bestehen. Damit es nicht zu Investitionsruinen kommt, sorgen alleine
schon die Anforderung im Investitionskonzept, die Banken und die 2 GV-Grenze je ha, so
dass weiterreichende Einschrankungen entbehrlich sind.

Rund 20 % der Betriebe mit Forderinteresse sind aus Sicht der Berater nicht
forderungswiirdig und werden daher bereits im Vorfeld dahingehend beraten, von einer
Antragstellung abzusehen. Bei den Betrieben, die einen Forderantrag stellen, liegt die
Ablehnungsquote bei lediglich 2 %.

Bei Kleinen und bei Grofen Investitionen miissen die antragstellenden Betriebe als
Bewilligungsvoraussetzung gegenwiértig bei Eigenkapitalbildung, Gewinn und Cashflow ein
positives Ergebnis vorweisen. Aullerdem darf die langfristige Kapitaldienstgrenze nicht
vollstindig ausgeschopft sein. Bei einer GroBen Investition miissen die Betriebe eine
ordentliche Eigenkapitalbildung von mindestens 2.500 Euro pro Jahr im Durchschnitt der
letzten drei Jahre per Vorabbuchfiihrung nachweisen.

Die Auflagenbuchfiihrung muss generell im BMVEL-Standard erstellt und seit 2000 im csv-
Format vorgelegt werden (bis zum 1.9.2003 den Beratungsstellen, seitdem den
Bewilligungsstellen). Dies gilt auch flir Gartenbau- und Weinbaubetriebe.

Hinsichtlich der Geschwindigkeit der Antragsbewilligung und der Erfordernisse fiir einen
vorzeitigen MaBBnahmenbeginn ergaben sich unterschiedliche Auffassungen zwischen
Bewilligungsstelle und Beratung. Das wesentliche Problem scheint die Dauer bis zum Erhalt
der Baugenehmigung zu sein, die auBBerhalb des Einflussbereichs der landwirtschaftlichen
Fachbehorden liegt. Die Berater fordern, die Bewilligung bereits auf der Grundlage der

Kreditbereitschaftserkldrung und ohne Vorliegen der Baugenehmigung auszusprechen.
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Anlage:
Teilnehmerliste (26.04.2005):

1) Dirksmeyer, Walter (FAL, Braunschweig)

2) Forstner, Bernhard (FAL, Braunschweig)

3) Knebel, Harald (DLR Rheinhessen-Nahe-Hunsriick)
4) Koppchen, Birgit (LWK RLP, Wittlich)

5) Lodder, Horst (LWK RLP)

6) Pratz, Hermann (LWK RLP)

7) Raésch, Stefan (DLR Mosel)

8) Schnabel, Alfons (LWK RLP)

9) Schroder, Christina (LWK RLP)

10) Wick, Hans (LWK RLP)
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2. Protokoll zum AFP-Workshop in Mainz am 26.04.2005

Schwerpunkt Weinbau

Beginn: 09:30 h
Ende: 16:15h

Teilnehmer: siehe Anlage (Berater und Bewilliger)

1.  Allgemeines zum Steillagenweinbau

Nach einer kurzen Einflihrung durch Herrn Horlebein stellt Herr Dirksmeyer, der seitens der
FAL fiir die Bewertung des AFP und der FérdermaBBnahme fiir Spezialmaschinen im
Steillagenweinbau in Rheinland-Pfalz verantwortlich ist, den Bewertungsauftrag und das
Untersuchungskonzept vor.

Der Steillagenweinbau ist in Rheinland-Pfalz ein Markenzeichen und Kulturgut, das politisch
einen hohen Stellenwert einnimmt. Diese Form des Weinbaus wird vor allem an der Mosel
und an der Ahr sowie ein wenig in der Pfalz (nur ca. 4 ha) betrieben [Umfang des gesamten
Steillagenweinbaus ???]. Die einzelnen Steillagengebiete sind in wirtschaftlicher Hinsicht
unterschiedlich zu beurteilen. Wahrend die Winzer an der Ahr im Durchschnitt vor allem
wegen der Marktndhe zu K6ln/Bonn und zum Ruhrgebiet und der geringen Grof3e des
Anbaugebietes vergleichsweise gute Einkommen erzielen, leiden viele Winzer an der Mosel
unter Einkommensproblemen. Die Betriebe an der Ahr und in der Pfalz konnten nach Ansicht
der Berater die geplanten Investitionen problemlos auch ohne staatliche Hilfe finanzieren. Im
Gegensatz dazu ist bei vielen Betrieben an der Mosel die Forderung oftmals fiir die
Ausstellung einer Bereitschaftserkldrung seitens der Banken erforderlich.

Da der Steillagenweinbau zuséatzlich unter einer sehr zersplitterten Flur leidet, findet in den
letzten Jahren verstérkt eine Flichenarrondierung statt, die teils durch staatliche
Flurbereinigungsprogramme, teils aber auch privat durch Flichentausch und gezielten

-kauf durchgefiihrt wird. Eine Verlagerung der Weinberge in flachere Lagen wére zwar unter
dem Gesichtspunkt der Arbeitsrationalisierung wiinschenswert, ist aber meistens in der Praxis
nicht oder nur bei Qualititseinbuflen moglich.

Wichtig fiir die Einschédtzung der Einkommenssituation ist, dass die Grof3e der Betriebe in der
Regel hierfiir weniger ausschlaggebend ist als die Produktions- und Vermarktungsstrategie
der Betriebe. So konnen Direktvermarktungsbetriebe mit Flaschenweinerzeugung wesentlich
hohere Umsétze und Deckungsbeitrdge je ha erzielen als Traubenproduzenten und
Fassweinerzeuger, die direkt an die Genossenschaft liefern.

Um die besonderen Standortvorteile des Steillagenweinbaus zu nutzen, ist aus Sicht der
Berater fiir Weinbaubetriebe mit entsprechenden Lagen nur eine Flaschenweinerzeugung und
—vermarktung sinnvoll.
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Der Steillagenweinbau wird nicht nur investiv gefordert, sondern durch eine zusitzliche
Flachenforderung in Hohe von bis zu 500 Euro/ha unterstiitzt. Diese GieBkannenforderung
wird jedoch von den Beratern sehr kritisch beurteilt, da sie nicht ausreicht, um die im
Vergleich zu Normallagen hoheren Kosten im Steillagenweinbau auszugleichen.

Im Steillagenweinbau wurden von 2000 bis 2003 insgesamt 67 Férderungen im Rahmen des
Landesprogramms ausgesprochen. Das durchschnittliche forderfdhige Investitionsvolumen
betrug rund 27.000 Euro je Forderfall. Da seit 2004 Maschinen und Geréte fiir den
Steillagenweinbau im Rahmen des AFP gefordert werden konnen, wurde die spezielle
LandesmaBnahme fiir diesen Bereich ausgesetzt.

In der Technikférderung sehen die Beteiligten ein erhebliches MaB an Uberwilzungseffekten
an die Landmaschinenhersteller und -héndler. Ein gewisser Sinn wird teilweise jedoch darin
gesehen, die Steillagentechnik in der Praxis einzufiihren, da einige Steillagen vor der Aufgabe
stiinden und es sich in der Vergangenheit gezeigt habe, dass einmal aufgegebene Fldchen
nicht wieder in die Produktion zuriickgeholt werden.

Insbesondere bei der Forderung der AuBentechnik belduft sich die Forderung héufig auf
lediglich 2.000 Euro Zuschuss, da die Forderuntergrenze bei nur 10.000 Euro liegt. Der hohe
Verwaltungsaufwand fiir die vergleichsweise geringe Forderung wird beméngelt.

Viele Betriebe verzichten nach Ansicht der Berater auf eine Forderung, weil ihnen der
formaltechnische Aufwand zu hoch ist. Mitunter haben Betriebsleiter auch schlechte
Erfahrungen mit der Investitionsforderung gemacht.

Zu den Investitionen im Weinbau insgesamt merken die Berater an, dass in den vergangenen
Jahren eine Tendenz zu sehr groBen Investitionen, z.T. in Verbindung mit einer Verlagerung
der Betriebsstitte, zu beobachten ist. Dies ist das Resultat eines beschleunigten
Strukturwandels im Weinbau. Die Investitionsantrdge enthalten hdufig
Kombinationsinvestitionen bestehend aus Flaschenlager, Maschinen, Fésser, Keller und
StrauBBenwirtschaft, die zwischen 500.000 und 1 Mio. Euro liegen. Die Entwicklungs-
strategien der Betriebe bleiben jedoch sehr unterschiedlich: wahrend die einen Betriebe
Investitionsspriinge vollziehen, entwickeln sich andere Betriebe kontinuierlich.

2. Betriebsleiterbefragung

Befragt wurden 15 Winzer in den Weinbaugebieten Mosel (9 Fille, alles Weingiiter) und Ahr
(6 Fille, ein Weingut). Die Befragung bezieht sich lediglich auf geforderte Betriebe mit
Steillagenweinbau, die in Steillagentechnik investiert haben. Die erhobenen Betriebe
entsprechen aus Sicht der Berater/Bewilliger in etwa dem Gesamtbild hinsichtlich ihrer
Struktur, der Investitionsbereiche und der Investitionsvolumina.

Investition ohne Fdrderung

Die Betriebsleiterbefragung ergab, dass rund 70 % auch ohne Forderung unverandert
investiert hétten. Lediglich 14 % der geforderten Betriebe hatten ohne Forderung keinerlei
Investition vorgenommen. In einem Fall (7 %) wire die Investition zeitlich verschoben

worden. Die Berater bestétigen diese Ergebnisse weitgehend. Nach ihrer Ansicht wiirden viele
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der Betriebe die Maschinen und Geréte auch ohne Forderung erwerben, da es sich bei diesen
Investitionen nicht um strukturelle Entscheidungen handele und die Vorteile der Investitionen
offensichtlich wéren. Insgesamt ist somit davon auszugehen, dass mit der Férderung von
Steillagentechnik ein erhebliches Mall an Mitnahmeeffekten verbunden ist.

Trotz der offensichtlichen Mitnahmeeffekte weisen einzelne Berater darauf hin, dass durch
die Férderung mehr Spielraum fiir andere Investitionen verbleibe und die Technikférderung
aus diesem Grund sinnvoll sei. Zudem kann der Steillagenweinbau nur durch
Rationalisierungsinvestitionen rentabel praktiziert werden.

Die Groflen Investitionen der Winzer wiirden nach Ansicht der Berater ohne Forderung nur in
einem Drittel der Félle ebenfalls durchgefiihrt, z.T. aber vom Umfang her etwas kleiner.
Wirkungen der Investitionen

Im Vordergrund stehen aus Sicht der Berater arbeitswirtschaftliche Vorteile (hdhere
Schlagkraft) und mehr Zeit fiir die Vermarktung von Flaschenweinen. Dariiber hinaus werden
auch im Umweltbereich deutlich positive Effekte erzielt, indem durch Raupenspritzung
genauere Spritztermine flir Fungizidanwendungen realisiert werden konnen und die Abtrift
und der Mittelverbrauch im Vergleich zur gingigen Hubschrauberspritzung verringert werden
kann. Die Mulchgerdte konnen durch eine grundwasserschonende Bewirtschaftung dazu
beitragen, die Bewésserungskosten zu reduzieren und die Weinertrage insbesondere in
Trockenjahren zu stabilisieren.

Warnend wird von Beratern vereinzelt jedoch auch darauf verwiesen, dass das haufig im
Zusammenhang mit der Einfithrung der Steillagentechnik verfolgte Ziel einer
Umsatzerhdhung durch Direktvermarktung und Fldchenausdehnung vielfach aufgrund von
Betriebsleiterschwichen Wunschdenken bleibt. Dies widerspricht der Einschiatzung vieler
Betriebsleiter, die die zusétzliche, fiir die Vermarktung verfiigbare Zeit als wichtig erachten.
AulBlerdem wurde von einigen Winzern berichtet, dass sie durch die Anschaffung der
Steillagenspezialmaschinen die Mdglichkeit hatten, ihre Rebenflichen auszudehnen.

Ex post Beurteilung der Investition

Laut Befragung wiirden fast alle geforderten Betriebsleiter die Investitionen in die
Steillagentechnik aus heutiger Sicht wieder genauso durchfiihren. Die erzielten Wirkungen
sind aus Sicht der Betriebsleiter teilweise besser als erwartet. In einem Fall kam es jedoch zu
technischen Schwierigkeiten bei der Inbetriebnahme der neuen Technik. Ein anwesender
Berater, der diesen Einzelfall kennt, erklart diese Probleme mit der unzureichenden
Technikeignung des betroffenen Betriebsleiters.

Von Seiten der Berater wird angemerkt, dass die Techniken fiir den Steillagenweinbau
aufgrund geringer Stiickzahlen sehr teuer und teilweise recht storanfillig sind und daher von
den Betriebsleitern ein geschicktes Héndchen erfordern. Dies sei in der Praxis jedoch mitunter
nicht gegeben (s. oben).
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3. Kinftige Ausrichtung der Investitionsforderung

Bei der Diskussion iiber die kiinftige Ausrichtung der Investitionsforderung wurden die
Teilnehmer gebeten, ihren Uberlegungen die gesamte Weinbauférderung zugrunde zu legen,
d.h. sich nicht auf den Steillagenweinbau zu beschranken.

Forderziele

[Anmerkung: Die Ziele wurden gemeinsam erarbeitet; es konnten von jedem Berater/Betreuer
5 Punkte vergeben werden. Dieses Verfahren wurde grundsatzlich auch bei den
nachfolgenden Bereichen angewendet.]

Die Bewertung der verschiedenen méglichen Forderziele durch die Berater ergab folgendes
Bild:

— Unternehmenssicherung 17

— Einkommensdiversifizierung 11

— Verbesserung der Arbeitsbedingungen 11

— Rentabilitdt der Investitionen 10
— Qualitdtsverbesserung 9
— Arbeitsrationalisierung 4
— Umsatzwachstum 4
— Umweltschutz 0

Die Beteiligten sehen als Forderoberziel die Sicherung von moglichst vielen
Weinbauunternehmen. Dies soll durch den Aufbau zusétzlicher Einkommensstandbeine sowie
durch die Verbesserung der Arbeitsbedingungen und der Produktqualitét erreicht werden.
Dagegen wird bei Umsatzwachstum durch Flachenzuwachs und bei der Verbesserung der
Arbeitsproduktivitit nur vergleichsweise wenig Bedarf gesehen. Arbeitsrationalisierung wird
nur im Steillagenweinbau als besonderes Forderziel angesehen, um auch in Zukunft die
Bewirtschaftung der Steillagen zu gewahrleisten.

Wer soll geférdert werden?

Hinsichtlich der Frage, nach welchen Kriterien Betriebe gefordert werden sollen, ergab die
Bewertung durch die Teilnehmer das nachstehende Ergebnis:

— Entwicklungsfahige Betriebe 17
— Erfolgreiche Betriebe

— Betriebsleiterqualifikation

— Existenzgriindungsforderung
— Entwicklungsfahige Standorte

— Wie gegenwirtig

W h»L L 3 o0 O

— Junglandwirte

— Gute Berufsausbildung 1

178



Die Teilnehmer sind der Ansicht, in erster Linie entwicklungsfahige Betriebe zu fordern.
Aufgrund der Zeitknappheit eine Konkretisierung des Begriffs ,,entwicklungsfahiger Betrieb
aus. Gegenwirtig wird von den Betrieben eine angemessene Eigenkapitalbildung

(> 3.000 Euro) sowie die Kapitaldienstfiahigkeit unter Einbeziehung der neu zu férdernden
Investitionen gefordert. Ein fritherer Versuch zur Abgrenzung der forderbaren Betriebe
gegeniiber den Hobbybetrieben, wonach die forderbaren Betriebe mindestens ein Einkommen
in Hohe von 6 Euro je Arbeitsstunde und Familien-AK oder ein ordentliches Ergebnis von
mindestens 3.000 Euro je Betrieb erzielen miissen, wurde inzwischen — auch wegen des hohen
Arbeitsaufwands und der dadurch bewirkten Ausgrenzung einkommensschwacher
Agrarbetriebe — aufgegeben.

Die Betriebsnachfolge wird von den Teilnehmern als erhebliches regionales Problem im
Weinbau angesehen. Die gegenwértig mogliche Junglandwirteférderung konne dieses
Problem aufgrund ihrer spezifischen Gestaltung jedoch nicht 16sen. Die als Landesmafinahme
angebotene Niederlassungspramie von bis zu 25.000 Euro wird {iberwiegend als
Technikforderungsprogramm bezeichnet und ist nach Ansicht der Teilnehmer im Sinne einer
Strukturforderung weitgehend wirkungslos. Wichtiger als die Junglandwirteforderung sei eine
Existenzgriindungsforderung fiir die Félle, in denen bestens ausgebildete
Nachfolgeunternehmer auf einem nicht rentabel gefiihrten Weingut einsteigen wollen, aber
aufgrund der Gegebenheiten gegenwirtig nicht forderbar sind.

Was soll geférdert werden?

Die nach Auffassung der Teilnehmer zu férdernden Investitionsobjekte sind:

—  Gebéude/bauliche Anlagen 16
—  Wie gegenwartig 12
— Innentechnik 10
— Aussiedlungen 8
— Bestimmte AuBlentechnik 7
— Bestimmte Produktionsbereiche 1

Die Ansicht der Teilnehmer hinsichtlich der zu fordernden Investitionsobjekte ist recht
unterschiedlich, so dass wie gegenwirtig eine Konzentration auf bestimmte
Investitionsobjekte nicht moglich ist. Jedoch wird tendenziell ein besonderer Bedarf zur
Forderung von Gebduden und baulichen Anlagen mit zugehdriger Innentechnik gesehen.
Bei der AuBBentechnik wird besonders auf die Notwendigkeit der Technik zur Verbesserung
der Weinqualitét hingewiesen (z.B. Traubenwagen, Repro-Gerite), wahrend sonstige
AuBentechnik weitgehend nicht gefordert werden soll (v.a. Mulchgerite).
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Wie soll gefordert werden?
Befragt, welche Instrumente in der Investitionsforderung zur Anwendung kommen sollen,
gaben die Teilnehmer folgende Riickmeldung:

— Reiner Zuschuss 19
— Hohere Untergrenze 13
— Wie gegenwirtig 12
— Einkommensabhingige Forderung 4
— Prosperitdtsgrenze 3
— Subventionswert erhdhen 2
— Abdiskontierte Zinsverbilligung 2
— Laufende Zinsverbilligung 0
— Zusiétzliche Biirgschaft 0

Die Teilnehmer sprechen sich mehrheitlich fiir die ausschlieBliche Gewihrung eines
Zuschusses aus, da der gegenwartig im Rahmen der Zinsverbilligung verursachte
Verwaltungsaufwand aufgrund der langen Kreditlaufzeiten sehr hoch ist. Allerdings spricht
sich auch ein nicht unerheblicher Teil der Teilnehmer fiir die Kreditbindung und die
Forderung als diskontierte Zinsverbilligung aus.

Die gegenwirtig bestehende Forderuntergrenze sollte nach Ansicht einiger Beteiligter
heraufgesetzt werden, um den jetzt bestehenden hohen Verwaltungsaufwand fiir ,,kleine*
Antrdge zugunsten der ,,groeren Antrage, d.h. solche mit einem héheren Subventionswert,
abzubauen. Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass bei hoheren Untergrenzen vielfach
unsinnigerweise wieder hohere Investitionen durchgefiihrt wiirden, um die Férderuntergrenze
zu erreichen. Als sinnvoller wird daher ein sehr abgespecktes, verwaltungseinfaches
Verfahren fiir sehr kleine Investitionen erachtet. In der Diskussion zeigten sich jedoch
grundsétzlich unterschiedliche Auffassung hinsichtlich der notwendigen Antragsunterlagen
zwischen Beratern und Bewilligungsstelle, z.B. beziiglich der Notwendigkeit einer
nachvollziehbaren Betriebs- und Maflnahmenbeschreibung.

Auch aus Sicht der Bewilligungsstelle ist das Verwaltungsverfahren im Zusammenhang mit
dem AFP in den vergangenen 10 Jahren deutlich aufwéndiger geworden. Einige
Verbesserungsvorschlidge werden im nachfolgenden Punkt zusammengefasst.

4. Verwaltungsaufwand und —-verfahren

Beméngelt wird vor allem seitens der Berater, dass die Kleinen Investitionen vergleichsweise
viel Verwaltungsaufwand verursachen und aus diesem Grund zu wenig Zeit fiir die
notwendige Beratung und Begleitung der Unternehmen mit Gro3en Investitionen bleibt. Die
formalen Unterschiede und damit der verursachte Antragsaufwand ist aus Sicht der Berater
bei GroBlen und Kleinen Investitionen nicht sehr grof3. Die erforderlichen Formulare (Antrag,
Investitionskonzept, etc.) sind bei beiden Forderungen weitgehend vergleichbar. Ein Berater
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berichtet, dass es thm schlicht peinlich sei, all die geforderten Unterlagen beim Antragsteller
einzuholen, weil der Umfang an Antragunterlagen in keinem verniinftigen Verhéltnis mehr
zur Forderhohe stehe.

Die Berater schlagen vor,

— die Pflicht zur Erstellung eines IK bei Kleinen Investitionen und bei der
Niederlassungspridmie abzuschaffen,

— die sonstigen Einkunftsarten bei Kleinen Investitionen nicht mehr zu erfassen,
— die umfangreiche Betriebs- und Mafnahmenbeschreibung wegzulassen und

— den fachlichen Ausarbeitungen der Berater seitens der Bewilligungsstellen wieder

mehr Gewicht einzurdumen und auf diese Weise Doppelarbeit zu vermeiden.
Ziel sei es, wieder mehr Zeit fiir die Unternehmen mit den wichtigen Grof3en Investitionen zu

gewinnen und diese angemessen beraten zu konnen.

Bemingelt wird auch die Vorschrift, bei Maschinen und Geriten fiir den Steillagenweinbau
drei Vergleichsangebote einzuholen, weil es sich dabei um wenig vergleichbare
Spezialmaschinen (z.B. SMS-Gerét und verschiedene Raupentypen) handelt. Aulerdem ist
ein lokaler Anbieter wegen des notwendigen technischen Betreuungsservices vorzuziehen.
Die bestehende Vorschrift fithre nur dazu, dass ,,Phantomangebote* eingeholt wiirden.

Die Verwaltungsreform hat aus Sicht der Beteiligten die AFP-Férderung nicht gravierend
beeinflusst. Einige Anderungen gibt es jedoch. So sind die Landwirte jetzt selbst fiir die
Antragstellung und die im Antrag gemachten Angaben (auch die Angaben der Berater)
verantwortlich. Vorher mussten die Antragsteller eine gutachterliche Stellungnahme der
Staatlichen Lehr- und Forschungsanstalt (SLFA) einholen und dem Antrag beilegen. Obwohl
nun die auf die Landwirtschaftskammern iibergegangenen Beratungsaufgaben von den Bauern
und Winzern freiwillig in Anspruch genommen werden konnen, wird in der Praxis
gegenwartig kaum ein Antrag ohne Kammerberatung erstellt, da die Antragstellung die
Bauern und Winzer nach Ansicht der Berater in der Regel {iberfordert.
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Anlage:
Teilnehmerliste (27.04.2005):

11) Bonnet, Ulrike (LWK — NW)

12) Brohl, Hans-Werner (LWK — RLP)

13) Dirksmeyer, Walter (FAL, Braunschweig)
14) Dr. Sauer, Udo (LWK — RLP)

15) Forstner, Bernhard (FAL, Braunschweig)
16) Hirsch, Marion (DLR — Mosel)

17) Kramer, Hermann-Josef (LWK — RLP)
18) Oster, Christoph (DLR — Mosel)

19) v. Keitz-Fuchs, Ute (LWK — NW)

20) Weber, Herbert (LWK — RLP)

21) Wick, Hans (LWK — RLP)

22) Zehr, Wolfgang (DLR — Mosel)
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	3.6.1 Sie haben mir vorhin gesagt, dass Sie eine staatliche Investitionsförderung in Höhe von ca. ____________ €/Jahr bzw. ____________ €/Monat erhalten haben.  
	3.6.1.1 Wenn sie diese Förderung nicht erhalten hätten, wäre bei gleichem Investitionsvolumen die damit verbundene finanzielle Mehrbelastung für Sie zu einem ernsthaften Problem geworden? 
	3.6.1.1.1 Wie hätte sich dieses Problem geäußert? 

	3.6.1.2  Wie hätte die Investition ohne Förderung ausgesehen?  Bitte sagen Sie mir jeweils, warum Sie sich so entschieden hätten. 
	3.6.1.3 Wie hätten Sie dieselbe Investition ohne Förderung finanziert? 
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